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Beginn: 15.00 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich eréffne die Sitzung heute von hier aus und
ich beginne mit einem Zitat:

"Democracy is the worst form of government
except all those other forms that have been
tried from time to time."

Ein kluger Satz von Winston Churchill 1947. Der
britische Premierminister sagte damit nicht, es ga-
be keine bessere Regierungsform, er sagte nur,
dass bis dato keine bessere gefunden worden sei.
Daran hat sich bis heute nichts geandert, und des-
halb freue ich mich auch Uber die heutige Ent-
scheidung unseres Verfassungsgerichts,

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

denn eine Volksgesetzgebung, bei der eine ver-
gleichsweise kleine Minderheit entscheiden koén-
nen soll, ist es jedenfalls auch nicht.

Heute auf den Tag genau vor 70 Jahren, am
13. Oktober 1946, ist die Birgerschaft erstmals
nach dem Zweiten Weltkrieg wieder gewahlt wor-
den. Nach schmerzhaften, unvorstellbaren zwolf
Jahren NS-Diktatur, in denen die Demokratie und
die Menschenrechte mit FlRen getreten worden
waren und noch Schlimmeres, stand unsere Hei-
matstadt vor einem Neubeginn und buchstablich
vor dem Wiederaufbau. In Hamburg lagen 43 Mil-
lionen Kubikmeter Trimmer herum, fast zwei Drit-
tel aller Wohnungen waren zerstort. Viele Men-
schen litten an Hunger und Krankheiten, es fehlte
am Notigsten, aber sicher nicht an der Hoffnung,
dass die Freie und Hansestadt Hamburg in eine
bessere Zukunft steuern moge. Nur wie?

In diese Zeit fiel die Entscheidung der britischen
Militarregierung, zunachst eine ernannte Burger-
schaft zu bestimmen. Sie umfasste 81 Mitglieder
und begann im Februar 1946 ihre Arbeit. Vorrangi-
ges Ziel war es naturlich, die N6éte der Hamburge-
rinnen und Hamburger zu lindern; vor allem durch
ein demokratisch legitimiertes Parlament sollte der
Wiederaufbau gesteuert werden.

Deshalb bereitete diese ernannte Birgerschaft
dann auch die ersten freien Wahlen vor. Es galt
ein modifiziertes Personlichkeitswahlrecht, 84 Be-
werberinnen und Bewerber sollten direkt, 26 nach
Verhaltniswahlrecht gewahlt werden. Jede Wahle-
rin, jeder Wahler hatte insgesamt vier Stimmen zu
vergeben.

Zuversicht und Hoffnung auf einen Wiederaufbau
und einen demokratischen Neubeginn sorgten fir
eine hohe Wahlbeteiligung. Dabei waren die Be-
dingungen nicht die besten: Kilometerlange Wege
zu den Wahllokalen, die haufig improvisiert waren,
Wahlkabinen mussten aus Wolldecken und Holz-

teilen gebastelt werden, als Urnen dienten Muniti-
onskisten.

Das Wahlrecht erklart auch die ungewdhnlichen
Mehrheitsverhaltnisse im Parlament, die aus dieser
Wahl am 13. Oktober 1946 hervorgingen. Die Sozi-
aldemokratische Partei Deutschlands erhielt rund
43 Prozent der Stimmen und damit 83 von 110 Sit-
zen in der Blrgerschaft.

In der konstituierenden Sitzung am 30. Oktober
1946 appellierte der neu gewahlte Prasident
Adolph Schonfelder an die Abgeordneten von
SPD, CDU, FDP und KPD:

"Uns eint das gemeinsame Interesse an un-
serem schwer gepriften Vaterlande und das
Wohl unserer Vaterstadt Hamburg. Diesem
Dienst lassen Sie uns unsere besten Krafte
widmen, dann wird auch eine bessere Zu-
kunft unsere heutige Arbeit lohnen."

Es sollte eben nicht um einzelne Interessen gehen,
sondern um Hamburg als Ganzes, als Gemeinwe-
sen, das seine Starke nur dann beweisen kann,
wenn es die zahlreichen inneren Krafte zusam-
menfihrt. Ubrigens so, wie es seit 1946 unsere
Verfassung von uns verlangt: Abgeordnete haben
Vertreter des ganzen Volkes zu sein.

Neben den Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen,
dem offentlichen Nahverkehr und der Versorgung
der Menschen mit dem Notigsten galt vor allem:
Die wichtigsten Werte, die fur uns heute selbstver-
standlich sind — Toleranz, individuelle Freiheit, Ge-
waltenteilung, Demokratie und Rechtsstaat -
mussten langsam, aber stetig wieder aufgebaut
werden. Die Abgeordneten, damals mit dem Ver-
trauen der Hamburgerinnen und Hamburger aus-
gestattet, waren Uberzeugt davon, dass dieses
Vertrauen grundlegend fiir unsere Demokratie ist.
Ich denke, umso mehr steht unserem Parlament,
jedem von uns, ein wenig Demut gut zu Gesicht.
Der Optimismus der Abgeordneten jener Zeit darf
uns Mahnung und Vorbild sein.

(Beifall bei allen Fraktionen und bei Dr. Lud-
wig Flocken fraktionslos)

Es war und ist eine grofle Ehre und natlrlich mit
einem erheblichen Vertrauensvorschuss behaftet,
wenn man von den Wahlerinnen und Wahlern in
ein Parlament entsandt wird. Diesem Anspruch ge-
recht zu werden, dabei nie auszuruhen, das ist un-
sere fortwahrende Aufgabe. Aber sie besteht Ubri-
gens auch darin, gemeinsam den Rucken gerade
zu machen, wenn wir als Teil des Systems verant-
wortlich gemacht werden flr alles Schlechte in der
Welt.

Unsere Demokratie wird nur dann eine Erfolgsge-
schichte bleiben, wenn wir sie verteidigen gegen
Gleichgiiltigkeit, gegen Zynismus, gegen Hoff-
nungslosigkeit und gegen allzu partikulares Den-
ken.
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(Prasidentin Carola Veit)

(Beifall bei allen Fraktionen und bei Dr. Lud-
wig Flocken fraktionslos)

Deswegen tun wir Ubrigens auch gut daran, zur
Kenntnis zu nehmen, dass das Interesse an Parla-
menten jedenfalls scheinbar nicht steigt, und es ist
richtig, dass wir gemeinsam an dieser Frage arbei-
ten.

Die Menschen in unserer Stadt erwarten von uns,
so wie damals vor 70 Jahren, Antworten auf die
drangendsten aktuellen Fragen, und wir erfillen
diese Aufgabe gemeinsam. Schlief3lich war und ist
in all diesen Jahrzehnten die Hamburgische Bir-
gerschaft nicht nur der Ort der politischen Ausein-
andersetzung und der Pluralitat, die unser Gemein-
wesen auszeichnen, sondern wir sind auch Spie-
gelbild der Gesellschaft, in der wir leben und fir
die wir an diesem Ort gemeinsam Politik gestalten.

Seit der ersten Birgerschaftswahl vor 70 Jahren
sind in diesem Hause unzahlige Tagesordnungs-
punkte debattiert, Drucksachen verdffentlicht, Ge-
setze verabschiedet worden, so wie wir es auch
heute wieder tun. Allein unsere Hamburgische Ver-
fassung hat seit 1952 18 Anderungen erfahren.

Die Deutschen, insbesondere wir Westdeutschen
und auch insbesondere wir Hamburgerinnen und
Hamburger, hatten viel Glick. Nie zuvor in unserer
Geschichte gab es eine so lange Periode von Frie-
den, Freiheit und Wohlstand wie in den vergange-
nen 70 Jahren. Ich glaube, wir kdnnen sehr be-
scheiden sagen, die Menschen, die hier in diesem
Hause Uber Jahrzehnte die Weichen gestellt ha-
ben, haben ihren Anteil an dieser erfreulichen Ent-
wicklung. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei allen Fraktio-
nen und bei Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Vielen Dank.

Inzwischen sind wir auch alle da und konnen unse-
re

Aktuelle Stunde

von gestern fortsetzen. Dazu rufe ich dann sehr
gern das dritte und das sechste Thema gemein-
sam auf, die wir gestern wegen Zeitablaufs nicht
mehr besprechen konnten.

Das ist zum einen das von der FDP-Fraktion ange-
meldete Thema

Der Wirtschafts- und Logistikstandort
Hamburg wird von Stau blockiert und
Rot-Griin schaut hilflos zu

und das von der CDU-Fraktion angemeldete The-
ma

Staustadt Hamburg — Biirger und Wirt-
schaft leiden unter rot-griiner Verkehrs-
politik

Wer mochte beginnen? — Herr Dr. Schinnenburg
von der FDP-Fraktion, Sie haben das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sagen Sie von Rot-
Grin einmal, was haben lhnen eigentlich die Auto-
fahrer angetan? Was haben sie Schlimmes getan,
dass Sie sie so behandeln, wie Sie es tun? Allein
im September gab es auf den Autobahnen, nur auf
den Autobahnen in Hamburg, durchschnittlich
60 Kilometer Stau pro Tag. Viel langere Staus gab
es auf den StadtstralBen. Hamburgs Autofahrer
stehen im Stau und der Senat tut nichts.

(Beifall bei der FDP und bei Joachim Len-
ders CDU)

Wie dramatisch das Problem ist, kbnnen Sie daran
erkennen, wenn Sie im Radio einmal die Nachrich-
ten einschalten: Oft sind die Verkehrsmeldungen
mittlerweile langer als die normalen Nachrichten.
Das ist doch ein Menetekel. Wenn lhnen das noch
nicht reicht, das "Hamburger Abendblatt" verwen-
det mittlerweile mehr Zeit auf die Stauberichterstat-
tung als auf Kdnigin Silvia. Das spatestens musste
Ihnen doch zeigen, wie ernst die Lage ist. Aber der
Senat tut einfach nichts, und das ist ein Skandal.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Der Senat ist nicht etwa untatig gewesen, nein, er
hat alles daflir getan, dass die Staulage noch
schlimmer ist, als sie es je sein konnte.

Seit vielen Jahren weild der Senat, dass auf der
A 7 eine grof3e Baustelle stattfindet, und er weil}
ebenso, dass die wichtigste Ausweichstrecke die
A 1 ist. Er verzichtet nicht darauf, auf der A 1
gleichzeitig eine Baustelle nach der anderen einzu-
richten. Nach den neuesten Auskiinften des Se-
nats, gestern angekommen, gab es auf der A 1,
der Ausweichstrecke fir die A 7, seit Juli nicht we-
niger als sechs Baustellen. Seit Montag gibt es
parallele Baustellen auf der Kieler StralRe und am
Grindelberg. Das ist schlicht Dilettantismus. So
produziert man noch langere Staus.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Thering
CDU)

Zweitens: das Stichwort KOST. Viele kennen den
Begriff, KOST steht fir Koordinierungsstelle fir
Baumaflnahmen. Mit der KOST ist es so wie mit
dem Wachtelkdnig. Man redet oft von ihm, aber
keiner hat ihn je gesehen. Scheinbar gibt es die
KOST gar nicht, jedenfalls findet Baustellenkoordi-
nierung in Hamburg nicht statt.

Dritter Punkt: Baustellen dauern in Hamburg end-
los lange. Es gibt praktisch keinen Bonus Malus,
keine Anreize, Baustellen schneller abzuwickeln.
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(Dr. Wieland Schinnenburg)

Es gibt fast keinen Mehrschichtbetrieb. Fahren Sie
einmal an Baustellen vorbei, da sehen Sie standig
Sperrungen, aber selten Bauarbeiter. Das muss
anders werden.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vierter Punkt: Es gibt keine bedarfsabhangige Am-
pelsteuerung. Wenn Sie in andere Stadte kom-
men, nicht in alle, aber in manche, kénnen Sie,
wenn Sie einmal in der griinen Welle sind, weiter-
fahren. Nicht so in Hamburg. Fahren Sie auf der
Wandsbeker Chaussee von Wandsbek Markt in
die Innenstadt — Sie stehen an jeder Ampel.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch BIlod-
sinn!)

Das ist ein Skandal.
(Beifall bei der FDP und der CDU)

Nun ist es nicht so, dass in der Hamburger Ver-
kehrspolitik nichts passiert. Es werden nur die vol-
lig falschen Prioritdten gesetzt. Dieser Senat be-
schaftigt sich mit Busbeschleunigung und dem
Vollpinseln von Straf’en mit weilRen Strichen. Dafir
ist Zeit und Geld da, aber fir die Staubekampfung
nicht. Das ist eine vdllig falsche Prioritatensetzung.

Der Senat hat Hamburg =zur Stauhochburg
Deutschlands gemacht. Die Leute lachen schon
Uber uns.

(Wolfgang Rose SPD: Uber Sie! — Dirk Kien-
scherf SPD: Sie hatten mal damals die Stra-
Ren sanieren sollen!)

Das finde ich aber nicht zum Lachen, sondern zum
Weinen, denn die Burger und der Lkw-Verkehr ste-
hen im Stau, und das geht gar nicht.

Wie falsch die Prioritatensetzung von manch ei-
nem bei uns im Haus ist, kdnnen Sie an dem fol-
genden Gedankenexperiment erkennen. Stellen
Sie sich einmal vor, es gabe 60 Kilometer Stau von
Fahrradfahrern. Ja, da wirden doch Frau Sud-
mann und die GRUNEN in jeden verfiigbaren
Tisch beifden und versuchen, da etwas zu machen.
Bei Autofahrern scheint Ihnen das irgendwie egal
Zu sein.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Horen Sie sich einfach einmal folgende, fiir Sie un-
angenehme Wahrheiten an. Erstens: Container
kann man nicht mit dem Fahrrad transportieren.
Zweitens: Autofahrer sind auch Menschen, und
Staus sind die schlimmste Belastung mit Larm und
Krach, die man Uberhaupt nur haben kann. Der
schlimmste Verkehr, den es gibt. Egal ob es aus
Unwilligkeit oder Unfahigkeit geschieht, was Sie in
der Verkehrspolitik in Hamburg machen, ist eine
Unverschamtheit. Héren Sie auf mit dem ideologi-
schen Unsinn, tun Sie etwas gegen Staus. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Koeppen von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir wollen jetzt
einmal Ursache und Wirkung erkldren. Herr
Dr. Schinnenburg, Sie hatten doch gestern in der
Aktuellen Stunde bemangelt, dass die Zeit, in der
die FDP mit in der Regierungsverantwortung war,
nicht ausreichend gewirdigt wurde. Das werde ich
jetzt sehr gern einmal nachholen.

(Katja Suding FDP: Wann war das noch mal,
Frau Koeppen?)

Mit der Einflhrung des Erhaltungsmanagements
wurde erstmals in der Geschichte Hamburgs eine
valide Datengrundlage Uber den Stral’enzustand in
Hamburg geschaffen. Ubrigens ein Projekt, Herr
Dr. Schinnenburg, das Sie bereits 2002 gemein-
sam mit der CDU und der Schill-Partei gefordert
hatten, in einer Zeit, als die FDP in der Regie-
rungsverantwortung war. Und was ist passiert?
Gar nichts.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ziel des Erhaltungsmanagements ist es, Haus-
haltsmittel dort einzusetzen, wo sie die grofite Wir-
kung erzielen. Und genau das tut der Senat. Haus-
haltsmittel werden in die Infrastruktur gesteckt, da-
mit der Wirtschafts- und Logistikstandort Hamburg
gesichert wird. So wurden im Jahre 2016 insge-
samt 146 Kilometer Fahrbahn saniert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

2015 war auch sehr beeindruckend, Herr
Dr. Schinnenburg, 127 Kilometer mit einem Einsatz
von 72 Millionen Euro.

Seit 2011 wurden insgesamt 720 Kilometer Fahr-
bahn mit einem finanziellen Einsatz von uber
430 Millionen Euro saniert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zum Vergleich: Vor 2011 waren es gerade einmal
rund 44 Millionen Euro im Durchschnitt. Dann
schauen wir einmal auf die FDP-Regierungszeit,
da wurden die Mittel sogar auf 20 Millionen Euro
abgesenkt. Da gibt es auch den Bericht des Rech-
nungshofs von 2010, vielleicht kdnnen Sie das er-
kennen, Herr Dr. Schinnenburg, eine schéne rote
Linie, die nach unten zeigt. Das ist der Grund,
warum wir heute investieren mussen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Herr Dr. Schinnenburg, die Auswirkungen der heu-
tigen Baustellen waren auch geringer, wenn in
FDP-Regierungszeiten in den Ausbau des OPNV
investiert worden ware. Aber was ist passiert in der
Zeit? Nichts.
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(Martina Koeppen)

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nur mit attraktiven Angeboten werden Pendler
Uberzeugt, auf den OPNV umzusteigen. Nur da-
durch werden Staus minimiert und die Verkehrs-
wende wird umgesetzt.

(Katja Suding FDP: Woran erkennen wir die
minimierten Staus?)

Und genau da reagiert der rot-griine Senat. Den
Bau der U4, die Verlangerung der U4, die S21
oder die S4 mochte ich jetzt einmal nur als Beispiel
nennen. Und dann zeigt auch noch die viel ge-
scholtene Busbeschleunigung ihre Wirkung, Herr
Dr. Schinnenburg.

(Dennis Thering CDU: Das stimmt!)
- Ja.

Es gibt 10 Prozent Fahrgaststeigerung auf der Me-
trobuslinie 5. Und das bei einer Linie, die europa-
weit jetzt schon die meisten Fahrgaste hat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Diese Zahlen zeigen sehr deutlich, die Hamburge-
rinnen und Hamburger wollen die Verkehrswende,
und genau da wird der Senat dann auch weiterma-
chen. Ausbau der Radwege, Weiterentwicklung
des OPNV und die Einfilhrung umweltvertraglicher
Antriebe werden vorangetrieben. Und nicht zu ver-
gessen: Auch die Straleninfrastruktur wird weiter
in Ordnung gebracht, damit auch in Zukunft Ham-
burg der Logistik- und Wirtschaftsstandort ist. —
Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering von der
CDU-Fraktion hat das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Liebe Frau Koeppen,
wenn man Sie so reden hort, hat man das
Gefihl, dass Sie entweder in einer ganz anderen
Welt leben oder, was noch schlimmer ware, dass
Sie die Realitat vollig ausblenden. Anders ist die-
ser hilflose Versuch, lhre Verkehrspolitik schénzu-
reden, nicht zu erklaren.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Fakt ist doch und das sieht jeder Hamburger Tag
fur Tag: Hamburg erstickt im Stau. Man muss sich
das einmal vorstellen, jede Hamburgerin und jeder
Hamburger steht 45 Stunden im Jahr im Stau.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ich nicht!)

Das ist die Realitat. Von jeder Stunde Fahrzeit
steht jeder Hamburger 19 Minuten im Stau. Das ist
das Ergebnis flnfjahriger SPD-Regierung in unse-
rer Stadt.

(Beifall bei der CDU)

37 CDU-Anfragen hat es in der letzten Legislatur-
periode zum Stichwort Staustadt Hamburg gege-
ben, mindestens 37-mal hatten Staatsrat Rieckhof
und Konsorten schon damals die Chance ergreifen
kénnen, das Thema anzugehen. Und was haben
Sie gemacht?

(Wolfgang Rose SPD: Ey, was sind denn
das flir Spriche!)

Sie sind jetzt sehr aufgeregt, weil Sie selbst mer-
ken, dass Sie mit dem Thema viel Kredit bei den
Hamburgerinnen und Hamburgern verlieren, aber
was haben Sie denn getan?

(Beifall bei der CDU)

Sie haben nichts gemacht. Sie machen es von Tag
zu Tag nur noch schlimmer. Wir erleben in Ham-
burg ein historisches Staudesaster und ein tagli-
ches Totalversagen dieses rot-griinen Senats.

(Beifall bei der CDU)

Hamburg hat sich in den zurlckliegenden Jahren
Stick fur Stick an die Spitze der Staustadte in
Deutschland gekampft. Die Staustadt Hamburg ist
schon lange kein Schreckgespenst mehr, wie Herr
Bill, Frau Koeppen oder Herr Buschhiter uns das
immer wieder weismachen wollen. Die Staustadt
Hamburg ist traurige rot-griine Realitat.

Und warum ist das so? Sehen wir uns das doch
einmal an. Wir haben seit 2010 rund 45 000 Autos
mehr auf unseren Strafen. Das lasst die SPD und
die GRUNEN natiirlich fassungslos und vor allem
verargert zurlck, Sie tun doch taglich nichts ande-
res, als die Autofahrer zu piesacken, ihnen Steine
in den Weg zu legen, und dann argern Sie sich na-
turlich, dass die Autos in Hamburg derart zuneh-
men. Da muss man sich einmal fragen, was denn
die Antwort des Senats auf die steigende Zahl der
Autos ist. Sie verknappen den Verkehrsraum, wo
Sie nur kénnen, und zwingen die Fahrradfahrer vor
allem gegen ihren Willen auf die Hauptverkehrs-
straen. Das ist nicht nur brandgefahrlich fur die
Fahrradfahrer, das ist vor allem auch eine dramati-
sche Situation fur den Verkehr und verschéarft die-
ses Problem ungemein.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Es geht noch lustig weiter. Sie halten an den mobi-
litatsfeindlichen P+R-Gebuhren fest, die Auslas-
tung jener 18 Anlagen, die Sie seit 2014 der Ge-
bihrenpflicht unterworfen haben, ist im Vergleich
zu der Zeit vor den GebUlhren bis heute um 24 Pro-
zentpunkte gesunken. Mit der Konsequenz, Sie er-
leben das jeden Tag, an den U- und S-Bahn-Sta-
tionen kommt es zu gefahrlichen Parkplatzsuchver-
kehren, und das genau in der Zeit, wo unsere Kin-
der mit dem Fahrrad und zu Full auf dem Weg zur
Schule sind. Das ist traurige Realitat Ihrer Ver-
kehrspolitik.
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(Dennis Thering)

(Beifall bei der CDU)

Auch die katastrophale Baustellenkoordinierung
missen wir noch einmal ansprechen. Man hat ir-
gendwie das Geflhl, Herr Schinnenburg hat es an-
gesprochen, dass es in Hamburg gar keine Bau-
stellenkoordinierung gibt. Anders ist es nicht zu er-
klaren, dass dort eine Baustelle aufgemacht wird
und auf der AusweichstralRe auch. Das ist einmal
wieder ein absolutes Totalversagen und traurige
Beispiele sind hier die Kieler Strale und der Grin-
delberg.

Dann sind da noch die landeribergreifenden Infra-
strukturmegaprojekte. Ich méchte nur die A 7 oder
die A 26 ansprechen.

(Dirk Kienscherf SPD: Bei der A 26 haben
Sie nichts vorangebracht!)

Man konnte es noch viel, viel weiterdrehen. Das ist
alles nichts Unbekanntes und das ist nicht vom
Himmel gefallen. Wir wissen alle seit Jahren, dass
da etwas kommt, und doch hat es dieser und vor
allem auch der Vorgangersenat nicht geschafft, die
damit einhergehenden Staurisiken zu minimieren.
Ganz im Gegenteil, Sie haben es ignoriert. Das ist
kein gutes Regieren, das ist einfach nur ignorant.

(Beifall bei der CDU)

Wo diese Ignoranz hinfiihrt, sehen wir aktuell nur
allzu deutlich. Sie sind sehenden Auges und unge-
bremst in das aktuelle Staudesaster reingebrettert.
Den Menschen und der Wirtschaft in dieser Stadt
haben Sie damit schon jetzt einen schweren Scha-
den zugeflgt, liebe Kolleginnen und Kollegen von
SPD und GRUNEN.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was ist eigentlich
Ihre Alternative? Wollen Sie von Schlagloch
zu Schlagloch hiipfen?)

Das Schlimme ist, dass Sie die gleichen Fehler im-
mer und immer wiederholen. Sie lernen vor allem
auch nicht daraus. Gerade der Wirtschaftsverkehr
und der Radverkehr zeigen doch, was Sie dort fir
ein Totalversagen an den Tag legen.

Damit wir in dieser Legislaturperiode nicht weitere
37 Anfragen zum Thema Staustadt Hamburg stel-
len missen, haben wir in den letzten Monaten
sinnvolle Mallnahmen aufgezeigt, wie man das
Staudesaster in unserer Stadt sehr einfach behe-
ben kénnte. Ich mochte da zwei herausgreifen.

Erstens mussen Sie es endlich schaffen, die P+R-
Gebuhren wieder abzuschaffen. Das ist ein ver-
kehrspolitisches Desaster, und das wird lhnen
auch immer wieder vor Augen geflihrt.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Das ist doch Iacherlich!)

Und das Zweite ist etwas, das wir seit Jahren for-
dern: Setzen Sie jetzt endlich einen landeriber-
greifenden Stau- und Baustellenkoordinator fiir die

Metropolregion Hamburg ein, damit die Leute, die
es bisher nicht schaffen, da endlich einmal ver-
ninftige Unterstitzung bekommen.

Einen entsprechenden Antrag dazu, Sie werden
das noch sehen, werden wir in der nachsten Bur-
gerschaftssitzung einbringen. Von daher, héren
Sie mit lhrer unertraglichen Unverbesserlichkeit auf
und handeln Sie endlich. — Herzlichen Dank fir Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Prisidentin Carola Veit: Herr Bill von der GRU-
NEN Fraktion bekommt das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Préasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Nachdem wir
gestern eine erfreulich ausgewogene Debatte zu
Mobilitat im Alter hatten,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ohne Herrn
Thering!)

fallen FDP und CDU heute wieder in alte Muster
zuriick. So langsam glaube ich, immer wenn FDP
und CDU nichts anderes einfallt, kommt die Mar-
chenstunde von der Staustadt Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Katja Suding FDP: Das ist Realitatsverwei-
gerung, was Sie da machen!)

Daher jetzt einige Punkte zum Thema Stau. Ers-
tens: Es gibt in der Welt keine Metropole, in der es
in der Rushhour nicht dazu kommt, dass es sich ir-
gendwo staut. Bei der Art unserer Verkehrssys-
teme und bei der Art unseres Arbeitsalltags ist das
schlicht systemimmanent. Es war Gbrigens auch zu
Zeiten der Regierung von CDU und FDP so, dass
es sich in Hamburg staute. Damals waren die
P+R-Gebuhren noch nicht eingefiihrt und trotzdem
gab es Stau. Ich glaube, so viel Wahrheit muss am
Anfang einfach einmal sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der zweite Punkt wurde eben schon angespro-
chen, ist aber sehr wichtig. Es werden zurzeit in
Hamburg mehr Straf3en saniert denn je. Und wenn
StralRen saniert werden, sind Baustellen schlicht
unausweichlich. Man kann nicht an dem einen Tag
beklagen, dass die Stralen in einem schlechten
Zustand sind, und am nachsten Tag die Folgen der
Baustellen beklagen.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

— Noch am Montag, lieber Herr Thering, haben Sie
sich in der "Bild"-Zeitung feiern lassen, weil Sie ein
Schlagloch gefunden haben, das seit 15 Monaten
nicht saniert wurde. Heute stellen Sie sich hin und
beklagen, dass Schlaglocher saniert werden und
dadurch Baustellen und Stau entstehen.
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(Martin Bill)

(Dennis Thering CDU: Da haben Sie wieder
nicht zugehort, Herr Bill!)

Ich finde diese Doppelzingigkeit schlicht unredlich.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dritter Punkt: Dass die Baustellenkoordination ver-
bessert und beim Landesbetrieb zusammengefasst
wurde, wissen Sie genau. Sie haben das wider
besseres Wissen bestritten. Wir haben das in einer
Selbstbefassung im Ausschuss rauf und runter dis-
kutiert. Wir haben uns das neue System vorstellen
lassen und wir haben dort gesehen, wie es neu
aufgesetzt wurde und wie es jetzt etabliert wird.

Viertens: Stichwort Autobahn. Naturlich ist es zur-
zeit so, dass es sich beispielsweise auf der A 7
staut. Aber da muss man doch auch einmal fragen,
warum das so ist. Die A 7 wird zurzeit teilweise auf
acht, teilweise auf sechs Spuren ausgebaut.

(André Trepoll CDU: Warum bauen Sie auf
den AusweichstralRen gleichzeitig?)

An dem Projekt sind Sie als FDP und CDU doch
nun wesentlich naher dran als wir als GRUNE.

(Zuruf: Das haben die gemeinsam beschlos-
sen damals!)

Sie wollten diesen Ausbau genauso wie die Mehr-
heit in Hamburg. Wir haben doch sogar extra fir
die MaRBnahme auf der A 7 einen Baustellen- und
Staukoordinator eingestellt,

(André Trepoll CDU: Der ist nur fir den
nordlichen Teil eingestellt! Das wissen Sie
gar nicht!)

und trotz des Parteibuchs dieses Herrn gibt es im-
mer noch Beeintrachtigungen auf der A 7. Das ist
schlicht dem Ausbau geschuldet, und das muss
man doch fiir die Bauzeit jetzt einfach einmal hin-
nehmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Finftens: Wer den Wirtschaftsverkehr wirklich star-
ken will, und das habe ich zumindest lhrer Anmel-
dung in der Aktuellen Stunde entnommen, der for-
dert den Radverkehr und den o6ffentlichen Perso-
nennahverkehr, denn jeder, der nicht mit dem Auto
fahrt und in die Stadt pendelt, tragt dazu bei, dass
die Stralen entlastet werden und der Wirtschafts-
verkehr dadurch flissiger fahren kann. Also star-
ken Sie mit uns den offentlichen Nahverkehr und
den Radverkehr.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und dann muss man am Ende doch einfach einmal
schauen, was eigentlich Stau ist. Dazu schreibt Wi-
kipedia: Stau bezeichnet einen stark stockenden
oder zum Stillstand kommenden Verkehrsfluss. Ich
frage mich, warum denken eigentlich alle immer an
Autoverkehr beim Thema Stau?

(Zurufe von der FDP und der CDU — André
Trepoll CDU: Sie stehen gedanklich im
Stau!)

Wir konnen doch auch einmal dartber diskutieren,
ob es nicht auch Stau in Bahnen gibt, wenn diese
Uberflllt sind und wenn ich in eine U-Bahn nicht
mehr hineinkomme, weil sie Uberflllt ist.

(Dennis Thering CDU: Grimms Marchen-
stunde! — Dennis Thering CDU: Das glauben
Ihnen nicht mal die eigenen Leute!)

Wir kénnten auch einmal dariber diskutieren, das
haben wir gestern schon ein bisschen angefangen,
ob es nicht auch Engpéasse gibt, an denen der
FuRverkehr sich staut und wo man etwas machen
musste. Davon gibt es namlich auch sehr viele.

Deswegen abschlieRend: Ich freue mich auf den
Tag, an dem FDP und CDU hier einmal den skan-
dalésen Stau auf Hamburgs Velo-Routen anmel-
den. Das dauert wohl noch ein bisschen, aber
dann sind wir in der Radverkehrspolitik sehr weit
und auch in der Diskussion der Verkehrspolitik. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann von der
Fraktion DIE LINKE, bitte schon.

Heike Sudmann DIE LINKE: Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Wer kann sich eigentlich hier im
Hause erinnern, wann das erste Mal Uber das The-
ma Stau als Problem in Hamburg gesprochen wur-
de?

(Dirk Kienscherf SPD: 1948!)

Es ist fast so alt wie die Blrgerschaft, dieses The-
ma ist wirklich sehr alt. Ich schatze, es sind unge-
fahr 40, 50 Jahre. Und das Rezept gegen diese
Staus, die wir in Hamburg hatten, war unter allen
Regierungen, auch immer, als sie in der Oppositi-
on waren, die Forderung, wir missten mehr Stra-
Ren bauen. Vielleicht sollten Sie heute einmal er-
kennen, dass dieses Rezept irgendwie nicht gegrif-
fen hat. Es sind wesentlich mehr Stralen gebaut
worden, es sind Autobahnen gebaut worden, es
sind Hauptverkehrsstrallen ausgebaut worden,
und wir haben immer noch einen Stau.

(André Trepoll CDU: Wir haben aber jede
Menge Wohlstand!)

Da ist doch irgendetwas in dem ganzen System
falsch. Diese Frage stellen Sie gar nicht.

Und wenn Herr Trepoll jetzt dazwischenruft, wir ha-
ben auch jede Menge Wohlstand, als Begriindung
dafiir, dass mehr Autos da sind, so heil’t Wohl-
stand doch nicht, ich muss Auto fahren. Gehen Sie
einmal nach Zirich, da fahren die Banker mit der
Bahn und finden das total cool. Daran kbnnen wir
in Hamburg auch einmal arbeiten.
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(Heike Sudmann)

(Beifall bei der LINKEN und bei René Gigge
GRUNE)

Ich finde das schon witzig. Bei Herrn Schinnenburg
hatte ich das Geflhl, Sie haben lhre Rede vor lau-
ter Stau nicht wiedergefunden, Sie haben ganz
oben auf lhrem Schreibtisch die Rede von vor ei-
nem Jahr gefunden. Denn Sie haben alle die Sa-
chen schon einmal genannt. Und wenn Sie von
Wirtschaftsverkehr reden, haben Sie schon sehr
oft hier das Bild gezeichnet, man kdnne keine Con-
tainer auf einem Fahrrad transportieren.

(Beifall bei Dr. Wieland Schinnenburg FDP)

Ich sage Ihnen gern noch einmal, weil Sie das bis-
her noch nicht aufgenommen haben, dass es Un-
tersuchungen gibt, was man in Hamburg im Wirt-
schaftsverkehr auf kleinere Lkws und sogar auf
Lastenfahrrader verlagern kann. Das kommt bei
Ihnen aber nicht an, weil Sie immer im Stau ste-
hen und |hre alten Reden ausbuddeln. Das hilft
uns leider gar nicht weiter.

(Beifall bei der LINKEN und bei René Gégge
GRUNE)

Aber neu ist zurzeit in Hamburg, dass wir jetzt
mehrfach Autobahnsperrungen haben. Und da bin
ich sehr erstaunt, dass die Autobahnausbaubefir-
worter und -beflirworterinnen, auch hier bei FDP
und CDU, sich dartiber beschweren, dass es dann
auf einmal Probleme in Hamburg gibt.

(André Trepoll CDU: Doch nicht alle drei
gleichzeitig!)

Ich erinnere einmal an diesen grof3en Stau, den wir
vor ein paar Wochen, im September war es, auf
der A 7 hatten. Da sind verschiedene Autofahrer
und -fahrerinnen interviewt worden und die haben
dann gesagt: Ich habe gedacht, ich komme durch,
ich kenne mich aus in Hamburg, ich kann Schleich-
wege fahren. Ehrlich gesagt, was wollen Sie dann
noch machen? Es wird angekindigt, es wird ge-
sagt, Leute, es wird Stau geben, fahrt bitte nicht
mit dem Auto. Und trotzdem sagen viele: Ich kann
fahren, ich komme durch. Sie kommen nicht durch,
und hinterher ist das Klagen sehr grof3. Das ist
doch nicht sinnvoll, so etwas noch zu befordern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Carola
Timm GRUNE)

Herr Bill hat es eben angesprochen. Ich erinnere
mich nicht daran, als wir vor einigen Jahren Sper-
rungen von Teil-U-Bahn-Strecken flr ein halbes
Jahr hatten beim U3-Umbau, wo da eigentlich lhr
Aufschrei war. Da haben die U-Bahn-Nutzerinnen
und -Nutzer sich eine Alternative gesucht und sie
sind nicht Auto gefahren, sie haben andere Bahn-
verbindungen genutzt.

(André Trepoll CDU: Das wissen Sie doch
gar nicht!)

So ein Denken geht nicht in IThren Kopf, und das ist
echt traurig.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich frage mich immer: Wer steht eigentlich im Stau
oder was ist im Stau? Herr Bill hat gerade eine De-
finition geliefert, dass Stau auch Stillstand heift.
Ich muss leider feststellen, dass bei CDU und FDP
seit 30 Jahren in der Verkehrspolitik ein Stillstand
stattfindet. Sie haben es nicht gelernt, auf neue
Konzepte umzusteigen.

(Beifall bei Martin Bill GRUNE)

Herr Thering erzahlt hier sehr stolz, die CDU habe
in der letzten Legislaturperiode 37 Anfragen zur
Staustadt Hamburg gestellt.

(Kazim Abaci SPD: Das ist eine Leistung!)

Herr Thering, der einzige Stau, den Sie dadurch
produziert haben, ist wahrscheinlich der Stau in
der Behorde, die keine vernlnftigen Aufgaben
mehr wahrnehmen konnte, weil Sie glaubten,

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Sie mulssten unbedingt noch einmal nachfragen,
warum Straflenbauarbeiten zum Stau fiihren. Das
weil} jeder normale Mensch, aber in der CDU
scheint das nicht angekommen zu sein.

Ich finde es auch schade, dass Sie immer wieder
die gleichen platten Argumente wiederholen. Wenn
Sie wenigstens in so einer Debatte einmal sagen
wulrden, Sie hatten jetzt die Idee,

(Zurufe von der CDU)

wie ein fortschrittlicher Verkehr umweltgerecht aus-
sehen kénne. Da kommt nichts, da kommt nur ein
wirklich plattes Argument von Herrn Thering — ich
hatte mich fast weggelacht. Herr Thering sagt, als
wir noch keine P+R-Geblhren hatten, hatten wir
keinen Stau. Schlimmer geht es doch Uberhaupt
nicht mehr, Herr Thering.

(André Trepoll CDU: Das hat er gar nicht ge-
sagt! Das behaupten Sie jetzt!)

Herr Thering hat eben gesagt, wir hatten auch
mehr Stau wegen der P+R-Gebihr. Das haben wir
alles nicht, und ich hoffe, dass der Stillstand der
Verkehrspolitik

(Glocke)

— ich habe noch zwolf Sekunden — bei Ihnen end-
lich aufhort.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN - Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Sudmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Stéver?
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Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, gern.

Prasidentin Carola Veit: Frau Stover, wir haben
Zeit, denn es geht nicht auf lhre Redezeit, Frau
Sudmann gestattet gern Ihre Zwischenfrage. Bitte.

Zwischenfrage von Birgit Stéver CDU: Herzli-
chen Dank. — Frau Sudmann, geben Sie mir recht,
dass die P+R-Gebihren dazu geflhrt haben, dass
mehr Leute ihr Auto wieder benutzt haben, um
dann die P+R-Gebihren zu umgehen?

(Heiterkeit bei der SPD)

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Ich mag
jetzt ungern den Senat zitieren, der uns gerade
dargestellt hat, dass die P+R-Hauser mittlerweile
wieder voll sind.

(Dennis Thering CDU: Voll, das war nicht die
Frage!)

Aber ich gebe lhnen nicht recht, dass die P+R-Ge-
bihren dazu geflihrt haben, dass wir noch mehr
Stau haben. Ganz im Gegenteil, wir brauchen we-
sentlich mehr OPNV. — Leider ist meine Redezeit
abgelaufen. Ich melde mich gern noch einmal.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Dann bekommt das Wort
Herr Dr. Baumann von der AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Hamburg ist eigentlich in
der Welt bekannt als einer der Knotenpunkte im
Weltverkehr, eines der logistischen Zentren der
Globalisierung, und umso mehr Uberrascht es
doch, wenn man ins Innere schaut, dass man da
so desolate Zustande diagnostizieren muss. Selbst
am Wochenende haben wir es wieder erlebt: am
Samstag A 1 und A 7 riesige Staus von jeweils
16 Kilometern, selbst am Sonntag 14 Kilometer
Stau. Das passt zu der Gesamtdiagnose von vie-
len Untersuchungen und Studien, die reichen vom
Navi-Hersteller TomTom Uber INRIX, US-Unter-
nehmen, bis zur Postbank: Hamburg ist Stauhaupt-
stadt Deutschlands oder zumindest in der Spitze
mit dabei. Und dass jemand aus der Regierung
sagt, das sei eine Marchenstunde, spricht schon
fur sich.

(Beifall bei der AfD)

2015 hatte selbst das Hamburger Weltwirtschafts-
institut mit einer Studie Alarm geschlagen, der Ver-
kehrsinfarkt stehe bevor in Hamburg, sei teilweise
sogar schon da. Das sind alles unhaltbare Zustan-
de, die Sie sich hier zuzuschreiben haben.

Sicher muss man sagen, Hamburg war als schnell
wachsender Strallenverkehrsknotenpunkt in Nord-

europa nie vernlnftig durchgeplant, wie das in
Stadten wie Berlin oder Minchen einmal der Fall
war, die langst strategische Verkehrsachsen ha-
ben,

(Dr. Monika Schaal SPD: Als Berlin geplant
wurde, waren die noch mit Pferdewagen un-
terwegs!)

Uber Autobahnringe verfligen, die um die City her-
umleiten. Hamburg hat sich vielleicht historisch
Uber Jahrhunderte eher als Wasser- und Schiff-
fahrtsknotenpunkt verstanden, da entsprechende
Strategien gestaltet und strallentechnisch nie
durchgeplant wie andere Stadte, ich nannte schon
Berlin und Miinchen.

Aber die rot-griine Politik, und deswegen sitzen wir
heute wieder hier, hat das nicht zuletzt in Ham-
burg, aber auch in Schleswig-Holstein mit verur-
sacht und erheblich verschlimmert, weil Notwendi-
ges verzdgert wurde. Das Hamburger Strallennetz
hatte 1990 4 100 Gesamtkilometer, viel mehr hat
es heute, nach 25 Jahren, immer noch nicht. Aber
der Verkehr hat sich erheblich gesteigert, die Zu-
lassungen in Hamburg allein sind um 12 Prozent
gestiegen, der Durchgangsverkehr ist stark gestie-
gen und der Hafenverkehr, fast 10 Millionen Con-
tainer, muss zu 75 Prozent Uber die Stral’e abge-
wickelt werden.

(Arno Miinster SPD: Sagen Sie einmal, wel-
che Hauserblocks wir abreifden sollen!)

Aber gerade der Bau der verkehrsumleitenden
strategischen Achsen kommt nicht voran, obwohl
seit Jahrzehnten beabsichtigt und angekindigt, be-
sonders bei den beiden wichtigsten. Das A20-Pro-
jekt kam heute noch gar nicht zur Sprache, nérd-
lich um Hamburg herum, es ist in der neuen Elb-
querung extrem wichtig, aber es gibt dauernd Ver-
zdgerung durch GRUNEN-nahe Verbande, die
plétzlich irgendwelche seltenen Fische entdecken.
Der sogenannte Schlammpeitzger, wer das schon
einmal gehdrt hat, die Medien sprachen von Pups-
fisch oder Gewitterfurzer, hat monatelang das Pro-
jekt verhindert. So sieht es aus in Deutschland,
wenn Verkehrspolitik gemacht wird.

(Beifall bei der AfD)

Nicht viel anders ist es bei der A 26 im Siden,
auch eine wichtige Umgehung, die Querverbin-
dung von A 1 und A 7, mit der sogenannten Hafen-
querspange. Auch dieses Projekt kdnnte beste-
hende Autobahnringe um Hamburg schliel3en und
groRe Verkehre vom Stadtbereich fernhalten.

Zu diesen strategischen Verzégerungen, wir haben
es schon gehért, kommen dann aktuell noch Feh-
ler im Baustellenmanagement, viel zu viele Bau-
stellen sind zeitgleich in der Nahe, Ausweich-
strecken oft ungeeignet, oft miserabel beschildert,
oft sind Ampelphasen nicht angepasst und so wei-
ter.
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Und als ware das nicht genug, traktiert der rot-gri-
ne Senat die Autofahrer mit, Sie haben es auch
schon gehoért, ideologischen Versatzstiicken links-
griner Verkehrspolitik. Die reichen von Fahrbahn-
verengung bis hin zu Stral3enrickbau wie am Klos-
terstern und andernorts, was wir alle tagtaglich er-
leiden mussen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was ist |hr Vor-
schlag?)

Insgesamt also leidet Hamburg auch bei der Stra-
Renverkehrspolitik unter derselben rot-griinen Ka-
seglocke, die wir beim Schiffsverkehr und vielen
Problemen dort sehen. Verschleppte Projekte hei-
Ren dort Elbvertiefung und Projekt Oberelbe.

(Dirk Kienscherf SPD: Verschleppt?)

Hinter all dieser Fortschrittsverhinderung, die wir
und die Burger in Hamburg zu erleiden haben,
steht immer das Eine: das ewige Schielen von Rot-
Grin nach, ich nenne es einmal Okoradikaler
Wabhlerklientel. Sie alle verstehen wohl, was damit
gemeint ist. Das kann Hamburg so nicht langer er-
tragen, das muss sich andern.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Se-
nator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe
mir das heute sehr wohl Gberlegt, ob ich rede oder
nicht,

(Dr. Bernd Baumann AfD: Waren Sie besser
sitzen geblieben!)

aber ich glaube, aufgrund der gefiihrten Diskussi-
on kann es vielleicht sachdienlich sein, wenn ich
noch einmal Position bezuglich der in Hamburg be-
triebenen Verkehrspolitik beziehe.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Dr.
Anjes Tjarks GRUNE: Alle zwei Wochen
wieder!)

Hamburg — das ist, glaube ich, anerkannt von allen
Beteiligten — ist ein starker und auch ein prosperie-
render Wirtschafts- und Logistikstandort. Aber
nicht nur diese Situation, sondern auch unsere ver-
kehrliche Lage als die Logistikdrehscheibe im Nor-
den von Europa und die Tatsache, dass wir eine
fast Zwei-Millionen-Stadt sind als Kernstadt und ei-
ne Metropolregion von 5,3 Millionen Menschen mit
400 000 Pendlern, die jeden Tag in die Stadt hin-
ein- und herausfahren, dass wir eben aufgrund der
Magistralen A 1/ A 7 eine ganz aulerordentliche
Verkehrssituation in Deutschland bewaltigen mis-
sen, gibt es in der Form kein zweites Mal. Das ist
erst einmal unsere Ausgangssituation, die uns tag-
lich vor besondere Herausforderungen stellt.

Die Starkung und der weitere Ausbau unseres
Standortes sind mit diesem Hintergrund unser Ziel,
das wir sehr stringent und zielstrebig angehen. Da
geht es vor allem in der Stadt selbst, aber auch au-
Rerhalb der Stadt um Sanierung und Instandset-
zungsmafnahmen, die erforderlich sind, um eben
die von mir angesprochene Leistungsfahigkeit fir
die Zukunft zu erhalten.

Die Anzahl der baulichen MafRnahmen, die auch
immer wieder angesprochen wird, was die tagli-
chen Belastungen der Infrastruktur angeht und den
Sanierungsstau — dies soll auch von mir nicht uner-
wahnt bleiben —, ist natirlich auch eine Situation
aufgrund der Versdumnisse nicht nur in Hamburg,
sondern in ganz Deutschland, was frilhere Mal3-
nahmen und Entscheidungen diesbeziglich an-
geht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Heute stehen wir davor, taglich Entscheidungen zu
treffen — das darf ich lhnen allen, die jetzt sehr
lautstark mit bestimmten Schlagworten argumen-
tieren, sagen — und hier tatsachlich mit unauf-
schiebbaren baulichen Malnahmen dieses auch
umzusetzen und hierfir geradezustehen und die
Verantwortung zu Gbernehmen.

Unsere Steuerung der baulichen Mallnahmen, die
wir im Vorfeld durchfihren, minimiert die Eingriffe
in den Verkehr bereits in einem hohen Mafe. Ich
darf Ihnen sagen, dass ich personlich aufgrund der
eingetretenen Situation — wir verschlieRen doch
nicht die Augen davor — regelmaRig, fast taglich,
die Fortschritte bei den baulichen MalRnahmen pri-
fe. Und ich spreche vorweg, wenn man sich dieses
einmal vor Augen fiihrt, allen meinen Dank aus, die
hier zu einer zligigen und einer aul3erordentlichen
Abarbeitung der baulichen MalRhahmen in und um
Hamburg herum ihren Beitrag leisten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ob Sie hierbei die Mallnahmen auf der A 7 oder
der A 1 nehmen und auch die zahlreichen MalR-
nahmen innerhalb des Stadtgebiets, man kann
doch nicht die Augen davor verschliel3en

(Dennis Thering CDU: Das tun Sie gerade!)

— egal welche Zahlung wir jetzt vornehmen an Kilo-
meterstrecken —, dass sich die Stadt, was das Bild
der Stralen angeht, erheblich verbessert hat und
wir in gezielter Form versuchen, die stadtischen
Strallen in Ordnung zu bringen, nicht nur finanziell,
sondern auch mit sehr gezielten MaRnahmen.

(Beifall bei der SPD und en GRUNEN)

Wir arbeiten auch taglich daran, ob nun am Wo-
chenende, ob mit Uberstunden — nur jeder hier im
Saal weifd auch, dass wir dabei an gesetzliche Be-
dingungen gebunden sind,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Zu Recht!)
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dass wir Kapazitaten und Kosten im Auge behalten
mussen —, aber es wird mit einem hochsten Ansatz
gearbeitet, um bei diesen Projekten tatsachlich
einen zlgigen und auch geordneten Abbau der
baulichen Mal3nahmen zu erreichen.

Zu den landeribergreifenden Malinahmen besteht
eine enge Koordinierung mit unseren Nachbarlan-
dern Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Zu-
gegeben, das Beispiel auf der A 1 ist durch ein
Versehen in Niedersachsen eben nicht so einge-
halten worden, wie es abgesprochen war, aber in
der Gesamtheit ist es ein weit hoheres Mal3, dass
diese Koordinierung zwischen unseren Nachbar-
landern und uns hervorragend klappt.

(Dennis Thering CDU: Ja, hervorragend!)

Wir haben weiter mit unseren Nachbarlandern ver-
einbart — immer mit Blick auf die Gesamtsituation
und das, was ich am Anfang gesagt habe, wir ste-
hen vor einer schwierigen Aufgabenstellung -,
dass wir kontinuierliche tUbergeordnete Verkehrs-
besprechungen fir den erweiterten Groliraum
Hamburg durchfihren. Und der geht dann bis
Flensburg und bis Libeck und weit auch in Rich-
tung Hannover, und hier wollen wir die Sensibilitat
und auch die gesamte Kommunikation und Koordi-
nation bezlglich dieser Zusammenarbeit noch wei-
ter verbessern. Die erste grofe Verkehrsbespre-
chung werden wir noch im November dieses Jah-
res abhalten.

Trotz gut geplanter und koordinierter Baustellen
kann es jedoch erneut zu unplanmaRigen Ereignis-
sen kommen. Sie missen immer vor Augen ha-
ben: Die verkehrliche Situation ist ein 30:30:30-
Prozentsatz, das sind 30 Prozent der Baustellen,
die wir haben, das sind 30 Prozent im Bereich der
Unfalle und technischen Ausfalle, die nicht beein-
flussbar sind, und die letzten 30 Prozent sind ein-
fach ungeplantes Verkehrsaufkommen an be-
stimmten Wochenenden oder am Ferienbeginn.

(André Trepoll CDU: Und 30 Prozent ist Rot-
Grin!)

Und diese Tatsachen zusammenzubringen, ist
eben die Gesamtheit, die man bei verkehrlichen
Problemen und auch beim Thema Stau mit bertck-
sichtigen muss.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Se-
nator, gestatten Sie nur den kurzen Hinweis, dass
die Redezeit eines Abgeordneten in der Aktuellen
Stunde schon seit geraumer Zeit beendet ware.

Senator Frank Horch (fortfahrend): Gut. Ich
mochte nur noch einmal um Verstandnis bitten,
wenn wir hier schon versuchen, auch sachliche
Themen aullerhalb des Verkehrsausschusses zu
besprechen: Eine Ma3nahme A 7, eine achtspuri-

ge Autobahn durch Hamburg zu bauen, gibt es
kein zweites Mal in Deutschland. Das Gleiche pla-
nen wir mit der A 1, und ich bitte deshalb eben
auch um Verstandnis. Wir wollen die StralRenbau-
maflnahmen der Zukunft gestalten. Die Hafenquer-
spange ist genannt worden und wir wollen dieses
Projekt mit aller Intensitat auf den Weg zu bringen.
Aber gerade die A7-Baumalinahme wird bundes-
weit und auch in der Verkehrsministerkonferenz,
die wir letzte Woche durchgefiihrt haben, als ein
Musterbeispiel einer schwierigen Verkehrsmanage-
mentaufgabe betrachtet mit der Verkehrslenkung
und in der gesamten Durchfuhrung.

Deshalb bitte ich noch einmal darum, bei aller be-
rechtigten Diskussion, die wir auch fiihren wollen,
hier die verkehrliche Situation mit aller Ernsthaftig-
keit, aber auch mit dem Mal} der gezielten Mal3-
nahmen und der Notwendigkeit zu sehen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Nach unserer Geschafts-
ordnung haben jetzt alle Fraktionen noch einmal
die Mdglichkeit, das Wort zu ergreifen. — Es be-
ginnt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Sehr geehrte
Frau Prasidentin! Herr Senator, es hat noch kein
einziges Beispiel gegeben, wo ich mich, Ubrigens
Herr Thering genauso, gegen irgendeine Stra-
Rensanierung als solche gewandt habe. Wir freuen
uns Uber jedes Schlagloch, das Sie beseitigen. Es
sind viel zu wenige.

(Beifall bei Dennis Gladiator und Birgit Sté-
ver, beide CDU)

Wir wenden uns aber entschieden gegen diese di-
lettantische Koordinierung. Sie machen keinen
Plan dabei und Sie machen die Baustellen zu lang-
sam, das ist der Vorwurf. Alles andere haben wir
Uberhaupt nicht kritisiert. Sanieren Sie, aber mit
Verstand.

(Beifall bei der CDU)
Ubrigens, wenn Sie schon bei der Sanierung sind:

Sie sind jetzt mehr als funfeinhalb Jahre im Amt
und wissen immer noch nicht, mussten Sie neulich
per Drucksache einrdumen, in welchem Zustand
alle StraRBen sind. Bis heute sind noch nicht alle
Stralen auch nur untersucht, geschweige denn
saniert.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie haben gar
nicht damit angefangen!)

Sie haben 2013 versprochen, alle zwei Jahre
einen Bericht vorzulegen. Jetzt kam er nach drei
Jahren und dabei kommt heraus, 40 Prozent sind
nicht saniert und Uber die Halfte der Stralen ha-
ben Sie nicht einmal untersucht. Erzahlen Sie
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nichts darliber, dass Sie anstandig arbeiten, das
ist Dilettantismus par excellence.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Thering
CDU)

Der entscheidende Punkt: Stellen Sie sich doch
einmal vor, diese Debatte wirde jetzt in die Autos
auf der A 7, auf der A 1 oder auf die vielen Stra-
Ren, beispielsweise Kieler Strale, in Hamburg
Ubertragen. Da ist ein Autofahrer, der steht im Stau
und hort im Radio etwas von, wir wollen aber eine
Verkehrswende herbeifiihren und wir machen ir-
gendwann einmal die S21 und irgendwie wollen wir
auch weg vom Auto, und das ist doch auch irgend-
wie die Zukunft. Sie verhohnen hier das Publikum
mit solchen AuRerungen. Die Menschen wollen
nicht in zehn Jahren vielleicht einmal vom Auto
weg, Sie wollen jetzt aus diesem Stau heraus. Und
dass der Stau da ist, haben Sie zu verantworten.
Das ist ganz schlimm.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor und Birgit Stéver, beide CDU)

Ganz besonders, Herr Senator Horch, bin ich
schockiert, denn Sie waren, bevor Sie Senator
wurden, Prases der Handelskammer, und dann re-
den Sie hier von prosperierendem Logistikstandort.
Tausende Lastwagenfahrer der Firmen, deren In-
teressen Sie noch vor fiinfeinhalb Jahren vertreten
mussten, stehen im Stau, und Sie erzahlen, wir
machen irgendwann einmal irgendetwas. Das ist
zu wenig, die Menschen fuhlen sich von lhnen ver-
hohnt und Sie missen sich nicht wundern, wenn
Hamburg ein sehr schlechtes Image bekommt und
die Logistikbranche in Hamburg irgendwann ins
Hintertreffen gerat, weil Lastwagen in Hamburg im
Stau stehen und nicht zu ihren Kunden kommen.
Das haben Sie zu verantworten, das geht nicht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Koeppen von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will jetzt gar
nicht auf das Einzelne eingehen,

(Katja Suding FDP: Nur auf die Argumente!)

was Herr Dr. Schinnenburg wieder gesagt hat,
man moge dann nur einmal meine Rede nachle-
sen.

Sie hatten uns in Regierungszeiten unterstitzt,
wenn Sie lhre Arbeit gemacht hatten.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von André Tre-
poll CDU)

Aber lassen Sie mich trotzdem noch einmal auf
einen Punkt eingehen, den Herr Thering genannt

hat. Der Ausbau der A 7 ist eine Operation am of-
fenen Herzen. Dafiir wurde eigens der A7-Koordi-
nator Gerhard Fuchs eingestellt, um sich um die
Koordinierung und die Abwicklung zu kimmern.

(Dennis Thering CDU: Im Norden, das wis-
sen Sie doch!)

Ich glaube, es ist eigentlich nicht meine Aufgabe,
lhren Parteifreund in Schutz zu nehmen.

(Zurufe)

— Ich weil gar nicht, warum Sie mich nicht ausre-
den lassen.

(André Trepoll CDU: Das lohnt nicht!)

Ich méchte an dieser Stelle einmal Gerhard Fuchs
fir seine hervorragende Arbeit Gber die Landes-
grenzen hinweg danken.

(Beifall bei der SPD)

Das sollten Sie eigentlich auch tun, Herr Thering. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann, wenn
Sie mogen, hatten Sie das Wort. Oder, Herr Bill,
mogen Sie? Einfach melden, dann geht das hier
auch.

Heike Sudmann DIE LINKE: Okay, dann wech-
seln wir einfach einmal die Reihenfolge.

Ich will noch einmal zum Thema Wirtschaftsver-
kehr etwas sagen. Was mich bei den meisten im-
mer sehr erstaunt, ist, dass der Wirtschaftsverkehr
an sich Uberhaupt nicht hinterfragt wird. Es wird nie
die Frage gestellt, ob es eigentlich so effizient ist,
was da alles transportiert wird, ob das eigentlich
Sinn macht.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus und Ste-
phan Jersch, beide DIE LINKE)

— Vielen Dank.

Sie kennen vielleicht das Beispiel mit dem Joghurt.
Da gab es schon friher Berechnungen, was allein
das Material des Joghurtbechers an Wegen zu-
rucklegt. Fur einen durchschnittlichen Joghurt, der
hier in Deutschland verkauft wird, werden von der
Produktion des Bechers Uber die Zutaten wie die
Milch bis hin zu den Verkaufsstationen uber
9 000 Transportkilometer zurlickgelegt. Sehen Sie
einmal selbst in lhren Kuihlschrank, ob lhre Jo-
ghurts wirklich alle aus der Umgebung, aus Ham-
burg, Schleswig-Holstein, Niedersachsen oder
Mecklenburg-Vorpommern kommen oder ob lhre
auch aus Bayern kommen.

(André Trepoll CDU: Das Beste ware, wir
wirden ihn staatlich zuteilen!)
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— Nein, ich will Gberhaupt nichts zuteilen, ich rede
davon, dass auch Sie eine bessere Umwelt haben
wollen. Bisher habe ich das so verstanden.

Und Sie wollen auch einen anderen Wirtschafts-
verkehr haben. Dann missen wir regionale Pro-
duktion starken. Das miissen wir eigentlich alle
wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir reden seit Jahrzehnten dariber, dass wir ein
Problem — nicht ein Problem mit lhnen haben, Sie
sind immer so unheimlich laut, dass ich mich kaum
selbst horen kann — auf der StralRe haben, namlich
damit, dass die Lager der Fabriken auf der Stralle
sind. Man nennt das Just-in-time-Produktion. Dass
irre viele Sachen hin und her gekarrt werden, weil
die meisten groflen Firmen und Unternehmen dazu
Ubergegangen sind, nicht mehr selbst zu produzie-
ren, sondern sich alles zuliefern zu lassen.

Jetzt habe ich leider, weil ich so schnell dran war,
meine Zettel liegenlassen. Ich wollte Herrn Schin-
nenburgs Homepage zitieren. Da schreibt Herr
Schinnenburg sinngemal: Autofahrer, die im Stau
standen, produzierten keine Werte. Da dachte ich,
wow, Herr Schinnenburg hat jetzt eine Argumenta-
tion gefunden, warum es gut ist, Bahn zu fahren,
denn da konnen Sie lesen, da konnen Sie lhre E-
Mails beantworten, da kénnen Sie alles Mogliche
machen. Man kénnte glauben, Herr Schinnenburg
ist auf dem richtigen Weg. Aber nein, Herr Schin-
nenburg sagt das, weil er mdchte, dass die Auto-
fahrer und -fahrerinnen schneller ans Ziel kommen.
Daran kdénnen Sie noch ein bisschen arbeiten.

Aber dann wird es noch besser, der Satz geht
dann namlich so weiter: Autofahrer im Stau produ-
zierten keine Werte, aber sie produzierten nutzlos
viele Abgase. Herr Schinnenburg, wollen Sie allen
Ernstes mit diesem Satz sagen, wer Auto fahrt, der
produziert sinnvoll Abgase? Das kann doch auch
nicht lhr Ernst sein. Sie mussen doch eigentlich
wollen, dass moglichst wenige Leute Auto fahren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE)

Ich frage mich bei der CDU und der FDP: Was ist
Ihre Vision der Stadt? Wie soll bei lhnen Hamburg
in Zukunft aussehen? Wenn Sie einmal ehrlich
sind mit lhrer Forderung, Sie wollten keine Staus in
Hamburg haben, dann mussten Sie Ihren Wahlern
und Wabhlerinnen erzahlen, dass das nur geht,
wenn wir alle Strallen ausbauen. Wenn wir noch
mehr vierspurige Hauptverkehrsstralen haben,
wenn es keinen einzigen Grund mehr gibt, dass ir-
gendwann ein Auto stehenbleiben muss. Das sol-
len Sie gern lhren Wahlern und Wahlerinnen sa-
gen. Und Sie mussten auch einmal sagen — da Sie
doch daflr sind, dass noch mehr Leute ein Auto
haben, Herr Trepoll, nicht wahr, Wohlstand —, wo
diese Autos eigentlich alle stehen sollen, wo die
Flachen herkommen sollen. Ihre Stadt, die Sie ge-

rade darstellen, ist eine total zugeparkte Stadt, ist
eine Stadt voller Verkehr, Larm und Abgasen und
das ist eine schreckliche Vision.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Carola
Timm GRUNE)

Fir uns als LINKE kann eine lebenswerte Stadt
nur so aussehen,

(Michael Kruse FDP: Dass sich keiner mehr
ein Auto leisten kann!)

dass sie nicht nur in den Vororten lebenswert ist,
wo es weniger Verkehr gibt, denn die meisten Au-
tofahrer und -fahrerinnen, die Sie hier versuchen
zu vertreten, sind diejenigen, die vor ihrer eigenen
Haustir keinen Verkehr haben wollen, aber immer
daflr sind, dass die Hauptverkehrsstral3en ausge-
baut werden. Wir wollen, dass Menschen, die auch
an Hauptverkehrsstrallen leben, dort gut wohnen
kénnen, dass sie nicht von Larm und Abgasen wei-
ter beeintrachtigt werden. Und wir wollen eine
Stadt, in der wir Platz fir Menschen, Platz fir Kin-
der haben und nicht nur Platz fir Autos. Dafiir wer-
den wir weiter streiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Prisidentin Carola Veit: Herr Bill von der GRU-
NEN Fraktion hat nun das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich hatte ein bisschen gezdgert,
weil ich dachte, Herr Thering meldet sich, aber ich
sehe gerade, er mdchte gern das letzte Wort ha-
ben in dieser Debatte.

(André Trepoll CDU: Macht ja auch Sinn!)

Ich wirde gern noch einmal einen Punkt anspre-
chen, den wir noch gar nicht beleuchtet haben,
den wir gestern aber schon ein bisschen in der
Diskussion hatten, das Stichwort Falschparker be-
ziehungsweise Zweite-Reihe-Parker. Denn der
Stau in der Stadt ist manchmal auch selbstge-
macht, ndmlich durch diejenigen Autofahrerinnen
und Autofahrer, die sich einfach einmal rechts ran-
stellen und zum Beispiel be- und entladen wollen
oder einfach sagen, Mensch, ich kann mir kurz
beim Backer etwas holen und stelle mich auf die
Stralle.

(Dennis Thering CDU: Auf der A 7! — Micha-
el Kruse FDP: Jetzt ist der Backer verant-
wortlich furr Ihre schlechte Verkehrspolitik!)

— Ich rede gerade von Stadtstrallen und nicht von
Autobahnen. Hatten Sie mir zugehdrt.

Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir
gegen Zweite-Reihe-Parkerinnen und Zweite-Rei-
he-Parker vehementer vorgehen wollen. Ich pro-
phezeie Ihnen, Sie werden eine Anfrage stellen,
Sie haben das doch schon einmal versucht, zum
sogenannten Abzetteln, also dem Ahnden von Ver-
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kehrsverstoRen. Sie werden das wieder skandali-
sieren und sagen, das sei doch Abzocke, das sei,
wie nennen Sie das immer?

(Zuruf: Wegelagerei!)

— Wegelagerei, ja. Ich bleibe einmal bei der Ab-
zocke.

Sie werfen uns, sobald wir das weiterhin verstar-
ken, sicherlich gleich wieder Abzocke vor, und da
sieht man dann sehr schnell wieder |hre Doppel-
zlingigkeit, den einen Tag so, den anderen Tag so.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann haben wir Uber Ampeln gesprochen, Herr
Dr. Schinnenburg. Ein sehr grofRer Teil der Am-
peln, das wissen wir alles auch aus Ihren Schriftli-
chen Kleinen Anfragen, wird lastabhangig gesteu-
ert, und natirlich ist es so, dass die Computersys-
teme entsprechend der Last die grinen Wellen
steuern. Aber wir haben nun einmal eine Stadt, die
sehr viele Stralen hat, und da ist es doch klar,
dass man nicht jede Querung dann im Grunde
lahmlegen kann, weil man auf der einen Seite eine
grine Welle hat; es begegnen sich manchmal
auch zwei griine Wellen, und dann muss man ein-
fach schauen, da hilft dann am Ende bei dem Ver-
kehr auch der grofte und beste Computer nichts.

Bei der Baustellenkoordination wundere ich mich
so ein bisschen. Erstens sagen Sie, Schlaglécher
mussten auf jeden Fall saniert werden, dann sa-
gen Sie, gegen die Baustellen hatten Sie nichts,
aber beim Stau, den die Baustellen auslésen, wol-
len Sie eine bessere Baustellenkoordination. Als
wir die Baustellenkoordination bei den Autos vor-
gestellt bekommen haben, waren lhre Nachfragen
jedoch sehr durftig. Das ware doch genau die Mdg-
lichkeit gewesen, einfach einmal ein paar Vor-
schldge zu machen, wie es denn angeblich noch
besser geht. Davon habe ich nichts gehort.

(Birgit Stéver CDU: Nicht gleichzeitig auf der
A 7 und der A 1!)

Bei der A 7 wirde ich einfach vorschlagen, der
A7-Koordinator I&dt immer einmal wieder ein, dass
wir mit ihm diskutieren. Lassen Sie uns doch wie-
der so ein Gesprachsangebot annehmen. Und
dann bin ich sehr gespannt auf lhre Vorschlage,
wie wir eine A 7 komplett sanieren kénnen, ohne
dass das Stauauswirkungen auf Hamburg hat. Da
bin ich einmal gespannt.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Uber die P+R-Geblihren hatten wir vorhin, glaube
ich, ausgiebig diskutiert. Das war doch einer lhrer
zwei Vorschlage. Die Zahlen, die gestern veroffent-
licht wurden, sprechen, glaube ich, fir sich.

(Zurufe von Dennis Thering und André Tre-
poll, beide CDU)

Was das Bonus-Malus-System angeht, was die
Nachtarbeit angeht und die Wochenendarbeit, Herr
Dr. Schinnenburg, dazu haben Sie gerade eine
Schriftliche Kleine Anfrage gestellt. Darin werden
Sie lesen, dass es durchaus gang und gabe ist,
dass solche Systeme angewandt werden. Aber
auch das stofdt natirlich an seine Grenzen. Sie
kénnen doch den Anwohnerinnen und Anwohnern
einer StralRe nicht wirklich zumuten, dass nachts
und am Wochenende durchgearbeitet wird.

(Dennis Thering CDU: Hat doch gar keiner
erwartet!)

Die Anwohnerinnen und Anwohner brauchen doch
irgendwann ihre Nachtruhe.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und zum guten Schluss: Wenn diese Debatte in
den OPNV (bertragen wiirde, dann wage ich gar
nicht zu bezweifeln, wie die Reaktionen waren. Ich
glaube, viele waren schockiert Uber diese Debatte,
weil Sie namlich gerade mit der Bahn am Stau vor-
beifahren. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Als nachster Redner erhalt das Wort Den-
nis Thering von der CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Koeppen,
lieber Herr Bill, noch mehr kann man die Hambur-
gerinnen und Hamburger und vor allem auch die
Wirtschaftsbetriebe in unserer Stadt nicht verhdh-
nen. Das ist wirklich unertrdglich. Jeder musste
sich eigentlich die Debatte heute anschauen und
sehen, was Sie fir eine Verkehrspolitik in dieser
Stadt betreiben. Das ist wirklich beschamend.

(Beifall bei der CDU)

Herr Bill, ich wollte eigentlich gar nicht im Detail
darauf eingehen, aber ich erinnere mich, im Wahl-
kampf sal® ich mit der Kollegin Blémeke noch zu-
sammen auf dem Podium, und sie war die Erste,
die sagte, die P+R-Gebihren miissten wieder ab-
geschafft werden. Also mehr Doppelziingigkeit, als
Sie sie hier an den Tag legen, habe ich selten er-
lebt.

(Beifall bei der CDU)

Es wird doch nichts besser, wenn man die Augen
vor der Realitat verschlie3t und sagt, na ja, wir las-
sen es einfach einmal laufen,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

die nachste Wahl ist noch dreieinhalb Jahre hin
und bis dahin haben die Leute das dann hoffentlich
schon wieder vergessen.
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Es geht doch auch nicht um die Baumallnahmen,
wenn Sie eine StralBe sanieren. Jeder von uns ist
froh, wenn Sie eine Stralle, die ein Schlagloch hat,
sanieren. Das ist doch gar keine Frage. Es geht
um die dilettantische Baustellenkoordinierung, die
Sie an den Tag legen, weil Sie es eben nicht
schaffen, die einzelnen Baustellen aufeinander ab-
zustimmen.

(Barbara Duden SPD: Wie wirden Sie es
denn machen?)

Dann wiirde keiner etwas sagen. Es ist ganz ein-
fach, dafiir brauchen wir einen Baustellenkoordina-
tor, der fir die ganze Stadt zustandig ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Dressel, Herr Thering?

Dennis Thering CDU: Na klar, gern, Andreas.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Da wir auch im Wahlkreis Gber viele Baustellen im-
mer wieder einmal diskutieren, wie ware denn jetzt
dein Vorschlag zur besseren Baustellenkoordinati-
on? Wie wollen wir es schaffen, wenn immer mehr
Schlaglocher, mehr StraRen in Ordnung gebracht
werden sollen? Wie soll es dann mit der Koordina-
tion klappen? Das wiirde uns einmal interessieren.

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Das ist doch
das beste Beispiel. Ich habe mich Ubrigens sehr
gefreut, dass die Strale an der Saseler Chaussee
auch umgebaut worden ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, sogar vor
deinem Biro!)

Das ist gar keine Frage, da wirst du auch nichts
Negatives von mir gehdrt haben. Aber es geht um
die Kieler StralRe, sie ist doch jetzt das beste Bei-
spiel. Gleichzeitig wird am Grindelberg noch eine
Baustelle hingesetzt, so haben Sie beide Ausfall-
stralen und Ausweichstrallen zugebaut. Genau
das ist das Beispiel, wie man eben keine Baustel-
len koordinieren darf.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ein Punkt ist mir heute viel zu kurz gekommen, das
ist der volkswirtschaftliche Schaden, der Tag fir
Tag durch dieses Staudesaster in Hamburg her-
vorgerufen wird. Herr Horch, Sie waren selbst Pra-
ses der Handelskammer, Herr Schinnenburg hat
es gesagt, und sind jetzt Senator seit 2011. Also
nicht nur wir, sondern auch die Wirtschaftsbetriebe
haben eine andere Erwartungshaltung an Sie. —
Da ist die nachste Zwischenfrage, aber dann muss
auch gestoppt werden. Bitte.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Nein, das nutzt deswegen nichts, weil die
Aktuelle Stunde sowieso gerade ablauft.

Dennis Thering CDU: Dann muss ich jetzt zum
Ende kommen. Das tut mir leid, denn ich habe hier
noch einiges.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie fort.

(Zurufe: Alle Fraktionen noch einmal!)

— Entschuldigung. Das wusste ich nicht, weil ich
drauBen war. Dann ist alles klar, dann stoppe ich
jetzt erst einmal.

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Wenn ge-
stoppt ist, durfen Sie gern, Frau Sudmann.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Sudmann, Herr Thering?

Dennis Thering CDU: Jawohl.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:
Jetzt habe ich lhnen noch mehr Redezeit ver-
schafft. Herr Thering, Sie sprachen gerade von
dem volkswirtschaftlichen Schaden. Wissen Sie,
wie hoch der volkswirtschaftliche Schaden durch
den Auto- und Wirtschaftsverkehr ist? Da gibt es
Berechnungen der Krankenkassen und anderer
Verbande, die das einmal ausgerechnet haben.
Kbénnen Sie das bitte einander gegeniiberstellen?

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Gar keine Fra-
ge. Ich habe die Zahlen natdrlich nicht, ich kann Ih-
nen aber sagen, das ist doch ein weiterer Grund
daflr, dass der Verkehr in unserer Stadt flie3en
muss, damit die Leute nicht standig im Stau stehen
und an- und abfahren, denn das erhéht den CO,-
Ausstoll und macht die Leute krank. Das ist ein
weiteres Argument dafur, den Verkehr zu be-
schleunigen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Noch einmal kurz zu Herrn Horch, zur Handels-
kammer und zum volkswirtschaftlichen Schaden.
Gerade an Sie, Herr Horch — und man hort da viel
zu wenig —, haben nicht nur wir, sondern auch die
Wirtschaftsbetriebe eine ganz andere Erwartungs-
haltung. Sie mussten eigentlich der Schutzpatron
der Wirtschaftsbetriebe sein, aber das passiert hier
Uberhaupt nicht. Ich erinnere mich an die letzte
Verkehrsdebatte, wo uns vorgeworfen wurde, wir
wurden bei der Handelskammer und deren Projekt
abschreiben. Da wurde hier wortwdrtlich von Frau
Koeppen gesagt, das sei alles Quatsch, alles la-
cherlich. So wird hier mit Vorschlagen der Han-
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delskammer umgegangen. Spatestens da hatte
man von lhnen eigentlich einmal ein deutliches
Machtwort erwartet.

(Beifall bei der CDU)

Ich erinnere mich an das Staudesaster im Septem-
ber 2016, als auf der A 7 im Stden gebaut worden
ist und als Sie dann angefangen haben, die Aus-
weichrouten A 1, A 261 und A 252 gleichzeitig mit
Baustellen vollzupflastern oder diese sogar teilwei-
se komplett zu sperren. Also Sie sehen, die Pro-
bleme sind hausgemacht, und das liegt auch dar-
an, Herr Horch, dass Sie eben nicht mit Ihren Lan-
derkollegen vernunftig koordinieren.

(Beifall bei der CDU)

Daflir brauchen wir einen Baustellen- und Stauko-
ordinator, der die ganze Metropolregion Hamburg
betreut. Herr Fuchs, das wurde angesprochen, wa-
re dafur ein hervorragender Kandidat. Statten Sie
ihn damit aus, beférdern Sie ihn. Ich glaube, dann
hatten wir auch deutlich weniger Probleme in unse-
rer Stadt mit dem Stau. — Herzlichen Dank fir lhre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen. Dann sind wir am
Ende der Aktuellen Stunde angekommen.

Dann rufe ich Punkt 18 der Tagesordnung auf,
Drucksache 21/6007, Senatsmitteilung: Abschluss
eines Abkommens mit dem Lande Schleswig-Hol-
stein zum grenziberschreitenden Schulbesuch,
Gastschulabkommen.

[Senatsmitteilung:

Abschluss eines Abkommens mit dem Lande
Schleswig-Holstein zum grenziiberschreiten-
den Schulbesuch (Gastschulabkommen)

— Drs 21/6007 —]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Schulausschuss tberweisen.

Wird hierzu das Wort gewtinscht? — Frau Duden
von der SPD-Fraktion erhalt als Erste das Wort.

Barbara Duden SPD:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das zwischen Ham-
burg und Schleswig-Holstein abgeschlossene
Gastschulabkommen schafft etwas ab, was in den
Kopfen sehr vieler sowieso nicht mehr vorhanden
ist, namlich die Grenzen zwischen Hamburg und
Schleswig-Holstein. Die Metropolregion Hamburg
geht weit Uber Stadt- und Landesgrenze hinaus
und sie ist ein Erfolgsmodell. Und wo Grenzen

weitgehend keine Rollen mehr spielen, da kénnen
sie in der Schullandschaft des Nordens keine Bar-
rieren sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ab dem Schuljahr 2017/2018 missen Eltern und
Schiler in Hamburg oder auch in Schleswig-Hol-
stein keine meldetechnischen Verrenkungen mehr
machen, und Gewinner sind dann nicht mehr dieje-
nigen, die Uber eine Oma in Hamburg verfliigen.
Ich denke, das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kilnftig kdnnen Eltern und Schiilerinnen und Schi-
ler nach den Klassen 4 und 10 frei wahlen, in wel-
chem Bundesland sie eine weiterflihrende Schule
besuchen wollen, und es braucht keine Ausnah-
megenehmigung mehr. Ich denke, das ist eine un-
glaubliche Erleichterung, die die SPD-Fraktion hier
sehr ausdrucklich begrafit.

(Beifall bei der SPD)

Das Gastschulabkommen ist damit ein Sinnbild fur
ein vertrauensvolles Verhaltnis mit unseren nordli-
chen Nachbarn. Gleichzeitig wird durch das Gast-
schulabkommen auch mehr Transparenz geschaf-
fen. Offiziell besuchen 4 092 Schilerinnen und
Schuler aus Schleswig-Holstein eine Hamburger
Schule und 976 Schiler aus Hamburg eine Schule
in Schleswig-Holstein. Das ist, wie man unschwer
erkennen kann, ein Uberhang von circa
3 000 Schilern, fir den Schleswig-Holstein
13,3 Millionen Euro Uberweist. Dieser Beitrag steigt
jahrlich um 100 000 Euro und endet bei 13,6 Millio-
nen Euro im Jahre 2019.

Frihestens 2019 kann dieses Gastschulabkom-
men geklndigt werden, falls es dann keine Eini-
gung Uber die Fortfihrung oder auch Uber die Fi-
nanzierung gibt. Und frihestens 2019 konnen die
Schulerzahlen analysiert werden, um eventuelle
Anpassungsbedarfe zu bewerten.

Weil ich schon hore, dass die Opposition gleich
fragen wird, warum denn erst 2019, muss ich es
deutlich machen: weil man im Augenblick nicht ge-
nau abschatzen kann, wie grof3 diese Grauzone
der Schiler ist, die in Wirklichkeit in Schleswig-Hol-
stein gelebt haben und in Hamburg zur Schule ge-
hen. Wir wissen auch nicht, wie sich dieses Er-
folgsmodell fur beide Bundeslander in den Zahlen
auswirken wird. Deshalb ist es sehr verninftig,
2019 einmal darauf zu schauen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Sonderregelung fiir Schiiler aus Barsbiuittel, die
Hamburger Gymnasien besuchen, entfallt. Aber ich
will auch deutlich machen, dass sich fiir die circa
150 Forderschiler, die jeweils die anderen Bun-
deslander in Schulzweigen besuchen, auch nichts
andert.
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Die Regelungen fiir das alte Gastschulabkommen
von 2010 fir den Besuch von Grund- und Berufs-
schulen bleiben unverandert. Fur Grundschuler gilt
fur uns weiterhin: kurze Beine, kurze Wege.

Bei stark nachgefragten Schulen gilt eine Landes-
kinderklausel. Diese Klausel gewahrt Hamburger
Schilerinnen und Schilern einen Vorzug. Aber
man muss auch deutlich machen, dass zurzeit da-
von nur die Julius-Leber-Stadtteilschule in Schnel-
sen betroffen ware. Ubrigens habe ich bei den
Kommentaren im NDR heute gelesen, dass es
Leute gibt, die sich zum Beispiel so ein Gastschul-
abkommen auch zwischen den Landern Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern wiin-
schen, weil man sich auch vorstellen kann, dass es
im Bereich Libeck und den Bereichen in Mecklen-
burg-Vorpommern wirklich gut wére, so ein Ab-
kommen zu schlieRen. Daran werden unsere Kol-
legen in Schleswig-Holstein sicher auch noch ar-
beiten. Dieses Gastschulabkommen gleicht einem
Staatsvertrag und die Hamburgische Blirgerschaft
nimmt heute davon Kenntnis.

Wichtig ist mir, zum Schluss noch einmal deutlich
zu machen, dass ab dem kommenden Schuljahr
alle Schilerinnen und Schiiler aus Hamburg und
Schleswig-Holstein erstmals ohne Einschrankun-
gen alle weiterfiihrenden Schulen des jeweils an-
dern Bundeslandes besuchen kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Fazit ist: Dieser Vertrag wird von dem Geist
getragen, dass beide Lander einem Schulbesuch
im jeweils anderen Land positiv gegenlberstehen.
Ein erster groBer Schritt in der enger werdenden
Zusammenarbeit beider Lander, ein grofer Schritt
fir die Metropolregion Hamburg und eine grofRe
Erleichterung fir Eltern, Schilerinnen und Schiiler
im Norden.

Wir werden dieses an den Schulausschuss Uber-
weisen, damit wir dort noch einmal die Einzelheiten
besprechen kénnen. — Danke schén.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Karin Prien von der CDU-
Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ja, Frau Duden, Sie haben
recht, es mutet schon ein bisschen befremdlich an,
wenn man bedenkt, welch grofe Anstrengungen
heute unternommen werden missen, um die euro-
paischen Grenzen einigermalen offenzuhalten;
dann ist es schon komisch, wenn Biirgerinnen und
Birger haufig den Eindruck haben, dass an der
Grenze zwischen Hamburg und Schleswig-Hol-
stein oder Hamburg und Niedersachsen so etwas
wie eine glaserne Mauer steht. Das ist etwas, das
kaum noch jemand nachvollziehen kann. Deshalb

ist, und das will ich ausdrticklich sagen, diese Wei-
terentwicklung des Gastschulabkommens ein rich-
tiger Schritt. Das kann ich auch fiir meine Fraktion
hier insgesamt so sagen. Und es ist auch ein Fort-
schritt in Hinblick auf die Weiterentwicklung der
Metropolregion.

Ich habe mir einmal angeschaut, was Senator Ra-
be 2010 zum neuen Gastschulabkommen gesagt
hat. Er hat damals auch gesagt, grundsatzlich sei
es in Ordnung. Er hat zwei Dinge kritisiert. Das ei-
ne war die Art und Weise des Zustandekommens
und das andere war die Frage, wie man eigentlich
die Ausgleichszahlungen regelt. Im Grunde kén-
nen wir heute genau das Gleiche sagen. Was das
Zustandekommen angeht, da muss man sagen,
haben Sie eine ganze Weile gebraucht und haben
wohl auch kennenlernen missen, dass das gar
nicht so einfach ist, zwischen Hamburg und
Schleswig-Holstein zu einer verninftigen Regelung
zu kommen.

Und was die Ausgleichszahlungen angeht, Herr
Rabe, da haben Sie damals aus meiner Sicht véllig
zu Recht gesagt, man mdisste eigentlich jedem
Kind so eine Art Rucksack mit den entsprechenden
Ressourcen mitgeben, das ware der richtige Weg.
Das ware auch heute noch der richtige Weg, nur
leider sind Sie den nicht gegangen, meine Damen
und Herren von der SPD und den GRUNEN.

Was Sie gemacht haben, ist wieder eine pauschale
Regelung, die nicht transparent ist. Und auch hier
habe ich mir einmal die Mihe gemacht zu schau-
en, was Sie denn so gefordert haben, als Sie noch
in der Opposition waren. Da haben Sie gesagt,
beim Abschluss kiinftiger Gastschulabkommen sei-
en alle Berechnungsgrundlagen und Kosten trans-
parent zu regeln und der Burgerschaft zur Kennt-
nis zu geben. Das war |hr Antrag 19/5806 vom
30. Marz 2010. Hinter diesem Anspruch, Herr Ra-
be, sind Sie allerdings mit Ihrem Gastschulabkom-
men heute weit hinterhergeblieben.

Zu den Inhalten. Es ist leider kein umfassendes
Freizlgigkeitsabkommen, sondern es ist ein Ab-
kommen, das die Freizligigkeit generiert fir Schu-
lerinnen und Schiller an den weiterflihrenden
Schulen. Es ist keines, das die Grundschulen mit
einbezieht, es ist keines, das die Sonderschliler in
gréRerem Umfang mit einbezieht. Und es ist auch
keines, das die beruflichen Schulen uneinge-
schrankt mit einbeziehen wird. Insofern ist es ein
Schritt, aber — und ich hoffe, da sind wir uns ei-
nig — wir sind noch lange nicht am Ende angelangt.

Man muss sicherlich einmal betrachten, wie es
sich eigentlich mit der Kostenregelung verhalt. Seit
2011 war es so, dass die Ausgleichszahlungen
vonseiten  Schleswig-Holsteins  jdhrlich  um
200 000 Euro angestiegen sind. Dieses Jahr sind
es erstmals nur noch 100 000 Euro, und in den
nachsten drei Jahren sind es auch nur jeweils
100 000 Euro. Insofern fragt man sich schon,
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warum Sie, wenn es um die Ausgleichszahlungen
geht, in dieser Form nachgegeben haben. Dafilr
jedenfalls findet sich in der Drucksache selbst lei-
der keine Begriindung.

Im Ubrigen miissen wir doch wohl davon ausgehen
— und das sollten Sie sich, Frau Duden, natirlich
schon Uberlegen, wenn Sie so ein Abkommen
schlie®en und begriinden —, dass die Schilerzah-
len ansteigen werden. Denn wir haben ein groRe-
res Mal} an Freizigigkeit, und deshalb ist nattrlich
davon auszugehen, dass die Zahlen ansteigen.
Dann fragt man sich, warum Sie die Ausgleichs-
zahlungen reduzieren, anstatt sie an dieser Stelle
zu erhohen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt die Moglichkeit, da nachzuverhandeln, und
es gibt vor allem, und das ist sicherlich richtig, die
Moglichkeit, das Abkommen zum Ende 2019 zu
kindigen. Wir hoffen, dass Sie das Abkommen in
dieser Hinsicht dann wirklich controllen und auch
bereit sind, da noch einmal heranzugehen, wenn
sich daflir Veranlassung bietet.

Die privaten Schulen, die freien Schulen haben
moglicherweise tatsachlich ein Problem mit diesem
Abkommen, denn dadurch, dass Sie finanziell so
schlecht verhandelt haben und die Kostenerstat-
tung der Privaten sich an der Anzahl der Schiiler
bemisst, werden die privaten Schulen dann maogli-
cherweise nicht auskdbmmlich mit den ihnen zu er-
stattenden Kosten zurechtkommen. Das ist sozu-
sagen ein Vertrag zulasten Dritter, den Sie da ge-
schlossen haben. Das halte ich auch fiir durchaus
problematisch.

Und schlieBlich gibt es eine ziemliche Ungleichbe-
handlung bei den freien Schulen in Hinblick auf die
Berufsschiler. Auch das ist eine Regelung, bei der
Nachverhandlungen mit den Schulen in freier Tra-
gerschaft erforderlich waren.

Schlie3lich hatten wir uns gewiinscht, dass Sie
sich in Hinblick auf die Weiterentwicklung der Me-
tropolregion auch dem Land Niedersachsen und
Mecklenburg-Vorpommern zugewandt hatten. Ich
habe jetzt bei Ihnen, Frau Duden, gehdrt, dass Sie
das auch so sehen. Das finde ich schén. Wir hof-
fen darauf, dass dann den Worten an dieser Stelle
noch Taten folgen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Prien. — Als Nachste erhalt das Wort
Frau Dr. von Berg von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich bin erst 2011 in die
Burgerschaft gekommen, bin aber in den Jahren
2009 und 2010 immer schon zu den Schulaus-
schusssitzungen gegangen. Ich erinnere mich

noch sehr gut, das muss wahrscheinlich 2010 ge-
wesen sein, da bin ich in eine Schulausschusssit-
zung gegangen, und dort war wirklich Alarm. Da-
mals haben Eltern aus Schleswig-Holstein den
Raum 151 geradezu gestirmt und es herrschte
helle Aufregung. Frau Goetsch stand inmitten die-
ser aufgeregten Eltern und hat dieses Abkommen
verteidigt und sich auch rechtfertigen missen. Das
war eine sehr unangenehme Situation.

Ich erinnere mich, dass seit 2010 diese unange-
nehme Situation und auch dieser Streit um das
Gastschulabkommen nicht so wirklich stillgestan-
den hat und auch nicht erlahmt ist. Deswegen
freue ich mich Uber dieses Abkommen, das wirk-
lich ein guter Schritt in die Zukunft ist, ein moder-
ner Schritt, der der Metropolregion wirklich Rech-
nung tragt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nicht zu Unrecht ist es als Durchbruch bezeichnet
worden, weil es eine deutliche Verbesserung fir al-
le Familien bedeutet, die sozusagen im Speckgulr-
tel von Hamburg wohnen, zumindest in nérdlicher
Richtung. Es ist eine deutliche Verbesserung zum
Beispiel auch fiir Pflegefamilien, fiir die die Kosten
jetzt Ubernommen werden; das ist geregelt. Es ist
auch eine deutliche Verbesserung fiir alle Kinder
mit speziellem Forderbedarf, die nach wie vor auch
unsere speziellen Sonderschulen besuchen kon-
nen.

Frau Prien hat durchaus berechtigte Fragen ge-
stellt. Das sind Detailfragen, die man bereden
misste. Ich bin mir sehr sicher, dass der Senat
das auch gut herleiten und begrinden kann,
warum die Kosten so berechnet wurden, wie sie
berechnet worden sind. Mit Sicherheit gut herleiten
kann er auch, wie die Perspektive sein wird. Ich bin
deswegen sehr froh, dass wir das an den Aus-
schuss Uberweisen. Dort kbnnen wir noch einmal
alle Fragen loswerden, die wir dazu loswerden wol-
len.

Ich mdchte zum Abschluss noch einen Blick in die
Zukunft werfen. Wir haben eine Metropolregion, wir
sind dabei, tatsachlich auf allen Ebenen diese Me-
tropolregion weiterzuentwickeln. Meine Vision flr
die Zukunft ware, dass wir uns dariiber Gedanken
machen, ob wir nicht eventuell einen Schulentwick-
lungsplan sowohl im allgemeinbildenden als auch
im berufsbildenden Bereich fiir die Metropolregion
entwickeln sollten. Das wére aber eine Zukunftsvi-
sion; jetzt bin ich erst einmal froh, dass wir mit die-
sem Gastschulabkommen Frieden geschlossen
haben fir die Metropolregion, und ich freue mich
Uber die Beratungen im Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Boeddinghaus von
der Fraktion DIE LINKE.
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Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Prasi-
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Seit
langer Zeit ist das eine Schuldebatte, die einmal
nicht so aufgeregt und eher im Konsens verlauft.
Das ist fast einmal ein Genuss.

Naturlich ist es auch von unserer Seite aus zu be-
griRen, dass es zu diesem Gastschulabkommen
gekommen ist. Es kann nicht sein, dass eine Lan-
desgrenze von Eltern auf beiden Seiten gewisser-
malden als eine Demarkationslinie empfunden wird
und sie fast schon kriminelle Energien entwickeln
mussten in der Vergangenheit, um ihre Kinder auf
die nachstgelegene Schule zu bringen. So ist es
dann in Wahrheit. Von daher ist es natirlich zu be-
gruRen. Ich finde es auch super, dass GRUNE und
Rote es an den Ausschuss Uberweisen wollen.
Schoéner ware es natlrlich gewesen, wir hatten es
im Vorhinein im Ausschuss beraten und wéren
dann zu dem Gastschulabkommen gekommen.
Das ware doch ein transparentes Vorgehen gewe-
sen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Anna-Elisa-
beth von Treuenfels-Frowein FDP und Dr.
Alexander Wolf AfD)

Deswegen bleibt mir jetzt auch nicht so viel zu sa-
gen. Ich finde die Punkte, die Frau Prien angespro-
chen hat, alle richtig. Ich habe natlrlich noch ein
bisschen recherchiert, und mir ist zum Beispiel
noch einmal untergekommen, dass damals Staats-
rat Ulrich Vieluf unter Christa Goetsch sogar eine
Summe von 31 Millionen Euro ins Spiel gebracht
hat. Daher fande ich es noch einmal spannend, mir
im Ausschuss erklaren zu lassen, wie da die Dis-
krepanz ist gegentiber den jetzigen 13,234 Millio-
nen Euro. Irgendwie muss da doch etwas ver-
rutscht sein, das muss nattrlich transparent darge-
legt werden. Ich finde es auch spannend zu sehen,
wie dann Uberhaupt die Schilerstrome sind, wie
die Gymnasien angewahlt werden, wie Stadtteil-
schulen angewahlt werden, warum das Kriterium
nur bei 150 Schilerinnen und Schulern mit sonder-
padagogischem Férderbedarf ist. Also es gibt viele
Fragen. Ich hoffe, wir kdnnen sie klaren. Vielleicht
kann man wirklich dazu kommen im Sinne von
Frau von Berg, dass man dann weitere Schritte
noch gemeinsam diskutiert. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau von Treuenfels-Frowein von der
FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Nach einer jahrelangen Hangepartie gibt
es nun endlich ein Gastschulabkommen. Das ist im
Sinne der Schuler aus Hamburg und Schleswig-
Holstein. Kein Schuiler wird mehr gezwungen sein,
bei der Anmeldung zu tricksen oder seinen Wohn-

sitz zu verlegen. Das ist gut und zeigt vor allen
Dingen, dass das jetzige Abkommen sich an den
tatsachlichen Bedurfnissen der Schiler orientiert
und eben nicht umgekehrt.

Aber eigentlich, lassen Sie mich das auch noch
einmal sagen, ist es doch ein Treppenwitz der Ge-
schichte, wenn zwei rot-griin regierte Lander meh-
rere Jahre fur eine solche Einigung brauchen, und
das trotz der von ihnen so viel beschworenen nord-
deutschen Kooperation. Wir hoffen auf Besserung.

(Beifall bei der FDP)

Hier wurde viel zu lange von SPD und GRUNEN
eben nicht an einem Strang gezogen, aber das soll
nun vorbei sein. Was lange wahrt, wird doch be-
kanntlich endlich gut, jedenfalls wenn man das Ab-
kommen nur aus Sicht der Schiler betrachtet.
Endlich kdnnen sich Schiler aus beiden Bundes-
landern, das wurde hier schon dargestellt, eine
passende Schule aussuchen.

Aber es gibt bekanntlich nicht nur eine Sicht auf
die Dinge. Deshalb miissen wir uns fragen, ob das
hier eigentlich ein faires Abkommen ist. Und da
sind wir auch bei meinem Knackpunkt angekom-
men, eine faire finanzielle Beteiligung beider Lan-
der. Dazu ein kurzer Blick auf die Zahlen, so wie
wir sie verstehen. Die Kosten fir Schleswig-Hol-
steins Schiler in Hamburg betragen jahrlich, das
haben wir abgefragt, 30 Millionen Euro. Schleswig-
Holstein zahlt dafir rund 13 Millionen Euro. Selbst
wenn Hamburg jedes Jahr 5 bis 6 Millionen Euro
einspart, weil auch Hamburger Schiler nach
Schleswig-Holstein gehen, bleiben 11 Millionen
Euro jedes Jahr, die Hamburg on top fiir Schles-
wig-Holsteins Schiler bezahlt. Durch das neue Ab-
kommen wird sich die Zahl — wie wir alle hier wahr-
scheinlich annehmen, dass es so wird — sprunghaft
erhdhen, aber die geplanten Anpassungen
2017/2018 erhéhen sich eben nicht sprunghaft.
Und genau deswegen heildt das, Herr Rabe, dass
Sie eigentlich vielleicht fur die Hamburger Schiler
und fur die Steuerzahler hier sehr nachteilig ver-
handelt haben. Das finden wir gar nicht gut.

Und was ist eigentlich, Frau Prien hat es schon er-
wahnt, aus lhrem Vorschlag von 2010 geworden,
nach dem alle Schiler sich eine freie Schule wah-
len sollten und das Geld fir den Schulbesuch, wie
Sie damals so gut gesagt haben und was wir auch
gut gefunden hatten, in ihrem Rucksack mitfiihren
sollten?

Ein Gastschulabkommen mit Schleswig-Holstein
kann flr uns nur dauerhaft funktionieren, wenn
auch die Kosten fair verteilt sind. Was wir namlich
nicht brauchen, sind fortwahrend Neuverhandlun-
gen. Also es kommt dann wieder zu Anpassungen,
dann wird wieder gekindigt, dann wissen die
Schuler wieder nicht, ob sie sich vielleicht doch
wieder mit ihrer Trickserei beschaftigen muissen.
Wir brauchen da Ruhe im Karton, denn sonst gibt
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein)

es neue Unsicherheiten in den Bundeslandern. Ei-
ne solche Hangepartie, wie wir sie in den letzten
Jahren hatten, darf sich nicht wiederholen.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen ein dauerhaft funktionierendes Gast-
schulabkommen, und dazu gehort neben der freien
Schulwahl, dass passgenau fir jeden einzelnen
Schuler abgerechnet wird. Nur dann ist eine faire
Beteiligung beider Lander gewahrleistet. Und das
zeichnet sich aus, das ist eine wirklich nachhaltige
Zusammenarbeit zwischen zwei Bundeslandern.
So geziemt es sich eigentlich. Das ist auch die
Zielmarke, an der sich die Politik, also wir, messen
lassen muss.

Ich finde es ein bisschen schade, das wurde auch
schon erwahnt, dass wir das jetzt im Nachhinein
machen. Wir nehmen heute Kenntnis und dann ge-
hen wir noch einmal in den Ausschuss und fragen
noch einmal ein bisschen nach. Schéner ware es
doch, wenn wir das vorher im Ausschuss gehabt
hatten, dann héatten wir all die Fragen, die, wie
man sieht, noch offen sind, klaren kénnen. Aber
das ist anscheinend nicht gewollt. — Ansonsten vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kollegen! Als sechster Redner mache
ich es kurz. Das meiste ist bereits gesagt. Auch wir
begriRen dieses Abkommen als grundsatzlich
sinnvollen Schritt. Es fihrt zu Liberalisierung und
auch mehr Wettbewerb und tragt den Harten durch
unangemessen lange Schulwege Rechnung, er-
moglicht den Besuch von besonderen Profilen und
tragt auch Familien-, Berufs- und Arbeitsplatzsitua-
tionen sinnvoll Rechnung.

Bei zwei Punkten, die wir kritisch anmerken, ist ei-
ner der finanzielle, da will ich nicht das wiederho-
len, was bereits gesagt wurde. Bei der, wie ich hof-
fe, noch vorzunehmenden Offenlegung der Kos-
tenberechnung wirde mich auch interessieren,
warum Schiler in Hamburg deutlich teurer sind als
in Schleswig-Holstein, nuchtern und einfach runter-
gebrochen auf die Zahlen und die Kopfe.

Der andere Punkt ist, inwieweit — und da finde ich
nichts in dem Vertrag — sichergestellt ist, dass die
Prifungen auch in der Qualitat vergleichbar sind,
gerade die Abiturpriifungen, und dass der uber-
grolRe Run auf die hamburgischen Schulen nicht
etwas damit zu tun hat, dass hier das Abitur wo-
moglich deutlich leichter zu erlangen ist als in
Schleswig-Holstein. Ich bin gespannt auf das, was
Senator Rabe jetzt sagen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei Dr. Joachim Kérner AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Selbst
wenn Herr Dr. Wolf den Senator schon aufgerufen
hat, werde ich es formell auch noch einmal tun. —
Herr Senator Rabe, Sie haben das Wort.

Senator Ties Rabe:* Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren!

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

In der Tat, ab dem Sommer nachsten Jahres kon-
nen Schilerinnen und Schiler aus Hamburg und
aus Schleswig-Holstein im jeweils anderen Bun-
desland jede weiterfihrende Schule besuchen.
Nach der Grundschule steht die Landesgrenze fir
beide Seiten offen. Vorbei sind damit die Zeiten,
als die Landesgrenze fir Schilerinnen und Schi-
ler rechtlich uniberwindlich schien. Vorbei sind die
Zeiten, als mit Scheinadressen, fingierten Umz{-
gen, angeblichen Familientrennungen, vorbereite-
ten Scheinscheidungen und vielen anderen Ver-
renkungen Birgerinnen und Birger auf beiden
Seiten versuchten, Politik und Verwaltung zu tber-
listen. Wir wollen den Menschen auf beiden Seiten
keine unwirdigen Tricksereien mehr zumuten. Und
deswegen haben wir jetzt ein modernes Gastschul-
abkommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In der Tat geht unser Gastschulabkommen einen
durchaus mutigen Schritt. Zwei Grundgedanken
liegen ihm zugrunde. Erstens: Wir leben in einem
Deutschland. Und zweitens: Wir verschlielen uns
nicht der Wirklichkeit. Die Wirklichkeit hat uns oh-
nehin doch schon uberholt. Schleswig-Holsteiner
besuchen Hamburgs Theater- und Kultureinrich-
tungen ohne einen Gastkulturaufschlag, ohne ein
Gastkulturabkommen. Hamburger fahren mit dem
Auto Uber schleswig-holsteinische Straf3en, genie-
Ren dort die Natur, baden in Nord- und Ostsee oh-
ne ein Gastnaturabkommen. Die Schleswig-Hol-
steiner arbeiten in Hamburg und die Hamburger at-
men vielleicht die saubere Luft aus Schleswig-Hol-
stein, die hier heriiberweht.

Die Verwobenheit beider Bundeslander konnten
wir endlos weiterfihren. Elbvertiefung sei genannt,
auch Hafenschlick, Mullverbrennung, Krankenhau-
ser. Naturlich kann man das alles sehr genau in
den kompliziertesten Rechenoperationen versu-
chen, miteinander zu verrechnen. Man kann aber
auch etwas anderes tun. Das Grol3e regeln, aber
in vielen kleinen alltaglichen Lebensbereichen
auch einmal den Taschenrechner durch gute
Nachbarschaft und gelassene Freundlichkeit erset-
zen. Das haben wir getan.

Denn es ist verdammt schwierig, die Sache mit
den Schilerinnen und Schiilern wirklich sehr ge-
nau bis zum Ende durchzurechnen. Da mussen wir
auch einmal ehrlich sein. Die Rucksackressourcen,
Uber die auch ich geredet habe, sind durchaus Ge-
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(Senator Ties Rabe)

danken, denen man nahestehen kann, die aber
auch ihre Grenzen haben. Wie férderbedurftig ist
der einzelne Schiiler? Besucht er eine Ganztags-
oder eine Halbtagsschule? Hat er zusatzlichen
Sprachférderbedarf und so weiter? Wir kommen
vom Tausendsten ins Abertausendste. Und ich sa-
ge sehr offen: Wir haben hier gesagt, jetzt misse
es auch einmal gut sein mit der genauen Abrech-
nung. Wir sind der festen Uberzeugung, dass es
sich fir beide Seiten lohnt, und deswegen gehen
wir hier diesen mutigen Schritt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Richtig ist, dass wir darauf achten wollen, dass
Hamburgs Interessen nicht unter die Rader kom-
men. Zweifellos haben wir deshalb auch eine Lan-
deskinderklausel durchgesetzt, die gewahrleistet,
immer wenn eine Schule sehr stark angewahlt ist,
dann haben die Hamburgerinnen und Hamburger
selbstverstandlich dort den Vortritt.

Wir sind zudem in einem offenen Prozess, denn es
sind in der Tat noch weitere Fragen, die schon am
Horizont schimmern. Ich will nennen: Was machen
die Grundschiler eigentlich? Sie bleiben meist in
ihrem Wohnort. Daher haben wir zurzeit hier keine
drangenden Fragen. Dennoch hat der gewaltige
Ganztagsausbau in Hamburg auch in Schleswig-
Holstein Eindruck hinterlassen und viele Fragen
aufgeworfen. Oder: Was machen die Berufsschile-
rinnen und Berufsschiiler? Auch eine Sache, die
nicht ganz einfach ist. Hier gilt zurzeit die alte Re-
gelung. Da, wo man seine Firma hat, wo man lernt,
dort besucht man auch die Berufsschule. Das be-
deutet, dass junge Menschen, die mdglicherweise
aus Bergedorf kommen und in Reinbek Erzieher
lernen, dann nach Mélin zur Berufsschule fahren.
Auch hier gibt es Fragen, die wir perspektivisch
klaren mussen.

Sicherlich kénnen wir uns auch mit den Privat-
schulen beschaftigen. Ich will allerdings deutlich
machen, dass das Kernproblem woanders liegt.
Hier haben wir eigentlich nur die alte Regelung
weitergefihrt. Und die alte Regelung lautet:
Schleswig-Holstein zahlt fir Privatschiler, aus-
schlieBlich Schleswig-Holstein, an die Hamburger
Privatschulen genau den Beitrag, den man auch in
Schleswig-Holstein an der schleswig-holsteini-
schen Privatschule pro Schiiler zahlt. Und wir alle
wissen — Herr Wolf hat es eben angesprochen —, in
Hamburg ist der Schuler teurer, und deswegen gibt
es fur den Schiler vom Hamburger Staat auch
mehr Geld. Hamburgs Privatschulen haben schnell
gemerkt, fir die Hamburger Schiiler gibt es vom
Hamburger Staat mehr Geld, als die Schleswig-
Holsteiner fur Schleswig-Holsteiner Schiler bezah-
len.

Aber ehrlicherweise hat es auch einen Grund, dass
es in Hamburg teurer ist. Und das ist vielleicht kein
unverninftiger Grund, namlich dass wir mehr Leh-
rerinnen und Lehrer pro Schiler einsetzen, dass

wir hohere Fordermittel einsetzen, dass wir fiir den
Schulbau mehr investieren. Das sind die Griinde.
Und ich finde, die sollten wir auch so beibehalten,
aber das wird dazu flihren, dass wir bei den Privat-
schulen vermutlich keine andere Regelung gut fin-
den kénnen als die, die — das darf ich sagen — Herr
Wersich damals verhandelt hat. Wir finden sie ver-
ninftig und haben sie deshalb so gelassen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn ich vorhin sagte, dass wir im Kleinen
durchaus gelassen sein wollen, dann sage ich sehr
offen, dass wir naturlich darauf achten, dass im
GroRen und Ganzen diese Zahlen auch passen.
Deswegen haben wir vereinbart — ich bin Frau Du-
den dankbar daflrr, die das gesagt hat —, dass
2019 dies einmal genau angeschaut wird und wir
dann noch einmal bewerten kénnen, ob dieser mu-
tige Schritt auch finanziell und organisatorisch
funktioniert.

Sie sehen also, wir sind in einem Prozess. Sie se-
hen aber auch, dass wir einen, wie ich finde, doch
groRen Schritt getan haben, einen Schritt zur Aner-
kennung und zum Respekt gegenlber der Lebens-
wirklichkeit zwischen zwei Bundeslandern, aber
auch einen Schritt hin zur Normalitéat guter nach-
barschaftlicher Beziehungen zwischen Hamburg
und Schleswig-Holstein. — Vielen Dank fiir lhre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren! Jetzt sehe ich keine weiteren Wortmeldun-
gen, damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer mochte nun die Drucksache 21/6007 an den
Schulausschuss Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war sehr einmiitig,
namlich einstimmig.

Dann kommen wir damit zum Tagesordnungs-
punkt 51, Drucksache 21/6172, Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der GRUNEN: Maritimes Erbe
der Hansestadt erhalten und unterstitzen — Si-
cherheitsrichtlinie fur Traditionsschiffe mit Augen-
malfd Gberarbeiten.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Maritimes Erbe der Hansestadt erhalten und
unterstiitzen — Sicherheitsrichtlinie fiir Traditi-
onsschiffe mit AugenmaR iiberarbeiten

— Drs 21/6172 -]

Wird dazu das Wort gewlinscht? — Frau Martin von
der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6172
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Dorothee Martin SPD: Frau Prasidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir wissen es alle: Schiffe,
Schifffahrt und Hafen pragen Hamburg seit Jahr-
hunderten. Unsere Museums- und Traditionsschif-
fe sind dabei langst zum Wahrzeichen der Stadt
geworden, die viele Besucher anziehen und Ver-
anstaltungen wie den Hafengeburtstag oder das
Elbfest, das gerade vor einigen Wochen Premiere
feierte, sehr bereichern.

Der Frachter MS Bleichen, Dampfer Schaarhérn,
Lotsenschoner No. 5 Elbe, Hochseekutter Land-
rath Klster oder auch der gesamte Bestand, den
die Museumshéafen Ovelgénne und am Sandtorha-
fen haben — jedes dieser Schiffe hat seine eigene
Geschichte, die die Geschichte unseres Hafens
und Hamburgs gepragt hat. Sie sind Teil unseres
kulturellen Erbes, das auch fir die nachfolgenden
Generationen erhalten werden muss.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dafur engagieren sich allein in Hamburg Hunderte
von Ehrenamtlichen, die sich mit sehr viel Engage-
ment und Herzblut fir den Erhalt und die Pflege
dieser Schiffe einsetzen. An dieser Stelle einen
sehr herzlichen Dank an alle Aktiven dafir.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Koalitionsvertrag auf Bundesebene haben SPD
und CDU/CSU die Erarbeitung dauerhafter Rege-
lungen fur den Erhalt der Traditionsschifffahrt und
fur mehr Rechtssicherheit auch bei der sicheren
Schiffsfihrung vereinbart. Das ist grundsatzlich zu
begriiRen, und es spricht aus unserer Sicht auch
Uberhaupt nichts gegen eine malivolle Neuerung
von Sicherheitsauflagen mit Augenmal3. Die Beto-
nung liegt auf Augenmalf. Denn natirlich — das ist
selbstredend — hat Sicherheit auf See oberste
Prioritdt und meine Wahrnehmung ist, dass das
von dem Betreiber der Traditionsschiffe auch ge-
lebt wird. Das spiegelt sich nadmlich auch in den
doch recht geringen Unfallzahlen der letzten
15 Jahre wider, in denen es auf den gut 100 in
Deutschland angemeldeten Traditionsschiffen ge-
rade einmal zu circa 910 gemeldeten Vorfallen
kam mit noch nicht einmal sechs oder sieben ver-
letzten Personen. Wie gesagt, in 15 Jahren.

Was nun Ende September 2016 aus dem Hause
von Bundesminister Dobrindt in Form des Entwurfs
einer neuen Sicherheitsverordnung vorgelegt wur-
de, ist in Teilen begriflienswert, aber auch in Tei-
len véllig Uberzogen und konterkariert gerade das
Ziel, die Traditionsschiffe langfristig zu erhalten,
und zwar auch in dem Sinne zu erhalten, dass die
Schiffe weiterhin fahren kbnnen, weil das essenzi-
ell auch fir die Einnahmenseite ist, und eben nicht
nur im Hafenmuseum bewundert werden konnen.
Diese Neuregelung schafft im Gegenteil weit mehr
blrokratische Hirden und Kosten flr die Schiffsbe-
treiber als einen tatsachlichen sicherheitsrelevan-

ten Nutzen. Und ich bin tberzeugt, wiirde diese Si-
cherheitsverordnung in der vorliegenden Form so
wie geplant ab Anfang 2017 in Kraft treten, muss-
ten sehr viele unserer historischen Dampfer, Mo-
torschiffe oder Segelschiffe stillgelegt werden. Das
mdchten wir verhindern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Kern geht es darum, dass der Entwurf eine Viel-
zahl von Neuregelungen im Bereich Sicherheit ent-
halt, die der Berufsschifffahrt entsprechen, ohne
dabei aber die Unterschiedlichkeit der Schiffe in
Bauart, GroRRe, Fahrgebiet oder Art des Mitfahrens
zu bertcksichtigen. Und genau diese unmittelbare
Regellbertragung der Berufsschifffahrt auf die eh-
renamtliche Traditionsschifffahrt ist nicht angemes-
sen und stellt die kleinen Betreibervereine vor
enorme bis gar unlésbare Herausforderungen.

Seit dem Bekanntwerden des Entwurfs gab es
auch einiges an Presseberichterstattung — das ha-
ben Sie vielleicht gelesen —, und mich haben dar-
aufhin sehr viele Vereine oder auch Einzelperso-
nen, die bei der Traditionsschifffahrt tatig sind, an-
gesprochen, unter anderem die Stiftung Hamburg
Maritim, der Verein Clipper Deutsches Jugendwerk
zur See, der Dachverband der Traditionsschiffe
oder — das fand ich besonders spannend — auch
eine Traditionsseglerin aus dem tiefsten Bayern.
Die haben mir alle ihre Einschatzung gegeben und
der Tenor war und ist im Kern immer der gleiche.

Da sind zum einen die enormen Kosten fir die
neuen geforderten Schiffsumbauten oder -einbau-
ten, wie zum Beispiel eine wasserdichte Untertei-
lung durch Schotten, die finanziell kaum zu stem-
men sind oder auch technisch nicht mdglich sind
und — das fand ich auch sehr spannend — zudem
auch das Aussehen der Schiffe so nachhaltig ver-
andern koénnten, dass diese ihren urspriinglichen
historischen Charakter verlieren. Dabei muss man
auch sagen, dass die aktuelle Richtlinie aus dem
Jahr 2003 gerade diese Historizitdt der Schiffe
ausdricklich vorsieht.

Der andere fir mich sehr entscheidende Punkt
sind eben diese neuen Anforderungen analog der
Berufsschifffahrt an regelméaRige und sehr intensi-
ve medizinische, sicherheitsrelevante Ausbildun-
gen der Schiffsbesatzungen, die von den ehren-
amtlichen Aktiven schlichtweg nicht zu leisten sind.

Damit man sich das einmal ein bisschen besser
vorstellen kann, was das eigentlich fir so ein Tra-
ditionsschiff heifldt, mdchte ich Ihnen ein konkretes
Beispiel mit ein paar Zahlen geben. Ich hatte nam-
lich vor ein paar Wochen das grofRe Vergnigen, im
Harburger Hafen das schone Segelschiff Johann
Smidt zu besichtigen, einen alten Zweimastscho-
ner, betrieben vom Verein Clipper. Fir den Betrieb
dieses Schiffs Johann Smidt werden bendtigt ein
Kapitdn oder eine Kapitanin, drei Steuerfrauen
oder Steuermanner, ein Maschinist und naturlich
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ein Smut fir die Kombise. Ich wollte Heike doch
noch einen Einsatz geben.

Das Schiff ist ungefahr 20 Wochen im Jahr mit ei-
ner wochentlich wechselnden Besatzung unter-
wegs, da es wie gesagt nur von ehrenamtlichen,
zumeist beruflich normal aktiven Menschen betrie-
ben wird. Viele nehmen daflir auch extra Urlaub.
Das sind also, wenn man das einmal hochrechnet,
120 Personen, die notwendig sind, um das Schiff
den Sommer Uber zu betreiben.

Die neuen Anforderungen der Berufsschifffahrt be-
deuten flr diese Ehrenamtlichen jetzt Folgendes
fur das Schiff: Circa 80 Mann und Frau nautisches
Personal muss alle zwei Jahre die grof3e Seetaug-
lichkeitsuntersuchung machen, sofern es sich eben
nicht um aktive Berufsseeleute handelt, was aber
kaum der Fall ist. 40 Personen missen zu Brand-
schutzgeratetragern ausgebildet sein, die nach
dem Lehrgang hierfiir jahrlich eine Uberprifung
Uber sich ergehen lassen missen sowie auch ein
arztliches Attest bendtigen. Und zudem miissen
rund 20 Personen eine Ausbildung gemal dem
Standard der Maritimen Medizinverordnung erhal-
ten, und das ist weily Gott mehr als nur ein Erste-
Hilfe-Kurs. Ich denke, es ist sehr fraglich, ob die
Johann Smidt mit diesen Anforderungen jemals
wieder auslaufen kénnte. Das ist so ein Unsinn.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kurzum: Es ist unseres Erachtens fur die Betrei-
bervereine gar nicht darstellbar, derartiges Schiffs-
personal standig vorzuhalten, auszubilden und
auch noch die Einhaltung dieser Fortbildungsver-
anstaltungen zu Uberprifen, und das nach der Ver-
ordnung eigentlich schon ab Januar 2017. Viele
Schiffe werden im Hafen bleiben missen. Und fiir
Ehrenamtliche, denke ich, sind diese Einstiegshur-
den auch nicht gerade attraktiv. Das wiirde das
Ehrenamt weiter erschweren. Das kann auch nicht
im Sinne des Verfassers sein. In unserem Sinne ist
es jedenfalls nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Fraglich ist auch, wenn man sich diesen 147 Sei-
ten langen Entwurf einmal durchschaut, was denn
Uberhaupt konkret Anlass gegeben hat fur diese
Verscharfung, denn Uber konkrete Falle oder Er-
kenntnisse konnte ich nichts lesen. Es ist also vol-
lig unverstandlich, warum das auf einmal so hoch-
geschraubt wurde. Wie gesagt: Sicherheit hat im-
mer Prioritat, aber ich bin auch Uberzeugt, dass die
notwendigen Anforderungen mit wesentlich maf3-
volleren und malRgeschneiderteren Regelungen er-
reicht werden kdénnen.

Wie geht es nun weiter mit der neuen Sicherheits-
verordnung? Die Stellungnahmefrist ist vor einein-
halb Wochen abgelaufen, und neben vielen Ver-
banden und Vereinen haben auch die deutschen
Bundeslander eine gemeinsame Stellungnahme
abgegeben. An dieser Stelle noch einmal vielen

Dank an Herrn Horch und die Wirtschaftsbehdrde
fur die Beteiligung Hamburgs. In dieser Stellung-
nahme ist durchaus Kritik, aber auch Anregung zu
lesen. Und es werden jetzt viele Diskussionen auf
Bundesebene gefuhrt. Die sogenannte Kuisten-
gang, also die SPD-Abgeordneten der norddeut-
schen Bundeslander, hat auch nachste Woche ein
Gesprach mit dem Ministerium. Ich hoffe, dass dort
noch viel bewirkt werden kann.

Wir mit unserem Antrag heute fordern, dass das
Bundesverkehrsministerium erst einmal einen
Stopp einlegt, einen Gutachterausschuss aus
Sachkennern und Sachverstandigen einsetzt, der
dann wirklich differenzierte und tatsachlich prakti-
kable Vorschlage zu den rechtlichen und sicher-
heitsrelevanten Vorgaben fir Traditionsschiffe und
deren Besatzung erarbeitet. Denn wir brauchen
wirklich keine Uberbordenden Regularien, die et-
was zerstdéren, was die Tradition Hamburgs und
des gesamten Nordens ausmacht. Wir brauchen
eine Verordnung, die die Traditionsschifffahrt als
Bereicherung unseres kulturellen Erbes versteht
und sichert. Ich denke, der Fortbestand dieses Er-
bes liegt in unser aller Verantwortung, und daher
wirde ich mich Uber breite Unterstitzung aus dem
Hause sehr freuen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Wersich das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Auch wir von der CDU wollen
die Traditionsschifffahrt erhalten. Sie gehort zu
Hamburg wie Alster, Michel, Ole.

(Dorothee Martin SPD: Olaf! Olaf!)
— Nein, auf das F kénnen wir gut verzichten.

Deswegen mdochte ich das auch verbinden mit dem
Dank an diejenigen, die in so vielen Vereinen die-
se Traditionsschiffe erhalten, pflegen und sie fah-
ren lassen. Also auch der Dank der CDU-Fraktion
an die Menschen, die das machen.

(Beifall bei der CDU)

Diese Schiffe sind in der Tat wirklich sehr beliebt
zu allen moglichen Anldssen — auch dadurch, dass
sie sich bewegen — mit Schulklassen, Hochzeitsge-
sellschaften und so weiter. Aber ich glaube, wir
dirfen auch nicht ganz aufler Acht lassen, dass
vor 100 Jahren die Anforderungen an die Sicher-
heit nicht so waren wie heute und dass vor
100 Jahren ein Menschenleben auch nicht so viel
wert war wie heute. Ich glaube, wir alle mdchten
hier nicht stehen und einen Unglicksfall im Hause
diskutieren, der dadurch entstanden ist, dass eine
Schulklasse auf einem Schiff geblieben ist, wo et-
was passiert ist.
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Deshalb, glaube ich, hat die Bundesregierung,
SPD und CDU, zu Recht gesagt, wir wollen an die-
ses Thema heran. Wir wollen, dass auch bei die-
sen historischen Schiffen die Sicherheit gewahr-
leistet wird. Und es ist nicht ganz so, wie Sie sa-
gen, es ist auch nicht ganz so dramatisch. Es geht
nicht um die gleichen Anspriiche wie bei Berufs-
schiffen, und es geht natirlich auch darum, dass
die Schiffe und Schiffsbetreiber den Vorteil haben,
dass eben nicht alle zwei Jahre neue Zertifikate
ausgestellt werden mussen. Wir haben uns dage-
gen vorgenommen, Planungs- und Investitionssi-
cherheit zu schaffen.

Es ist auch vorgesehen in der Richtlinie, wenn An-
forderungen nicht erfillt werden kdénnen, dass
dann gleichwertige Einrichtungen, Hilfsmittel und
MaRnahmen akzeptiert werden, damit eben nicht
an ein Traditionsschiff dieselbe Anforderung wie in
der Berufsschifffahrt gestellt wird.

Trotzdem ist lhr Antrag richtig. Ich hoffe in diesem
Sinne, dass der Senat — das wurde auch gesagt —
schon die Zeit genutzt hat, bis zum 5. Oktober
2016 gegenuber der Bundesregierung Stellung zu
nehmen. Und wir sind wirklich am Anfang dieses
Verfahrens. Es ist der Entwurf der Richtlinie. Bei
uns heilt sie nicht Klistengang, aber auch unsere
Politiker — an der Spitze Rudiger Kruse — sind in-
tensiv dabei, sich fir die Hamburger Traditions-
schifffahrt einzusetzen, damit in weiteren Gespra-
chen aus diesem ersten Entwurf der Richtlinie
dann das wird, was flr alle Sicherheit schafft, Pla-
nungssicherheit schafft, was aber auch die Schiffe
mit Augenmalf’ von den Ehrenamtlichen weiter be-
treiben lasst. In diesem Sinne unterstiitzen wir Ih-
ren Antrag. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprésidentin Antje Méller: Jetzt bekommt Herr
Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion das Wort.

(André Trepoll CDU: Sind Sie auch Mitglied
der Gang?)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich bin nicht Mitglied ir-
gendeiner Gang, Herr Trepoll, ich bin nur Teammit-
glied. Und wir sind uns, glaube ich, zumindest un-
ter den ersten drei Rednern, auch einer Rednerin

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aha!)

— das habe ich schon einmal vorsorglich, ohne
dass du das gemerkt hast, nachgeholt —, relativ ei-
nig. Ich vermute auch, dass es fur die weiteren
Redner gilt. Wohingegen wir uns vielleicht nicht ei-
nig sind, ist, dass aus dem Ministerium fur Verkehr
und Digitale Infrastruktur haufiger einmal VorstéRle
kommen, die nicht so ganz ernst zu nehmen sind.
Pkw-Maut ist so ein Thema. Aber, Dietrich Wer-
sich, dieses Gesetz wurde doch 2003 erlassen.

Das Gesetz, Uiber das wir reden, und die Richtlinie
sind nicht 100 Jahre alt, so wie die Schiffe, weil ich
da die Aussage teile — das Gesetz selbst ist von
2003 —, und die Anzahl der Unfélle — das hat die
Kollegin hier referiert — ist jetzt nicht so bombas-
tisch, dass man das Gefuhl hat, man musse jetzt
unbedingt eine Neuordnung dieser Richtlinie vor-
nehmen. Aber vielleicht knnen wir uns darauf eini-
gen, dass die Bayern insgesamt vielleicht ein
bisschen weniger Ahnung von Kustenschifffahrt
haben als wir im Norden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dr. Jérn Kruse AfD — André Trepoll CDU:
Dafiir haben sie mehr Ahnung von Sicher-
heit!)

— Ich ware vorsichtig bei dem Wort. Du wuirdest
mich von oben abklingeln in dem Moment.

Die Zielsetzung der Richtlinie fir mehr Sicherheit
auf Traditionsschiffen wird grundsatzlich naturlich
begrifdt. Nur missen wir auch differenzieren, was
eigentlich der Unterschied zwischen Berufsschiff-
fahrt und Traditionsschifffahrt ist. Wir haben ein-
fach eine Situation, dass die Fahrgebiete erstens
deutlich kleiner sind. Zweitens bestehen die Crews
bei Traditionsschifffahrt haufig aus Ehrenamtli-
chen. Und wir haben eigentlich auch keine kom-
merzielle Nutzung der Schiffe, um sie zu refinan-
zieren, sondern vor allen Dingen eine ideelle Nut-
zung, Uber die wir uns daflir umso mehr freuen.

Wenn wir uns jetzt ansehen, was diese Richtlinie
vorschreibt, dann bedeutet das Neue eine einmali-
ge Schulung von 25 Stunden. Dann haben wir eine
jahrliche Belastungsibung, drittens eine jahrliche
praktische Einsatzibung neu, dann viertens jahrli-
che theoretische Einweisung neu. Das ist mit Leu-
ten, die das ehrenamtlich machen, mit Crews, die
wochentlich wechseln, weil man das nicht jedes
Wochenende machen mdchte, eigentlich nicht
gangbar. Es kommt noch hinzu, dass es eigentlich
eine Richtlinie ist, die am Ende des Tages dazu
fuhren wurde, dass die Traditionsschifffahrt in
Deutschland eigentlich nicht mehr stattfinden kann.
Und das wollen wir, glaube ich, gemeinsam verhin-
dern.

Wir wollen stattdessen gemeinsam schauen, wie
es vielleicht mit dem Ministerium flr Digitale Infra-
struktur und auch den Bayern zusammen geht,
dass wir gemeinsam die Traditionsschifffahrt in
Deutschland nicht nur erhalten, sondern unter Si-
cherheitsaspekten vielleicht noch ein wenig besser
machen, aber sie ist schon ziemlich gut. Deswe-
gen ist da vielleicht gar nicht so viel Handlungsbe-
darf. Und das ware vielleicht im Sinne meines
nachfolgenden Redners ein Beitrag zum Blrokra-
tieabbau in Deutschland. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Herr Hackbusch das
Wort.

(André Trepoll CDU und Anna-Elisabeth von
Treuenfels-Frowein FDP: Sie sind auch fur
Demokratieabbau!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE: — Ich bin Spezia-
list darin.

Meine Damen und Herren! Ich bin mir jetzt nicht so
sicher, ob das die tollste Debatte ist, die man sich
nur vorstellen kann, und so interessant. Wir sind
alle einer Meinung. Wir sind nattirlich der Meinung,
dass man sich das gut ansehen muss und dass
dort scheinbar Uberreagiert worden ist. Meine Kus-
tengang hat dazu gesagt, dieser Antrag sei ganz
okay, dem kénne man zustimmen. Dementspre-
chend werde ich dem zustimmen. Aber es sind
zwei kleine Fehler darin, die ich kurz nennen will.

Das eine ist, dass leider die Aufzéhlung nicht ganz
richtig ist. Die gro3en Traditionsschiffe in Hamburg
wie Cap San Diego oder MS Stubnitz oder auch
die Bleichen sind davon nicht betroffen, weil sie in
internationalen Gewassern fahren missen und
dementsprechend auf internationale Sicherheits-
standards angewiesen sind. Also gehdren sie in
diese Aufzahlung nicht hinein, sondern es betrifft
nur solche, die in Deutschland sind.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Dann ist unse-
re Gang ja besser!)

— Ja, unsere Gang hat da ganz gut gearbeitet.
(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite: Ich denke, nur als Anregung flir den
Bericht fiir Herrn Horch, dass wir nattrlich mittler-
weile nicht nur in einem deutschen Zusammen-
hang sind, sondern auch in einem europaischen.
Wir merken beim Hamburger Hafenfest immer,
dass uns gerade die niederlandischen oder die
russischen Schiffe sehr erfreuen und wir dement-
sprechend einen internationalen, zumindest einen
europaischen Standard haben sollten, also nicht
nur die deutsche Kappe, sondern die europaische
Kappe. Das sind unsere kleinen Korrekturen, aber
Herr Senator wird das aufnehmen und wir werden
das einvernehmlich in eineinhalb Jahren bespre-
chen. — Tschus.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Meyer das Wort.

Jens Meyer FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das maritime Erbe
Hamburgs ist wertvoll und muss daher geschutzt
werden. Das ist vollig klar.

Mit dem vorliegenden Antrag haben Sie, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von Rot-Griin, ein Thema
aufgegriffen, das wir bereits vor langerer Zeit ange-
stolen haben, schliellich hatten meine Partei-
freunde der niedersachsischen FDP-Fraktion die-
sen Antrag bereits 2014 nahezu wortgleich ins Par-
lament eingebracht.

(Beifall bei der FDP)
— Das ist einen Applaus wert.

Im Landtag in Hannover kam es darauf zu einer
fraktionsuibergreifenden Initiative, Herr Dr. Dressel.
Insofern freue ich mich sehr, dass wir uns nun in
Hamburg mit diesem Thema befassen und uns da-
bei hoffentlich — und so sieht es auch aus — alle ei-
nig sind.

Worum geht es genau? Frau Martin hat es schon
sehr ausflhrlich erklart. In Hamburg, aber auch in
anderen norddeutschen Héfen liegen zahlreiche
sogenannte Traditionsschiffe, alte Schiffe, die, au-
Rer Dienst gestellt, von Museen oder Ehrenamtli-
chen liebevoll gepflegt werden, alte Feuerschiffe,
Lastschiffe, Lotsenschiffe, Segelschiffe, Passagier-
dampfer und vieles mehr. Diese Schiffe sind erhal-
tungswirdig, stehen teilweise sogar unter Schutz
und zeigen anschaulich, wie die Schifffahrt und die
Hafen in friheren Jahrzehnten funktioniert haben.
Sie sind Kulturgut und ein Aushangeschild unserer
regionalen und hafenwirtschaftlichen Identitat.

Das Bundesverkehrsministerium will nun mit einer
neuen Sicherheitsrichtlinie — Sie haben es schon
gehdrt — die Instandhaltung dieser zahlreichen Tra-
ditionsschiffe unnodtig erschweren. Zahlreiche
Schiffe sind damit akut bedroht, weil die Vereine
diese Uberzogenen Vorschriften oftmals nicht um-
setzen konnen. Natlrlich muss es auch fir histori-
sche Schiffe Sicherheitsvorschriften geben, aber
— auch das wurde schon gesagt — mit Augenmal3.

Stattdessen jedoch wiehert der Berliner Amts-
schimmel, weil die Grofte Koalition in Berlin entwe-
der ihre Gesetzesinitiativen nicht zu Ende denkt
oder den Niedergang der Traditionsschiffe in Kauf
nimmt. Beides finde ich bedenklich.

Es ist hochste Zeit, dass die betroffenen Lander
Hamburg, Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern koordiniert
gegen dieses vergeigte Gesetz vorgehen und im
weiteren Verfahren beteiligt werden. Flr uns in
Hamburg ist die Lage besonders absurd. Da gibt
der Bund Uber 100 Millionen Euro fir die Errich-
tung eines Hafenmuseums aus und betreibt ne-
benbei durch unverhaltnismaRige Birokratie die
Stilllegung wertvoller Ausstellungsobjekte.

Die Traditionsschiffe sind in Hamburg ein Teil un-
seres kulturellen Erbes, das Touristen zu uns lockt,
Arbeitsplatze sichert und damit neben der kulturel-
len auch eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung
hat. Wir sollten daher alle gemeinsam und im ge-
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meinsamen Interesse darauf hinwirken, dass Berlin
diese Richtlinie Uberarbeitet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt von
der AfD-Fraktion Herr Professor Kruse das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Alle sind fur Traditi-
onsschiffe. Wir auch. Aber ich glaube, so einfach
kann man es sich nicht machen. Ich will einen
Punkt hinzufligen, der auch schon angesprochen
worden ist. Das ist gemacht worden von einem
Verkehrsminister aus Bayern, und Bayern verste-
hen doch bekanntermaflen nichts von Schiffen.
Das kann Uberhaupt nichts sein. Aullerdem kommt
es von einer Partei, die in Hamburg wenig beliebt
ist. Von daher ist es also komplett abzulehnen.

Aber ich glaube, ein kleines bisschen differenzier-
ter muss man das doch betrachten. Stellen Sie
sich einmal vor, eines der Traditionsschiffe wiirde
auf der Elbe untergehen, Menschen kommen ums
Leben und es stellt sich dann heraus, dass es dar-
an gelegen hat, dass bestimmte Sicherheitsstan-
dards, die heute Ublich sind oder die man erwarten
kann, nicht eingehalten worden sind. Ich glaube,
dann ware hier die Stimmung im Hause sehr an-
ders. Ich will damit nur Folgendes sagen: Wir sind
nicht fur Traditionsschiffe und damit gegen Sicher-
heit, genauso wenig wie wir fur Sicherheit und da-
mit gegen Traditionsschiffe sind und sie alle ver-
schrotten wollen, sondern es ist eine Frage des
Details. Das ist etwas, was man hier im Parlament
gar nicht pro und kontra diskutieren kann, sondern
es kommt darauf an, dass die Leute, die etwas da-
von verstehen, im Detail festlegen, welche Anfor-
derung sinnvoll ist bei Schiffen, die es aufgrund ih-
rer baulichen Gegebenheiten von vor 100 Jahren
schwerer haben. Die Leute, die etwas davon ver-
stehen, missen beurteilen, welche Anforderungen
erforderlich sind und durchgefiihrt werden missen
und welche nicht, wo man also gewissermalien
groRzugig sein kann. Ich persénlich bin Uberhaupt
nicht in der Lage, das in irgendeiner Weise inhalt-
lich zu bewerten.

Damit komme ich zu dem Antrag. Genau das, was
ich eben gesagt habe, beinhaltet der Antrag, denn
wir geben es einer Gruppe von Leuten, die etwas
davon verstehen — jedenfalls um Klassen mehr als
ich —, und die entscheiden das. Weil das eine ver-
ninftige Vorgehensweise ist, unterstiitzen wir den
Antrag, der hier vorgelegt worden ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD]

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, nun bekommt Herr Senator Horch das
Wort.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Es ist jetzt vieles Richtige zu dem Vorgang
gesagt worden, und es gibt von der Seite her auch
eine groRRe Einigkeit. Ich will nur einmal kurz zu-
sammenfassen, wie die weitere Vorgehensweise
jetzt aussehen soll.

Traditionsschifffahrt geh6rt zum maritimen und kul-
turellen Erbe in Deutschland, und das besonders
mit einem grof3en Anteil in Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Traditionsschiffe geben dabei auch Einblicke in die
frheren Zeiten der Schifffahrt und des Schiffbaus
— flir Hamburg besonders wichtig — und dienen
eben dieser Traditionspflege. Neben dieser beson-
deren Bedeutung und den touristischen Hinter-
grinden hat Traditionsschifffahrt auch eine ge-
samtgesellschaftlich wichtige Funktion, denn in
diesem Bereich werden regelmaRig, gerade auf
den Schiffen in Hamburg, Jugendarbeit geleistet
und Bildungsprojekte hoch zielgerichtet ausgeibt.

Unser erklartes Ziel ist es, den Fortbestand der
Traditionsschiffe zu sichern. Gleichzeitig muissen
aber auch, was von allen betont wurde, Sicher-
heitsanforderungen auf den Schiffen erfullt wer-
den, und dabei sollte stets der Grundsatz der Ver-
haltnismaRigkeit in so einer Entscheidung zwi-
schen Berufsschifffahrt und Traditionsschifffahrt
gewahrt werden.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Der aktuelle Entwurf der Verordnung zur Anderung
der sicherheitsrechtlichen Vorschriften Uber Bau
und Ausristung von Traditionsschiffen schafft in
vielen Bereichen auch eine erforderliche Rechtssi-
cherheit. Das ist nicht zu unterschatzen, beinhaltet
er doch erhebliche Verscharfungen, die aus der
Sicht des Senats, auch von mir personlich, tiberar-
beitungsbedurftig sind. Daher setzen wir uns ge-
meinsam — und das ist das Entscheidende Uber-
haupt — mit unseren Partnern, mit Schleswig-Hol-
stein, mit Niedersachsen, mit Mecklenburg-Vor-
pommern und mit Bremen, gegeniber der Bundes-
regierung fur eine Anpassung der aktuellen Ver-
ordnung und dieser Gesetzesanderung ein.

Wir sprechen uns fiir eine weitergehende Beratung
des Themas unter Beteiligung der eben genannten
norddeutschen Lander aus sowie auch fur die Ein-
richtung eines Expertengremiums, das diese Dinge
tiefergriindig behandeln soll. Vor allem halten wir
auch Ubergangsregelungen fir sinnvoll, die es den
Traditionsschiffbetreibern ermdglichen, die zum
Teil erheblichen zeitlichen und finanziellen Aufwen-
dungen entsprechend Uber einen Zeitraum zu re-
geln.

Unser Ziel ist es, gemeinsam mit dem Bund eine
gute Losung zu finden, die Sicherheit und die Tra-
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ditionspflege in Einklang zu bringen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP und der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren! Nun sehe ich keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr, damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/6172
seine Zustimmung geben mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig. Damit ist dieser An-
trag beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 49, Druck-
sache 21/6170 in der Neufassung, gemeinsamer
Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN, CDU,
LINKEN und FDP: Starkung der Hamburgischen
Burgerschaft — Verbesserungen im Parlamentsbe-
trieb.

[Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN,
CDU, LINKEN und FDP:

Starkung der Hamburgischen Biirgerschaft —
Verbesserungen im Parlamentsbetrieb

— Drs 21/6170 Neufassung -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Antrag der SPD-Fraktion, der GRUNEN Frakti-
on, der CDU-Fraktion, der Fraktion DIE LINKE
und der FDP-Fraktion (Drs. 21/6170), Starkung
der Hamburgischen Biirgerschaft — Verbesse-
rungen im Parlamentsbetrieb

— Drs 21/6324 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/6324 ein An-
trag der AfD-Fraktion vor.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Steinbil® von
der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Olaf SteinbiB SPD: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich glaube, heute ist ein scho-
ner Tag, ein guter Tag fir die Demokratie und die
Verfassung in Hamburg. Wir horten schon, 70 Jah-
re ist es jetzt her, dass das erste Parlament nach
dem Zweiten Weltkrieg hier frei gewahlt wurde.
Gleichzeitig hat heute Morgen das Hamburger Ver-
fassungsgericht entschieden und unsere Auffas-
sung zu der geplanten Initiative, zu dem geplanten
Volksbegehren bestatigt. Ich glaube, darauf kon-
nen wir aufbauen, und das tun wir damit, dass wir
uns zusammengesetzt haben und heute die neuen
Spielregeln flr unsere Blrgerschaftssitzung ab
dem néchsten Jahr beschliefien werden.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der FDP
und bei André Trepoll CDU)

Ich glaube, es waren insgesamt elf Sitzungen,
wenn ich richtig gezahlt habe, in denen wir zum
Teil schon morgens beieinander gesessen haben.
Ich erinnere mich an eine Sitzung, in der sogar die
Journalisten quasi als Sachverstandige pl6tzlich
mit befragt wurden. Wir haben uns da sehr viel Mu-
he gegeben und einiges erreicht. Wir missen ein-
mal schauen, wie es sich im Einzelnen umsetzen
lasst. Wichtig ist, dass kinftig solche Tage wie
heute, an denen die Range kaum noch gefiillt sind
— einige sind noch da, das ehrt Sie —, nicht mehr
vorkommen. Die ganzen Kollegen sind donners-
tags bekanntlich haufig schon verschwunden.

Die Donnerstagsitzung wird also kiinftig verschwin-
den. Daflr werden wir im 14-taglichen Rhythmus
mittwochs tagen und ein bisschen friher anfangen,
um 13.30 Uhr. Ich glaube, damit kdnnen wir alle le-
ben und duirften dann auch so gegen 20 Uhr das
Ende unserer Sitzung gefunden haben. Gleichzei-
tig wollen wir die Redezeiten ein bisschen kirzen,
aber wir haben auch die Moglichkeit, weiterhin,
wenn es denn einmal darauf ankommt, auch die
Debatten, die Redezeiten wiederum zu verlangern.

Senatserklarungen wird es kinftig haufiger geben,
damit auch anschlieRend noch eine Debatte folgen
kann. Gleichzeitig wird es aber auch die sogenann-
te Senatsbefragungsstunde geben, ein Instrument,
das es in der Vergangenheit schon einmal gab und
womit wir uns zuerst auch ein bisschen schwerge-
tan haben. Aber davon war eben dieser ganze Un-
terausschuss gepragt, dass wir da gemeinsam et-
was erarbeitet haben und aufeinander zugegangen
sind. Ich bin einmal gespannt, wie das laufen wird.
Gegen 19 Uhr wird also kinftig immer zum
Schluss so ein Highlight sein, die Senatsbefra-
gung, auch in der Hoffnung, dass wir damit am
nachsten Tag noch in der Presse landen.

Das Ganze ist also auch ein bisschen medial ge-
plant, dass wir uns medial noch besser prasentie-
ren konnen. Gleichzeitig ist natlrlich auch die
Wahrnehmung, die Transparenz insgesamt hier
wieder einmal unser Ziel.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der FDP
und vereinzelt bei der CDU)

Ich glaube, dass wir da ganz gut etwas geschaffen
haben, und ich bin gespannt, wie es wird. Wir ha-
ben erst einmal gesagt, wir legen es fest. Es be-
ginnt am 1. Januar nachsten Jahres und endet au-
tomatisch am 31. Marz 2018. In der Zeit wird der
Ausschuss natlrlich weiterhin tagen. Es hat (bri-
gens 20 Jahre gedauert, dass wir unsere Spielre-
geln einmal wieder verandert haben in der Blrger-
schaft. Wir werden uns das also nicht untétig an-
schauen oder nicht anschauen, sondern wir wer-
den weiterhin daran arbeiten. Einige Sachen wer-
den wir vielleicht GUbernehmen, vielleicht werden
wir noch einige danach erganzen. Ich bin gespannt
auf diesen Praxistest und freue mich auf viele
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spannende gemeinsame Debatten. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Trepoll das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ja, das kann man unterschrei-
ben. Es gab einmal einen CDU-Senator, der ei-
gentlich jede Rede begonnen hat mit "Heute ist ein
guter Tag fir Hamburg". Ganz so inflationar sollten
wir es nicht benutzen. Aber es ist gut, dass wir
heute Geburtstag feiern, 70 Jahre frei gewahlte
Birgerschaft — den wenigsten von uns sieht man
es an, Gott sei Dank —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dir jedenfalls
nicht!)

dass wir heute Herrn Brandt gestoppt haben in ei-
ner klaren Art und Weise, einstimmig in allen Punk-
ten, dass wir die parlamentarische Demokratie ge-
starkt haben und dass wir uns vor gut einem Jahr
auf den Weg gemacht haben, uns auch selbst an
die eigene Nase zu fassen und zu Uberlegen, wie
konnen wir unsere Ablaufe hier reformieren, attrak-
tiver gestalten, sowohl nach innen als nach aullen.
Wer jetzt sagt, es habe nur damit zu tun, dass wir
versuchen, der Presse und den Medien zu gefallen
oder hinterherzulaufen, der greift zu kurz. Wir ha-
ben uns stattdessen von Anfang an das Ziel ge-
setzt, dass wir schauen wollen, wie kénnen wir die
Politik, die wir hier machen, wie wir hier arbeiten
und auch unsere Spielregeln besser gestalten.
Und natirlich ist auch ein Effekt, dass sie besser
transportiert werden kann, denn wenn wir nur unter
uns bleiben, dann erflllen wir unseren Zweck auch
nicht, an der politischen Willensbildung in unserer
Stadt und unserer Gesellschaft entscheidend teil-
zunehmen.

Deshalb muss ich sagen, dass die Zeit in diesem
Unterausschuss wirklich gepragt war von einer gu-
ten und von allen getragenen Zusammenarbeit.
Wir haben uns dort keinen Scheingefechten hinge-
geben, wir haben die Argumente abgewogen
— selbst wenn Herr Kienscherf einmal dabei war,
dann wurde es manchmal ein bisschen schwieri-
ger, aber wir haben immer Kurs gehalten —, und
das, finde ich, hat diese Arbeit ausgemacht, und
das Ergebnis kann sich sehen lassen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Jetzt missen wir noch einmal schauen, welche Er-
wartungen wir daran haben. Natlrlich muss man
davor auch ein bisschen warnen. Es wird jetzt nicht
dazu fOhren, dass wir &hnliche Besucherstréme
haben wie im Volksparkstadion — wobei, wenn das
so weitergeht, gleicht sich das sicherlich an —, das
wird nicht passieren, sondern es hat mit unserer
Arbeit hier zu tun, mit unserem Engagement. Dass

wir nach der Mittagspause anfangen, gibt uns eine
gute Chance, dass wir neue Elemente einfiihren,
und da mussten wir alle Kompromisse machen. Ich
hatte es gern gesehen, wenn wir die Senatsbefra-
gung direkt im Anschluss an die Aktuelle Stunde
vorgenommen hatten. Ich glaube, das hatte noch
mehr Sinn gemacht. Aber da miissen wir Kompro-
misse eingehen.

Wir werden es jetzt als Endpunkt einmal auspro-
bieren Uber ein Jahr lang, und dann werden wir ge-
meinsam feststellen, dass es eine gute Verstar-
kung, ein interessantes Instrument ist, auch direkt
mit der Exekutive ins Gesprach zu kommen. Das
fehlt manchmal auch. Manchmal driickt sich die
Exekutive, der Senat, auch davor. Ich glaube, dass
wir dann feststellen, dass wir das nach vorn ziehen
sollten nach einem Jahr. Auf die Idee, die Don-
nerstage wieder einzufuhren, wird sicherlich auch
keiner kommen. Dass wir haufiger aktueller tagen
konnen am Mittwoch, macht auch Sinn, und alles
in allem, glaube ich, ist das ein guter Weg. Es ist
eine Evolution, keine Revolution. Wir haben an
den bewahrten guten Instrumenten wie der Aktuel-
len Stunde, die sich bestatigt haben, festgehalten.
Es war, glaube ich, auch sehr wichtig, dass wir
nicht alles umgekrempelt haben. Und als ich mir in
der letzten Legislaturperiode Gedanken gemacht
habe, soll es denn so weitergehen, kénnen wir da
nicht Veranderungen vornehmen, da hatte ich, ehr-
lich gesagt, nicht damit gerechnet, dass die Bereit-
schaft so vorhanden ist und dass auch der Veran-
derungswille von allen Fraktionen getragen wurde,
auch wenn manchmal die Strukturkonservativen
gar nicht auf der rechten Seite, sondern auf der lin-
ken Seite zu finden waren, aber da haben wir uns
ein bisschen zurechtgefunden.

(Farid Miiller GRUNE: Das kann doch gar
nicht sein!)

Deshalb mochte ich mich herzlich bedanken fiir die
Zusammenarbeit in dem Ausschuss, fir das Er-
gebnis, und dann werden wir es im neuen Jahr ein-
mal ausprobieren und hoffentlich gemeinsam das
Beste daraus machen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Vizeprisidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Herr Miller das Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Tatsachlich ist das heute ein
groRer Tag, 70 Jahre unsere Birgerschaft. Die
Prasidentin hat dazu noch einmal in Erinnerung
gerufen, in welcher Situation diese Stadt damals
war. Umso bemerkenswerter ist, was die Kollegin-
nen und Kollegen damals alles zu bewaltigen hat-
ten. Wenn man sich das heute vorstellt, ist das
Klagen auf hohem Niveau, wirde man von damals
den Blick auf heute, auf uns werfen. Nichtsdesto-
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trotz, jede Zeit hat ihren eigenen Blick auf das Le-
ben, und deswegen ist es gut, dass wir die Kraft
gefunden haben, uns im Ausschuss selbst zu re-
formieren — in Anfiihrungsstrichen —, uns selbst an-
zupassen an die veranderten Wahrnehmungen in
der Stadt, wie Politik eigentlich organisiert ist, wie
Politik ankommt. Und dann ist es uns am Ende
auch gelungen, unsere parteipolitischen Blicke ein-
mal ein bisschen zur Seite zu legen und zu fragen,
was denn jetzt eigentlich unser Beitrag fur das Ge-
meinsame ist.

Denn eines ist doch auch klar: Wenn die Burger-
schaft immer mehr aus der Sicht der Hamburgerin-
nen und Hamburger an Bedeutung verliert, dann
trifft das nicht nur eine Partei hier, sondern es trifft
uns alle. Und deswegen ist es gut, dass wir alle die
Kraft aufbringen, mit sehr groRer Mehrheit und viel-
leicht sogar einstimmig heute diese Starkung zu
verabschieden. Das wéare ein gutes Signal in die
Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der LINKEN)

Wenn man dann auch noch, es ist schon erwahnt
worden, das heutige Urteil zum Geburtstag der
Birgerschaft wie auf dem Prasentierteller in erster
Prifung — wir haben das Urteil wahrscheinlich
noch nicht alle gelesen, aber wir haben uns
schlaugemacht, was das nun bedeutet — so zur
Kenntnis nimmt, so kann man doch sagen, dass
das Zusammenspiel zwischen uns in der Burger-
schaft und denen, die drauRen fir die direkte De-
mokratie ihre Themen nach vorn bringen wollen,
heute durch dieses Urteil auf sichere FiiRe gestellt
wurde. Die Spielregeln sind jetzt klarer als vorher.
Das begrif3e ich. Es ist ein guter Tag fiir die parla-
mentarische Demokratie, weil wir wissen, woran
wir sind, aber es ist auch ein guter Tag fur diejeni-
gen, die Einfluss nehmen wollen Uber Volksent-
scheide auf die Geschicke dieser Stadt. Auch sie
wissen jetzt, wie die Spielregeln in vielen Berei-
chen definiert sind. Deswegen ist das ein gutes Ur-
teil. Ich persdnlich, der immer geschaut hat, dass
es ein faires Zusammenspiel zwischen direkter und
parlamentarischer Demokratie ist, sage auch, hier
hat die Initiative deutlich Uberzogen, und deswe-
gen muss man sich auch nicht wundern, dass un-
sere Verfassungsrichter einstimmig die Grenzen
dieser Demokratie festgelegt haben.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Abgeordneter, darf ich Sie einmal an das The-
ma erinnern?

Farid Miiller GRUNE (fortfahrend):* Ja.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

Damit wir ein Gerlust haben, in dem wir agieren
kénnen, haben wir jetzt Themen in die Reform ge-
bracht wie die kirzeren Debatten. Das ist fur die
Birgerinnen und Burger sehr wichtig, weil sie oft
bei sechs Fraktionen und auch manchmal noch
dem Senat nicht mehr so die Geduld haben. Was
heil’t das denn nun, was erzahlen uns die Abge-
ordneten dort? Deswegen glaube ich, dass es gut
ist, dass wir insgesamt die Debattenbeitrage auf
funf Minuten begrenzt haben und auf Wunsch der
Fraktionen auch Kurz-Debatten geflhrt werden
kénnen mit nur zwei Minuten. Das ist ein Experi-
ment, da mussen wir jetzt alle einmal ran, und es
liegt auch an uns allen, das mit Leben zu fillen.

Es verhalt sich auch so mit den Senatsbefragun-
gen; sie kdnnen sehr gruselig und langweilig sein,
wie sie friiher einmal waren, sie kénnen aber auch
gut sein. Auch das liegt an uns Abgeordneten, hier
ordentlich mitzuspielen, nicht zu Uberziehen, aber
auch nicht zu birokratisieren. Und die Kolleginnen
und Kollegen im Senat werden sich wahrscheinlich
dann damit auch noch einmal befassen, wie es in
Zukunft aussieht.

(Dirk Kienscherf SPD: Sollten sie wenigs-
tens mal!)

Jedenfalls sind wir alle gefordert, das zu einem
spannenden Ort der Stadt zu machen. Das ist un-
sere Aufgabe. Und ich denke, wir sollten es heute
nicht verabschieden mit dem Blick, mal sehen, was
Ubrig bleibt, sondern mit dem Blick, wie wir es wirk-
lich gut machen kdnnen. Denn wir wollen doch,
dass wir wieder der Ort sind, von dem in Hamburg
die meisten Birgerinnen und Birger vermuten,
dass hier die Geschicke der Stadt entschieden und
vorher auch gut diskutiert wurden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

Ein neues Instrument, das aber gar nicht so grof3-
artig neu in dem Antrag daherkommt, ist, dass wir
uns auch als Abgeordnete mehr Regierungserkla-
rungen winschen fiir bestimmte Politikbereiche,
denn nattrlich kdnnen wir hier in finf Minuten ein-
mal als Abgeordnete darlegen und der Senat kann
es auch in funf Minuten, meist etwas langer, darle-
gen, aber es ist gut, wenn man sich mit einem The-
ma einmal speziell beschéaftigt, wenn es wichtig ist
fur die Stadt. Da warten wir einmal, dass der Senat
in Vorlage geht und dieses Instrument so nutzt,
dass wir auch gute Debatten in dieser Bilirgerschaft
fihren kénnen. Ich bin da sehr gespannt und freue
mich.

Eine Verlasslichkeit gibt es schon jetzt fur die
Hamburgerinnen und Hamburger, wir tagen jetzt
wirklich jeden Mittwoch.

(Zurufe von der SPD: Jeden zweiten Mitt-
woch!)
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— Also jeden zweiten Mittwoch auflerhalb der Feri-
en, schon klar. Wir tagen in diesem Mittwochs-
rhythmus, und der Donnerstag fallt daflir weg. Das
war jetzt ein Schreck, Herr Kienscherf. Ja, ja,
schon klar. Keine Sorge.

Das ist auch gut so, weil auch damit die Birger-
schaft natlrlich eine Aktualitat wiederum zurtick-
spiegelt in die Stadt, dass wir auch an den The-
men dran sind, die die Stadt gerade bewegen. Das
mussen wir dann aber auch mit Inhalten fullen.

Ich bin guten Mutes, dass wir das schaffen. Des-
wegen gibt es auch eine Probezeit fur uns. Wir ha-
ben uns ein Jahr und drei Monate selbst geschaf-
fen, um zu schauen, wie es ankommt, was viel-
leicht noch an der einen oder anderen Schraube
verbessert werden kann. Lassen Sie uns das gern
zusammen machen. Jetzt geht es erst einmal los,
ab Januar neue Birgerschaft. Ich freue mich. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Schneider das
Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Wir tragen den An-
trag mit, und ich muss jetzt wirklich nicht alle Argu-
mente wiederholen. Unsere Begeisterung fir die
einzelnen Punkte ist unterschiedlich ausgepragt,
aber zum Beispiel die Straffung von Debatten tut,
glaube ich, der manchmal doch etwas ausschwei-
fenden Debattenkultur sicher gut — wir haben es
heute teilweise doch erlebt.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei André Trepoll
CDU)

Das hoffe ich jedenfalls.

Sehr begriRen wir die Moglichkeit, Sachverstandi-
gengutachten einzuholen, und auch, dass wir den
Zugang der Burgerinnen und Birger zu den Debat-
ten verbessern, vor allem durch einen verbesser-
ten Livestream und die Einfihrung einer Videome-
diathek. Da die verschiedenen Anderungen zeitlich
befristet sind und am 31. Marz 2018 aulier Kraft
treten, werden wir dann gemeinsam priifen kénnen
und sicher auch schon vorher anfangen zu Uber-
prifen, welche Anderungen sich bewéhrt haben
und welche nicht. Unser Ziel war, die Blrgerschaft
attraktiver zu machen. Nun gut.

Das "Hamburger Abendblatt" hat, finde ich, sehr
euphemistisch geschrieben:

"Die Burgerschaft erfindet sich neu."

Das, finde ich, ist sehr hochgegriffen. Ich will tat-
sachlich bei dieser Gelegenheit ein grundlegendes

Problem ansprechen, gerade weil wir die Birger-
schaft attraktiver machen wollen; es ist aber ein
Problem, das mich umtreibt. Wie oft kommt es ei-
gentlich vor, dass Regierungsfraktionen einem An-
trag der Opposition zustimmen? Praktisch nie.

(Farid Miiller GRUNE: Hin und wieder!)

Ich glaube, in der vorletzten oder in der letzten Sit-
zung haben die Regierungsfraktionen einmal ei-
nem Antrag der CDU zugestimmt.

Wie oft kommt es vor, dass eine Debatte dazu
fuhrt, dass eine Abstimmung anders ausgeht, als
aus den Abstimmungszetteln vorher zu ersehen
war? Ich bin seit 2008 in der Blrgerschaft und ha-
be es ein einziges Mal erlebt, und das war eine
sehr bewegende Debatte, es ging um eine Harte-
fallentscheidung, und ich muss sagen, das ist mir
in Erinnerung geblieben und das werde ich sicher
bis an mein Lebensende nicht vergessen, weil es
tatsachlich etwas bewegt hat, dass wir debattiert
haben.

Wie oft kommt es vor, dass, wer gestern in der Op-
position war und heute in der Regierung ist, heute
das Gegenteil von dem sagt, was gestern richtig
war? Umgekehrt Gbrigens auch. Klar muss man in
einer Koalition Kompromisse schliel3en, aber das
sollte nicht von der Aufgabe befreien, den Kompro-
miss jeweils auch zu begriinden. Und wenn man in
der Opposition etwas anders sieht als zu Regie-
rungszeiten, ist das auch eine Begriindung wert.
Seit 2008 habe ich hier einige wirklich gute, enga-
gierte Debatten erlebt, Debatten, in denen tatsach-
lich Argumente ausgetauscht wurden. Ich finde, es
gibt ofter gute Reden, und unter gut verstehe ich
nicht, dass sie meine Meinung wiedergeben, son-
dern dass argumentiert wird, dass sich auseinan-
dergesetzt wird und dass ich zum Beispiel etwas
davon habe, obwohl ich meine Meinung deswegen
gar nicht gro® andere, aber ich wirde nachden-
ken. Das finde ich eine gute Rede.

Aber gute Debatten sind seltene Sternstunden,
meistens kommen sie ganz unerwartet und meis-
tens in den spaten Abendstunden, was schade
ist, weil dann wirklich keiner mehr guckt. Ich finde
aber, wir sollten uns solche Sternstunden ofter leis-
ten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Dr. J6rn Kruse AfD und André
Trepoll CDU)

— Schon, dass Sie klatschen, dann sehe ich auch
zuversichtlich in die Zukunft.

Unsere parlamentarischen Debatten und unsere
Legitimation, und darum geht es doch als Birger-
schaft, leiden darunter, dass immer oder fast im-
mer alles schon feststeht, dass nicht die Macht des
Arguments zahlt, sondern die Macht der Zahl oder
nur die Rolle oder nur das Schaufenster. Vielleicht
kénnen wir, wenn wir jetzt die kleinere Form be-
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schlieen, ein bisschen 6fter daran denken, dass
es in unseren Debatten im Prinzip um Begriindun-
gen von politischen Entscheidungen geht und dass
die Blrgerinnen und Birger ein Recht darauf ha-
ben, dass diese Entscheidungen begrindet wer-
den und Fdr und Wider sachlich angemessen — ru-
hig polemisch, aber sachlich angemessen — zur
Sprache kommen.

Noch ein Wort zum Antrag der AfD. Es gab einige
Vorschldge in unseren Debatten im Sonderaus-
schuss — die ich dbrigens auch sehr angenehm
fand, muss ich sagen, also sehr konstruktiv —, die
keine Mehrheit fanden. Wir waren und wir sind
auch weiterhin der Meinung, dass es in der Sache
kein Argument gibt, dass eine grofle Regierungs-
fraktion doppelt so lang soll reden dirfen wie eine
kleinere Oppositionsfraktion.

(Beifall bei der LINKEN)

Damit sind wir nicht durchgekommen. Wir haben
diesen Vorschlag der CDU, die Geschéftsordnung
so zu andern, dass 20 Prozent bendtigt werden,
um einen Antrag an den Ausschuss zu Uberwei-
sen, unterstiitzt. Er hat keine Mehrheit gefunden
und ist entsprechend in unserem gemeinsamen
Antrag nicht aufgenommen worden. Uns ging es
aber um einen gemeinsamen Antrag. Und deshalb
haben wir davon Abstand genommen, jetzt zum
Beispiel selbst einen Zusatzantrag zu stellen. Im
Ubrigen, sehr geehrte Damen und Herren von der
AfD — oder ja, Dame —, wir haben sehr deutlich im
Ohr, wie Ihr Abgeordneter Herr Nockemann in der
letzten Plenarsitzung Ausschussarbeit ausgespro-
chen lacherlich gemacht hat,

(Ksenija Bekeris SPD: Das stimmt!)

fur nichtig erklart hat und einzig die Plenardebatten
zur grolRen Politik erklaren wollte. Immer wieder er-
leben wir auch, dass lhre Abgeordneten bis auf
seltene Ausnahmen in Ausschussen nicht mitarbei-
ten. Da nehme ich Sie jetzt, Herr Professor Kruse,
aus, in dem Sonderausschuss haben Sie mitgear-
beitet, wenn Sie da waren. Aber vor diesem Hinter-
grund ist Ihr Antrag nicht mehr als ein Showantrag.
In dieser Show wollen wir nicht mitspielen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Dr. Duwe das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Sehr geehrte Prasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte
Frau Schneider, ich habe mich sehr gefreut Gber
Ihren Redebeitrag und ich mdchte auch gern an-
schlieen mit dem Wort Show, das Sie gerade ver-
wendet haben. Es ist natlrlich wichtig, dass wir
nach auf’en kommunizieren, dass wir unsere Ar-
beit besser darstellen, dass wir auch vielleicht ver-
suchen, noch etwas mehr in die Offentlichkeit zu

bringen durch weniger lange Debatten. Ich bin da
relativ stockkonservativ eingestellt. Wir werden es
wahrscheinlich schaffen, dass es etwas besser
werden wird, wir werden es aber wahrscheinlich
nicht schaffen, das Idealbild zu bekommen.

Trotzdem war dieser Ausschuss eigentlich ein sehr
schéner Ausschuss, in dem wir wirklich debattiert
haben, wie es eigentlich in der Birgerschaft auch
noch ein bisschen haufiger stattfinden sollte. Wir
haben sehr viele Anregungen bekommen und wir
haben auch einige Anderungen zusammen erar-
beitet. Neben diesen, ich nenne es einmal so,
nach auflen gerichteten Veranderungen haben wir
aber auch einige kleinere Anderungen eingefiihrt,
die die Demokratie starken werden, insbesondere
die Méglichkeit von Oppositionsparteien, von klei-
neren Oppositionsparteien, noch etwas mehr Licht
ins Dunkel zu bringen. Das ist natlrlich unter ande-
rem die Senatsfragestunde, aber vor allen Dingen
auch die Mdglichkeit, Debattenanmeldungen aus-
zutauschen. Kleinere Oppositionsparteien haben
normalerweise die Mdglichkeit, einen einzigen An-
trag zur Debatte anzumelden, und das wird natr-
lich immer ein Antrag der eigenen Fraktion sein.
Das ist fast ausschlieRlich so.

Wir haben nun aber die Mdglichkeit, bei Gelegen-
heit auch einmal einen Debattenantrag anzumel-
den von den Regierungsparteien oder vom Senat,
worlber er nicht gern redet, denn diese Sachen
werden nicht von den Regierungsparteien ange-
meldet, zum Beispiel eine Erhéhung des Wasser-
preises. Ich sage es einmal so, es wird wahr-
scheinlich nie von einer Regierungsfraktion zur De-
batte angemeldet, ware aber eine Kurzdebatte auf
jeden Fall wert. Dann kann man den eigenen An-
trag ein bisschen straffen und auch innerhalb von
zwei Minuten das rlberbringen, was man riber-
bringen will, und zur Not kann man immer danach
noch einmal in den Ring steigen und das widerle-
gen, was die anderen Fraktionen dann als Replik
gegeben haben. Ich finde es hervorragend, dass
wir so etwas erreichen kénnen. Ich finde es auch
gut, dass wir mehr Gutachten in Auftrag geben
kénnen, weil wir nicht weiser sind als Gutachter. In
einigen Bereichen ist es wirklich sehr wichtig, dass
das Parlament sich auch selbst schlauer machen
kann, dass es dort auch Moglichkeiten gibt, Gut-
achten zu vergeben.

Ein wichtiger Punkt ist auch, dass wir bei einigen
Ausschusssitzungen die Mdglichkeit haben wer-
den, dass dort Ubertragungen zumindest von ein-
getragenen Journalisten durchgefihrt werden kon-
nen, denn wir sollten nicht vergessen, die gréfite
Arbeit wird nicht hier in diesem Plenum gemacht,
obwohl es immer so nach drauf3en dringt, die wich-
tigste Arbeit wird in den Ausschiissen getan. Und
die wichtigste Arbeit wird dort getan, wo die Antra-
ge Uberhaupt erarbeitet werden. Das mussen wir
auch klar sagen, wir sollten es ein bisschen mehr
nach drauf3en bringen. Es ist gut, hier einen sché-
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nen Vortrag zu halten und vielleicht auch eine
Menge Beifall zu bekommen, aber dahinter steckt
nicht nur eine Idee, meistens steckt auch harte Ar-
beit von Parlamentariern dahinter.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD, der CDU und der LINKEN)

Zuletzt: Wir sind Teilzeitparlamentarier und mich
freut es sehr, dass wir Beruf und Mandat ein
bisschen einfacher unter einen Hut kriegen kon-
nen, indem wir ndmlich den Termin Mittwoch fest-
halten und einigermalRen Planungssicherheit ha-
ben, denn es ist immer schwierig, Tage insgesamt
freizuhalten. Ob der Mandatstag um 15 Uhr be-
ginnt oder um 13.30 Uhr, ist eigentlich bei vielen
egal, der Tag ist eben fir die Politik reserviert. Und
da finde ich es gut, dass der Donnerstag jetzt weg-
fallt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei André Trepoll CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Professor Kruse das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Der Unter-
ausschuss Starkung der Hamburgischen Birger-
schaft hat in den letzten zwolf Monaten elfmal ge-
tagt, wenn ich richtig gezahlt habe, und er hat zahl-
reiche Einzelvorschlage diskutiert und diesen und
jenen einmal mehr, einmal weniger positiv oder ne-
gativ kommentiert. Ich will einmal ausdricklich po-
sitiv sagen. Es war eine ausgesprochen angeneh-
me Diskussionsatmosphare in diesem Ausschuss,
und ich wirde dort alle einbeziehen, ausdricklich
auch Frau Schneider von der LINKEN. Ich freue
mich immer, wenn ich mit lhnen einmal einer Mei-
nung sein kann, Frau Schneider. Ich hoffe, dass
ich Sie mit dieser AuBerung jetzt nicht in Schwie-
rigkeiten bei lhrer Fraktion bringe.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein!)

Aber es wurde nicht abgestimmt, sondern alles
blieb etwas im Ungefahren. Es gab auch keine
Textfassung, die fortentwickelt worden ware und
die man in den Fraktionen hatte diskutieren kon-
nen. Ich habe das mehrmals angemahnt und im-
mer eher unwirsche Reaktionen geerntet. Ich habe
das fir eine gewisse Nonchalance oder auch
Schludrigkeit gehalten, ich kdnnte auch sagen, fur
einen Mangel an Professionalitat. Das glaube ich
inzwischen nicht mehr, seit vor Kurzem die Druck-
sache 21/6170 aufgetaucht ist, die einen Antrag
von funf Fraktionen enthalt, von allen auRer der
AfD. Die AfD und ihre Vertreter im Unterausschuss
wussten bis dahin nicht einmal, dass es Uberhaupt
ein Ergebnis des Ausschusses gab. Es gab nam-
lich keine Textfassung, wie sie jetzt hier vorliegt,
die im Ausschuss jemals diskutiert oder gar abge-
stimmt worden ware, weder einzeln noch im Gan-

zen. Meine starke Vermutung ist jetzt, dass es be-
wusst an der AfD vorbeigeschleust werden sollte.
Das ist nicht nur ein hdéchst fragwirdiges, wenn
nicht gar illegales Verfahren.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Milller zu?

Dr. Jorn Kruse AfD: Gern, Herr Miller.

Zwischenfrage von Farid Miiller GRUNE:* Herr
Kruse, wir haben doch immer wieder in den Unter-
ausschusssitzungen die Dinge zusammengefasst,
bei denen wir uns einig waren. Daran kann ich
mich noch sehr gut erinnern. Hin und wieder gab
es dann zwar bei spateren Sitzungen noch einmal
die Mdoglichkeit, das zu korrigieren, aber es ist im-
mer wieder versucht worden, Zwischenstande zwi-
schen den Fraktionen festzuhalten. Wir haben das
auch in den Protokollen stehen. Und diese Zwi-
schenstande sind doch dann auch zusammenge-
fasst worden in dem Antrag, der uns vorliegt. Ha-
ben Sie das nicht so empfunden, dass wir das dort
festgehalten haben?

Dr. Jorn Kruse AfD (fortfahrend): Das hat nichts
mit empfinden zu tun, das ist eine Frage des Fak-
tums.

(Farid Miiller GRUNE: Jal)

Wir haben verschiedene Dinge diskutiert, mehr
oder minder einig waren wir uns dann Uber dieses
und jenes. Das kritisiere ich alles gar nicht. Aber
wenn man etwas ins Parlament einbringt aus ei-
nem Ausschuss, dann muss man in diesem Aus-
schuss eine Textfassung diskutieren und dort ent-
weder einzeln oder insgesamt abstimmen. Und
dann waren wir vielleicht mit der Mehrheit gewesen
oder dagegen, aber es hatte eine Textfassung ge-
geben, die man ins Parlament bringt. So passiert
das normalerweise mit Ausschissen im Parlament.
Das ist hier nicht passiert. Hier hat man gewisser-
malen an uns und an mir vorbei hinter unserem
Ricken eine Fassung gebastelt, die jetzt als
Drucksache 21/6170 vorliegt. Und dariber bin ich,
ehrlich gesagt, ziemlich entsetzt.

(Beifall bei der AfD — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Professor Kruse, Entschuldigung, lassen Sie
erneut eine Zwischenfrage des Abgeordneten Miil-
ler zu?

Dr. Jorn Kruse AfD (fortfahrend): Ich glaube, ich
wilrde das jetzt sehr gern erst zu Ende fiihren, und
dann kdénnen wir noch weiter dariiber diskutieren.
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Also ich finde dieses Verfahren einfach schabig.
Die Verantwortlichen sollten sich dafiir schamen.
Bei mir personlich haben die Betreffenden, die jetzt
gemeint sind, an Glaubwurdigkeit und demokrati-
scher Seriositat eingeblft.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Professor Kruse, einen Moment. Es gibt den
weiteren Wunsch einer Zwischenfrage. Lassen Sie
diese zu?

Dr. Jorn Kruse AfD: Ich lasse sie nicht zu, und
das qilt auch fir alle weiteren Klingelténe, die ich
von lhnen hore.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Professor Kru-
se, Sie werden sich an die Glocke vom Prasidium
gewdhnen mussen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei J6rg Hamann CDU)

Dr. Jérn Kruse AfD (fortfahrend): Ich wiederhole
noch einmal meinen letzten Satz. Ich halte das fur
ein parlamentarisch duflerst schabiges Vorgehen,
es ware auch gar nicht nétig gewesen. Es gab zwi-
schen mir und dem anderen Unterausschuss gar
keinen Grunddissens. Wir waren sehr haufig einer
Meinung. Wir haben einmal Nuancen diskutiert,
aber es gab keinesfalls eine Konfrontation zwi-
schen meiner Fraktion oder meiner Person und
den anderen. Es gab eine offene Diskussionsat-
mosphare, und auch nur deshalb bin ich so ent-
tauscht, dass Sie das so hinterriicks gemacht ha-
ben.

Die AfD-Fraktion hat jetzt, um sich ein Mindestmaf}
an parlamentarischer Wahrnehmung zu erhalten,
einen Zusatzantrag gestellt. Darin sind einzelne
Punkte aufgefihrt, die nach unserer Meinung zu
Unrecht nicht im Antrag des Funferkartells, so
muss ich es nennen, enthalten sind. Einer dieser
Punkte ist der Minderheitenschutz von kleinen
Fraktionen bei der Ausschussuberweisung, da den
kleinen Fraktionen bisher eine adaquate Mitarbeit
in den Ausschissen durch Einbringen eigener
Themen verwehrt wurde. Und das gilt nicht nur far
uns, aber vor allem fir uns, weil die Mehrheit hier
im Hause immer wieder alle unsere Versuche,
einen unserer Antrage im Ausschuss zu diskutie-
ren, abblockt, sodass wir nicht adaquat unser par-
lamentarisches Recht wahrnehmen kénnen, in den
Ausschissen mit zu diskutieren. Und wenn Sie
meinen Kollegen Nockemann kritisieren, dann
mussen Sie im Hintergrund dabei betrachten, dass
das auch ein Grund fiir sein Argernis ist. Er kann
sich nur hier gewissermafien adaquat artikulieren,
weil im Ausschuss unsere Antrage Uberhaupt gar

nicht zur Diskussion kommen. Und das finden wir
katastrophal.

(Beifall bei der AfD)

Wir schlagen ein Quorum von einem Funftel vor,
das sind circa 24 Abgeordnete. Das sind mehr als
dreimal so viele, wie die AfD Mitglieder hat. Von ei-
ner Lex AfD kdnnte also nicht einmal entfernt die
Rede sein. Das ist flr uns in der Tat ein sehr wich-
tiger Punkt. Ich kann mich erinnern, Frau Schnei-
der, dass Sie in diesem Punkt eigentlich mit mir ei-
ner Meinung waren. Dass Sie sich jetzt davon dis-
tanzieren, na gut, das will ich einmal dahingestellt
sein lassen.

Da Herr Trepoll, wie er lautstark medial verkiindet
hat, der Meinung ist, die ldee stamme von ihm, will
ich einmal, egal ob Herr Trepoll nun recht hat oder
nicht, ausdricklich erwahnen: Minderheitenschutz
bei der Ausschussiiberweisung — Copyright Tre-
poll. Ich bin gespannt, Herr Trepoll, wie Sie gleich
bei unserem Zusatzantrag abstimmen werden.

(Beifall bei der AfD)

Noch ein kurzes letztes Wort zum Stellenwert des
Antrags des Fiinferkartells. Es enthalt einige Ande-
rungen, bei denen es sich lohnt, sie einmal auszu-
probieren. Ich gehe jetzt extra nicht auf die Details
ein, weil wir uns da weitgehend auch einig sind. Es
gab gar keinen richtigen Gegensatz. Aber insge-
samt ist das Ganze doch eher kleine Minze. Ich
erinnere mich daran, dass die Prasidentin am Be-
ginn des Unterausschusses gesagt hat, die Wahl-
beteiligung sei leider so stark gesunken, das mus-
se man andern, und deshalb machen wir einen Un-
terausschuss. Da empfehle ich, entweder einen
Blick in die politikwissenschaftliche Literatur zur
Wabhlbeteiligung beziehungsweise zur Wahlabsti-
nenz oder additiv — oder alternativ — einen Blick in
die letzten Wahlergebnisse zu werfen. Seit die AfD
zur Wahl steht, sind die Wahlbeteiligungen deutlich
angestiegen, nach meiner Erinnerung in Mecklen-
burg-Vorpommern um 10 Prozentpunkte. So viel
zum Beitrag der AfD zur Demokratie in Deutsch-
land. Denken Sie einmal dariiber nach.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Heyenn.

Dora Heyenn fraktionslos: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wenn wir wahrend der Birger-
schaftssitzung auf die Range schauen, dann mis-
sen wir allzu oft feststellen, dass unsere Debatten
die Hamburger und Hamburgerinnen offenkundig
nicht besonders interessieren. Einige haben dar-
aus geschlossen, dass unsere Sitzungen uninter-
essant sind. Das glaube ich eher nicht, aber ich tei-
le die Auffassung des Politikberaters Elmar Wie-
sendahl, dass unsere Ablaufe in Ritualen erstarrt
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sind. Deshalb ist der Vorstofl3 der CDU-Fraktion, ei-
ne Parlamentsreform auf den Weg zu bringen,
auch nur zu begrufRen.

Leider hat sie einen Geburtsfehler. In einem Unter-
ausschuss hat ein kleiner Kreis aus den Fraktio-
nen, quasi hermetisch abgeriegelt von den Biir-
gern und Burgerinnen, eine Vorlage erarbeitet, die
heute verabschiedet werden soll.

(Farid Miiller GRUNE: Hermetisch mit den
Journalisten!)

Elmar Wiesendahl nennt das in der "Welt" — ich zi-
tiere —:

"[...] von Abgeordneten fiir Abgeordnete
durch Abgeordnete."

Aber selbst das ist nicht richtig, es wurden doch
nur wenige Abgeordnete eingebunden. Ein Vor-
schlag zur Parlamentsreform ist die Einflihrung von
Paragraf 21, die Senatsbefragung. Das ist nicht
neu in der Hamburgischen Blirgerschaft. Sven-Mi-
chael Veit von der "tageszeitung" nennt das

"Die Wiederentdeckung der Wundertute".

Bis 1971 wurden Anfragen von Abgeordneten an
den Senat immer vor Eintritt in die Tagesordnung
beantwortet, und Zusatzfragen auch von anderen
Fraktionen als derjenigen der Fragesteller waren
moglich. Dieses Prozedere wurde abgeschafft,
weil, wie der damalige FDP-Fraktionsvorsitzende
Muiller-Link meinte, es nicht alle 120 Abgeordneten
interessiere, was zehn Fragesteller wissen wollten.
Dann wurde das Instrument der Fragestunde 1977
in der Burgerschaft wieder eingefuihrt. Die neue
Fragestunde sollte den Sitzungen mehr Spontanei-
tat und Aktualitdt geben. Im Mai 2007 hat die Bur-
gerschaft die Fragestunde dann wieder abge-
schafft, weil sie langweilig und ineffektiv sei. Nun
soll sie wieder eingefiihrt werden, aber leider stark
ritualisiert.

Erstens: Die Senatsbefragung nach der Debatte,
spatestens jedoch um 19.30 Uhr durchzufGhren,
heit im Klartext, ohne Presse und ohne Offentlich-
keit. Das steht im krassen Widerspruch zu der
Begriindung, die Birgerschaftssitzungen um
13.30 Uhr beginnen zu lassen. Zweitens sollten an
jedem Sitzungstag lediglich zwei Fraktionen je eine
schriftlich eingereichte Frage an den Senat richten
kénnen und wahrend der Sitzung sind dann noch
Zusatzfragen maglich. Ich finde, Lebendigkeit sieht
anders aus.

Unter der zeitlichen Beschrankung, dass flr jedes
Thema 20 Minuten zur Verfigung stehen, kdnnen
die anderen Fraktionen sich dann in unserer ge-
wohnten Reihenfolge zu Wort melden. Ich hoffe,
dass damit die fraktionslosen Abgeordneten nicht
ausgebremst sind. Ich habe eben Signale bekom-
men, dass das nicht so ist. Auf jeden Fall sollten
bei dieser Parlamentsreform nicht in erster Linie

die Rechte der Fraktionen gestarkt werden, son-
dern auch die der einzelnen Abgeordneten.

Die Frage ist doch, wie es eigentlich in den ande-
ren Parlamenten aussieht. Im Bundestag zum Bei-
spiel kann jedes Mitglied pro Sitzungswoche bis zu
zwei Fragen zur mindlichen Beantwortung an die
Bundesregierung stellen. In Bremen kann jedes
Mitglied der Burgerschaft zu Beginn jeder ordentli-
chen Sitzung schriftlich eingereichte Anfragen in
offentlichen Angelegenheiten an den Senat rich-
ten, und sie durfen bis zu zwei Unterfragen enthal-
ten. In Berlin ist jedes Mitglied des Abgeordneten-
hauses berechtigt, im Anschluss an die Aktuelle
Stunde ohne vorherige schriftliche Einreichung ei-
ne mindliche Anfrage an den Senat zu richten.
Das nennt man in Berlin Spontane Anfrage. Das
ware es doch. Die Frage ist, warum diese Erfah-
rungen keinen Niederschlag in der Drucksache
21/6170 gefunden haben.

Ich personlich glaube nicht, dass das vorgeschla-
gene Prozedere die Attraktivitdt der Birgerschafts-
sitzungen so steigert, dass in der Offentlichkeit ein
starkeres Interesse geweckt wird. Und das ist es
doch, worum es eigentlich geht. Was ich nicht ver-
stehe, ist, warum man nicht ein sehr naheliegen-
des Instrument genutzt hat. MiUsste jeder Redner
und jede Rednerin zwei Zwischenfragen zulassen,
dann waren unsere Debatten hier schlagartig le-
bendiger. Das sollten wir auf jeden Fall einmal pro-
bieren. Also anstatt sich im Unterausschuss zu-
rickzuziehen, hatte man durch Anhérungen Mei-
nungen aus der Bevdlkerung einholen sollen. Wie
heil’t es doch in dem vorliegenden Antrag? Ich zi-
tiere:

"Die Hamburgische Burgerschaft eint das
stete Bemuhen, das Parlament in der 6ffent-
lichen Wahrnehmung zu starken."

Wir machen das jetzt fiir eineinhalb oder einein-
viertel Jahre. Ich glaube, es ware hilfreich, wenn
spatestens nach einem Jahr mit breiter Beteiligung
Bilanz gezogen wird, ob die Bemihungen zielflh-
rend waren oder nicht. — Ich danke fir die Auf-
merksamekeit.

(Beifall bei Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren! Das Wort bekommt nun Herr Steinbil} von
der SPD-Fraktion.

Olaf SteinbiB SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kruse,
was Sie gerade behauptet und ausgefiihrt haben,
kann man so nicht stehen lassen.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Fakt!)

Ich bin entsetzt, dass eine Partei, die so Uber LU-
genpresse und Ahnliches philosophiert, dann
selbst so mit der Wahrheit umgeht. Wir haben
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doch alle regelmafRig von der Vorsitzenden des
Ausschusses, gleichzeitig Prasidentin der Blrger-
schaft, alle Unterlagen zusammengestellt bekom-
men, bis hin zum Schluss die Endversion. Ich glau-
be, ich habe der Presse auch irgendwo entnom-
men, dass es bei lhnen im Spamordner gelandet
sei.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Nicht im Spam-
ordner! Das ist Unsinn!)

Vielleicht habe ich da etwas durcheinanderbekom-
men, aber so habe ich das in Erinnerung. Wir sind
immer alle rundum informiert worden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Das ist grotesk, was Sie hier aufbauschen wollen.

Und in Richtung Frau Heyenn: Naturlich haben wir
auch die Rechte der einzelnen Abgeordneten gesi-
chert, da machen Sie sich keine Sorgen. — Besten
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Maller: Jetzt bekommt Herr
Mauller von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Kollegen! Frau Heyenn, der Unterausschuss
war keinesfalls hermetisch abgeriegelt. Es war ein
normaler Ausschuss, an dem hatte jeder Abgeord-
nete und jede Abgeordnete teilnehmen kénnen,
auch wenn sie kein Stimmrecht hat. Die Sitzungen
sind o6ffentlich. Viele Journalisten haben an einzel-
nen Sitzungen teilgenommen. Es gab Zwischenbe-
richterstattungen tUber den Weg, zu dem wir heute
gekommen sind. Es war also nicht so, dass auf
einmal alles bekannt war und vorher nie dartber
geredet wurde.

Naturlich ist es so, dass wir, die in diesem Aus-
schuss sind, alles rickkoppeln in die Fraktionen,
aber das machen wir bei allen Fachausschissen
so, damit man dann irgendwann einmal zu einer
gemeinsamen Meinung kommt. Aber ich wirde
jetzt bitte keine Verschwoérungstheorien aufbauen,
wir hatten uns hier hermetisch abgeschottet. Sie
wissen sehr genau, Frau Kollegin, das arbeitet
ganz anderen Kraften entgegen, und das wollen
wir doch wirklich nicht.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei André Trepoll CDU)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Professor Kru-
se von der AfD-Fraktion, Sie bekommen das Wort
erneut.

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Steinbif3, dass Sie mir
Unwahrheit unterstellen, ist einfach nicht in Ord-
nung. Sie wissen genauso gut wie ich, dass es kei-
ne Schlussfassung gegeben hat, Uber die wir im

Unterausschuss diskutiert oder gar abgestimmt
hatten. Es gab vorher Protokolle von Sitzungen,
die mehr oder minder positive oder negative Voten
enthielten. Das ist so, Protokolle gab es. Aber
wenn ein Unterausschuss fur das Parlament etwas
machen soll, dann erstellt dieser Unterausschuss
doch am Ende ein Papier, Uber das der Unteraus-
schuss abstimmt, das dann diskutiert werden kann
und das hier eingebracht wird und hier diskutiert
werden kann. Und dieses Papier, wenn ich einmal
die Drucksache nehme, die Sie hier vorgelegt ha-
ben, haben Sie an meiner Fraktion vorbei ge-
macht.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Professor Kruse, lassen Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Steinbild zu?

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Steinbil}, bitte.

Zwischenfrage von Olaf SteinbiB SPD: Danke
sehr. — Herr Professor Kruse, meine Frage ist, ha-
ben Sie schon einmal mitbekommen, dass ein Un-
terausschuss abstimmt?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das kennt er
nicht! Unterausschuss als Stichwort!)

Dass ein Unterausschuss beschlief3t?

Dr. Jorn Kruse AfD (fortfahrend): Also wenn Sie
jetzt einen Unterschied konstruieren wollen zwi-
schen Unterausschuss und Ausschuss, dann hatte
man das, was der Unterausschuss gemacht hat, in
den Ausschuss, namlich in den Verfassungsaus-
schuss, bringen, dort diskutieren und abstimmen
mussen, um es dann hier einzubringen, Herr Stein-
bif3.

(Beifall bei der AfD)

Ich glaube, das war jetzt nichts, was Sie eben ver-
sucht haben. Es geht mir auch gar nicht um For-
malia, es geht mir einfach darum, dass Sie uns er-
neut systematisch und unfair ausgegrenzt haben.
Und das ist parlamentarisch nicht akzeptabel. Ich
hatte sogar noch akzeptiert, wie wir das haufiger
akzeptieren missen, dass wir nicht auf gemeinsa-
men Antragen stehen. Das finden wir zwar nicht
schén und auch nicht fair, aber das héatte ich ak-
zeptiert, wenn wir das vorher gewusst hatten. Mir
ist das Papier, das die Druckfassung beinhaltet,
nicht gleich zur Kenntnis gekommen, weil ich in der
Zeit im Urlaub war, aber da war das Kind in den
Brunnen gefallen. Da hatten die anderen funf Frak-
tionen bereits Nagel mit Kdpfen gemacht und uns
bewusst ausgeschlossen. Leute, so koénnt ihr mit
einer Fraktion, die parlamentarisch gewahlt ist,
nicht umgehen.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 44. Sitzung am 13. Oktober 2016 3003

(Dr. J6rn Kruse)

(Beifall bei der AfD — Milan Pein SPD: Doch,
das kdnnen wir!)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Frau Veit das Wort.

Carola Veit SPD: Vielen Dank, Frau Prasidentin. —
Ich méchte das Wort gar nicht fir meine Fraktion
ergreifen, sondern als Prasidentin dieses Hauses
und als Vorsitzende des Verfassungsausschusses
und auch des Unterausschusses, Uber den wir hier
sprechen. Herr Professor Kruse, es reicht.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der
CDU, der LINKEN und der FDP)

Es gibt eine Menge Leute hier im Hause, zu ihnen
gehore ich und auch meine Burgerschaftskanzlei,
die sich alle Miuhe geben, auf keinen Fall an ir-
gendeiner Stelle die Mdglichkeit eines Verdachts
aufkommen zu lassen, dass Sie nicht zuvorderst
wie alle anderen auch bericksichtigt werden. Und
moglicherweise werden lhnen auch noch einmal
extra die Verfahren erklart, denn Sie sind neu in
diesem Hause. Das tun wir gern, und wir tun es im-
mer wieder. Wir unterziehen uns da jeder Mihe
und ich will gern fir diesen Unterausschuss noch
einmal erklaren, wie es gewesen ist.

Es ist namlich so, dass wir uns im Verfassungs-
ausschuss geeinigt haben, wie wir mit den Ergeb-
nissen des Unterausschusses vorgehen. Alle Ob-
leute des Verfassungsausschusses sind auch im
Unterausschuss gewesen, viele weitere Verfas-
sungsausschussmitglieder und sogar weitere Ab-
geordnete der Hamburgischen Birgerschaft, die
Interesse an diesem Thema hatten. Wir haben ver-
einbart, dass die Ergebnisse des Unterausschus-
ses als Antrag in die Burgerschaft gehen.

Herr Professor Kruse, Sie haben von mir, wie alle
anderen Obleute auch, nicht nur im laufenden Ver-
fahren standig E-Mails bekommen mit der Auffor-
derung, sich einzubringen und zu bestimmten Do-
kumenten Stellung zu nehmen und so weiter, son-
dern Sie haben von mir auch, wie alle anderen Ob-
leute, am Ende eine Entwurfsfassung fir einen
moglichen gemeinsamen Antrag bekommen, der
die Ergebnisse unserer letzten Sitzung wiedergab,
mit kleinen Anderungen, die wir noch in der letzten
Sitzung gefunden haben. Sich jetzt hier hinzustel-
len und zu behaupten, das sei nicht so gewesen,
Herr Professor Kruse, das ist nicht in Ordnung. Es
reicht.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD, der
CDU, den GRUNEN, der LINKEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun erneut Herr Professor Kruse von der AfD-Frak-
tion.

Dr. Jorn Kruse AfD: Frau Prasidentin! Ich be-
schwere mich nicht darliber, dass ich insgesamt
unfair behandelt worden ware.

(Milan Pein SPD: Einfache Entschuldigung
reicht!)

Das ist nicht der Fall.

(J6rg Hamann CDU: Doch! Das haben Sie
mehrfach getan!)

— Nein, ich habe mich nur dartiber emp6ért, dass als
Ergebnis des Unterausschusses, das, was nach-
her ins Parlament kommt, im Unterausschuss we-
der diskutiert noch abgestimmt worden ist. Ich ha-
be von dem, was da von den fiinf Fraktionen pro-
duziert worden ist, erst in Form der Drucksache
Kenntnis erhalten.

(Hansjoérg Schmidt SPD: Das stimmt nicht!)

Das hatten wir eigentlich vorher im Ausschuss dis-
kutieren und abstimmen mussen, und ich ware
wahrscheinlich sogar mit Ihnen der gleichen Mei-
nung gewesen, denn ich unterstitze das, was der
Ausschuss erarbeitet hat,

(Wolfgang Rose SPD: Darum geht es nicht!)

Uberwiegend — das eine mehr, das andere weni-
ger —, aber im Prinzip bin ich durchaus im Sinne
des Ausschusses insgesamt tatig gewesen. Aber
parlamentarischer Stil ware es gewesen, wenn
man ein Schlussdokument entwickelt hatte, das
hatte man am Ende im Ausschuss diskutiert und
abgestimmt und dann hier eingebracht. Das ist
nicht passiert, und das muss ich hier auch noch
einmal sehr deutlich kundtun.

(Beifall bei Dr. Bernd Baumann AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren! Jetzt sehe ich keine Wortmeldungen mehr,
damit ist die Debatte beendet. Nicht dass Sie den-
ken, wir fiihren jetzt schon neue Regelungen ein,
aber die Abstimmungen zu diesen beiden Drucksa-
chen 21/6324 und 21/6170 finden nicht jetzt statt,
sondern erst im Laufe der Abstimmungen am Ende
der Sitzung.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 40,
Drucksache 21/6155, Antrag der CDU-Fraktion:
Bezahlbarer Wohnraum flr Studenten ist Mangel-
ware. Mehr Wohnheimplatze fir Hamburgs Stu-
denten — Unterbringungsquote auf Bundesdurch-
schnitt bringen!

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bezahlbarer Wohnraum fiir Studenten ist Man-
gelware. Mehr Wohnheimplatze fiir Hamburgs
Studenten — Unterbringungsquote auf Bundes-
durchschnitt bringen!
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(Vizeprasidentin Antje Moller)

— Drs 21/6155 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleichstel-
lung Uberweisen.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Ovens von
der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Gestern diskutierten wir bereits
intensiv Uber verschiedene wissenschaftliche The-
men. Wahrend wir daritber diskutierten, stellten wir
auch fest, dass wir gemeinsam fur Hamburgs Wis-
senschaft arbeiten wollen, dass wir gemeinsam
den Hochschulstandort, den Forschungsstandort
voranbringen wollen. Als Frau Wissenschaftssena-
torin Fegebank dann ans Podium trat,

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

war sie im Gegensatz zu sonst relativ zurlickhal-
tend und fand sogar noch lobende Worte fiir die
vorherigen CDU-Senate, die viele der Projekte, um
die es gestern ging, vor allem den Superlaser, auf
den Weg gebracht hatten. Heute glanzt sie erneut
durch Zurlickhaltung, leider etwas intensiver noch
als gestern. Sie ist einfach gar nicht anwesend,
wenn es um eine wissenschaftliche Debatte dieser
Tragweite geht. Das finde ich personlich schade,
aber wir tauschen uns einfach hier in diesem Krei-
se aus.

(André Trepoll CDU: Es ist ja gar keiner dal)

— Ja, der Senat ist gar nicht da, noch schlimmer.
Da sehen wir schon, welchen Stellenwert der Se-
nat offenbar der Wissenschaft in Hamburg ein-
raumt. Aber kommen wir doch zum Antrag.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Zuruf
von Farid Miiller GRUNE)

— Na, Herr Mller, dann richten Sie |lhren Senats-
kollegen einfach aus, dass auch Sie es schade fin-
den, dass bei einem so wichtigen Thema nun doch
jemand immerhin den Senat vertritt. Das ist sehr
schon.

Wir haben einmal abgefragt, wie viele Wohnheim-
platze es in Hamburg gibt, und es sind tatsachlich
ungefahr 4 000 des Studierendenwerks und etwa
1 500, die in freier Tragerschaft offentlich gefordert
sind. Das sind also 5 500 Wohnheimplatze, die in
Hamburg fiir ungefahr 95 000 Studenten zur Verfu-
gung stehen.

Man schaue einmal, was in der letzten Legislatur-
periode so passiert ist: Der letzte SPD-Senat hat
es immerhin geschafft, zwischen 2011 und 2015
die Zahl der geférderten Wohnheimplatze um sage
und schreibe neun Zimmer anwachsen zu lassen.
Das ist so ein Ruckblick auf den Stellenwert der
Wissenschaftspolitik zwischen 2011 und 2015.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbre-
chend):* Herr Ovens, entschuldigen Sie die Unter-
brechung, aber so wenige Abgeordnete machen
entschieden zu viel Larm.

Carsten Ovens CDU (fortfahrend): Vielen Dank,
Frau Prasidentin. — Der Hochschulstandort Ham-
burg ist denkbar schlecht ausgestattet, wenn es
um Studentenwohnheime geht. Und wenn man
das einmal vergleicht, wo wir eigentlich auf Bun-
desebene stehen und wie sich das in den letzten
Jahren entwickelt hat, dann liegen wir aktuell bei
nur noch rund 8 Prozent Wohnheimplatzen, die fir
unsere Studenten zur Verfigung stehen, auf Bun-
desebene sind es rund 10 Prozent der Studenten,
die untergebracht werden kénnen. Unerheblich, ob
wir von Studentenstadten wie Braunschweig, Min-
ster oder Gottingen sprechen oder von den grof3en
Metropolen — Hamburg steht unterdurchschnittlich
da, was die Unterbringung angeht. Und es ist ein
Problem, denn wir haben doch gerade vor einigen
Wochen in der "Bild"-Zeitung Hamburg eine Ver-
lautbarung des A-Teams, der rot-grinen Spitzen,
lesen durfen, wo Sie, Herr Dr. Tjarks, sagten, Sie
wollen gern die Zahl der Studenten in Hamburg auf
Uber 100 000 steigern. Ich sage es lhnen ehrlich,
das finde ich gut, da haben Sie uns auch auf Ihrer
Seite. Sie haben nur leider in lhrer Verlautbarung
in der "Bild"-Zeitung vergessen zu erwahnen, wie
Sie das Ganze finanzieren wollen, wo Sie die Leu-
te unterbringen wollen und wie sich das Ganze
dann irgendwie auch im Haushalt abbildet, denn
darin steht bis heute nichts davon, wie Sie einige
Tausend Studenten mehr an Hamburgs Hoch-
schulen in den nachsten Jahren unterbringen wol-
len. Das ist eben auch das Problem rot-griiner Po-
litik. Viel Symbolik, aber leider keine Zahlen im
Haushaltsplan.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Ovens, bevor Sie fortfahren, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Tjarks?

Carsten Ovens CDU: Immer gern.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Dr. Tjarks,
Sie haben das Wort.

Zwischenfrage von Dr. Anjes Tjarks GRUNE:*
Vielen Dank. — Herr Ovens, kdnnen Sie mir denn
sagen, inwieweit sich in den letzten fiinf Jahren, al-
so seit 2011, die Studierendenzahlen in Hamburg
entwickelt haben, damit Sie ein Gefiihl dafiir ha-
ben, wie sich dann die Entwicklung auch in Zukunft
fortsetzen kénnte?
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Carsten Ovens CDU (fortfahrend): Das kann ich
Ihnen gern sagen. Die Zahlen haben sich, obwohl
nichts fir den Wohnungsbau flir Studenten getan
wurde, positiv entwickelt. Das spricht fur unsere
Hochschulen. Und sie entwickeln sich auch weiter-
hin positiv.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Hort, hort!)

Ob Sie das verlautbaren lassen oder nicht, Herr
Dr. Tjarks, das ist nun einmal so, denn unsere
Hochschulen sind deutlich besser, als Sie sie
manchmal darstellen wollen. Auch das ist ein Fakt
fur den Hochschulstandort Hamburg.

Nun haben wir also das Ergebnis. Wir werden
mehr Studenten haben. Aber wenn man sich an-
schaut, was denn der Senat dafiir tut, um diese
Studenten auch unterzubringen — wir haben es ab-
gefragt —, dann kann man feststellen, dass bis un-
gefahr 2020 gerade einmal 390 Wohnheimplatze
zusatzlich entstehen sollen. 390 o&ffentlich gefor-
derte Wohnheimplatze fir mehrere Tausend zu-
satzliche Studenten in einer Situation, in der, wie
das "Hamburger Abendblatt" schon sagt, ohnehin
ein hoher Wettbewerb besteht. Rund 1 500 Stu-
denten stehen auf Bewerberlisten, um einen be-
gehrten Platz in einem der Wohnheime des Studie-
rendenwerks zu bekommen. Sie verscharfen damit
also den Druck auf dem Wohnungsmarkt fur Ham-
burgs Studenten, und das ist sicherlich keine gute
Politik an dieser Stelle, Herr Dr. Tjarks.

(Beifall bei der CDU)

390 Wohnheimplatze, das ist deutlich zu wenig.
Und wenn wir sehen, wie viel Wachstum wir zu-
satzlich an den Hochschulen anhand der einge-
schriebenen Studenten haben, dann verscharft es
also auch noch einmal die Unterbringungsquote,
sodass kiinftig noch weniger Wohnheimplatze fir
noch mehr Studenten zur Verflgung stehen. Jetzt
kdnnte man sagen, kein Problem, das regelt schon
der Markt, dann sollen die sich doch einfach ein
WG-Zimmer nehmen. Nun, ich habe einmal nach-
geschaut, so ein Wohnheimzimmer kostet ab
233 Euro im Monat, ein WG-Zimmer liegt aber laut
"Hamburger Abendblatt" durchschnittlich bei
430 Euro, auch hier 70, 80 Euro Uber dem Bun-
desdurchschnitt. Also gibt es da ebenfalls ein Pro-
blem.

Wenn ich dann noch daran denke, wie sich die Se-
natorin gerade vor einiger Zeit dafur gefeiert hat,
dass sie nun ein privates Wohnheim mit Uber
500 Euro Monatsmiete erdffnet hat, womit die
Stadt zwar selbst nichts zu tun hatte, was sich aber
wiederum nett auf dem Bild machte, dann frage ich
mich wirklich, ob es Rot-Griin eigentlich ernst
meint mit der Férderung studentischen Wohnens.
Ich kann das anhand der Zahlen, anhand lhrer Po-
litik bislang nicht erkennen. Und daran missen wir
etwas andern.

(Beifall bei der CDU)

Es gabe doch durchaus Méglichkeiten. Die Foérder-
richtlinien flr studentisches Wohnen der IFB Ham-
burg fur Hamburg-Stid, Mimmelmannsberg, Ved-
del und Wilhelmsburg laufen Ende 2017 aus. Mit
anderen Worten, da wirde Geld frei. Man kdnnte
es auch negativ formulieren: Sie tun, wenn Sie
nichts andern an dem Auslaufen, noch weniger flr
Studenten, als Sie und lhre Vorgangersenate es
bislang gemacht haben. Also, meine Damen und
Herren von SPD und GRUNEN, da ist viel Potenzi-
al, um wirklich etwas fir Hamburgs Studenten zu
tun.

Der vorliegende Antrag stellt Folgendes fest: Um
nur auf den Bundesdurchschnitt der verfligbaren
Zimmer zu kommen, muissten wir rund 1 800 zu-
satzliche Wohnheimplatze bauen. Wenn wir das
mit den Wohnheimplatzen des Studienstandorts
Munchen vergleichen — so weit gehen wir mit un-
serem Antrag nicht einmal, aber nur damit Sie sich
die Zahl bitte einmal auf der Zunge zergehen las-
sen —, dann mussten wir sogar 2 800 Platze zu-
satzlich schaffen. Das wollen wir Ihnen jetzt an die-
ser Stelle gar nicht zumuten. Wir haben auch noch
andere Ideen fir die Haushaltsberatung, aber bitte
schén, 1 800 zusatzliche Wohnheimplatze, wenigs-
tens um den Bundesdurchschnitt zu erreichen,
Herr Dr. Tjarks, Herr Muller, so viel muss auch bei
der GRUNEN-Seele drin sein. Wir schlagen lhnen
auch gleich noch vor, wie man das Ganze finanzie-
ren kann. Die eben schon genannten auslaufen-
den IFB-Fdérderrichtlinien waren eine Mdglichkeit.
Sicherlich kann man auch tber Public-Private-Part-
nership-Modelle an dieser Stelle nachdenken. Und
Sie sollten doch bitte schén, auch das ist unser Im-
puls, Uber zusatzliche Anreize fur private Trager
nachdenken, denn bisher gibt es keine nennens-
werte Forderung. Wir konnen feststellen, dass die
Mietpreisbindung und die steigenden Grundstiicks-
preise auch kontraproduktiv sind, um private Inves-
toren dazu zu bringen, bezahlbaren studenti-
schen Wohnraum zu schaffen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist
Quatsch!)

Deswegen lassen Sie uns auch hier und heute
wieder gemeinsam etwas fur die Wissenschaft tun,
so wie wir es schon gestern in Eintracht getan ha-
ben. Frau Senatorin Fegebank sagt so gern, die
Wissenschaft solle mehr Platz in den Herzen der
Hamburger bekommen; da bin ich bei ihr. Aber ge-
ben wir doch bitte auch den Studenten mehr Platz
in unserer Stadt. Das haben sie verdient. Das
braucht Hamburg. Wir liefern damit heute den ent-
sprechenden Antrag und bitten um Zustim-
mung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tode von der SPD-Fraktion.
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Dr. Sven Tode SPD: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Ovens, mit
Freude haben wir zur Kenntnis genommen, dass
die gestrige Debatte auch bei lhnen noch einmal
fur eine gemeinsame Wissenschaftspolitik in Ham-
burg geworben hat. Das finden wir gut. Wir freuen
uns, dass Sie das auch weiter unterstiitzen wollen.
Nun missen Sie allerdings sagen, dass es nicht
stimmt, dass wir als Regierungsfraktion die Wis-
senschaftspolitik oder gar unsere Universitaten
schlechtreden. Wir hoffen, dass Sie das zukinftig
nicht weiter tun werden. Wenn Sie sich jetzt aber
diesen Antrag ansehen, dann freuen wir uns natur-
lich, dass die CDU sich dem Thema gunstiger
Wohnraum fir Studierende widmet.

(Ksenija Bekeris SPD: Gute Sache!)

Das ist absolut mutig, denn Sie waren zehn Jahre
an der Regierung. Wissen Sie, wie viele Studieren-
denplatze Sie gebaut haben? Sie wissen es wahr-
scheinlich nicht. Null, genau null. Deswegen ist es
auch nicht sonderlich glaubwiirdig, dass Sie jetzt
mit 1 800 Wohnheimplatzen ankommen und glau-
ben, dass Sie diese 1 800 Platze tatsachlich, wenn
Sie irgendwann einmal an die Regierung kommen,
bauen wollen.

Ich weil nicht, wo Herr Dr. Schinnenburg ist. Auf
jeden Fall hat die FDP, als sie an der Regierung
war, keinen einzigen Studienplatz gewonnen.

(Michael Kruse FDP: Gibt ja nun kein ande-
res Thema als die FDP in der Regierung!)

— Nein, genau. Weil Sie nicht in die Regierung
kommen, missen wir wenigstens auf die Jahre
verweisen, in denen Sie einmal drin waren.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Dr. Tode, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Ovens?

Dr. Sven Tode SPD: Sicher.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Ovens, Sie
haben das Wort.

Zwischenfrage von Carsten Ovens CDU: Herr
Dr. Tode, eine kurze Frage: Wirden Sie mir zuge-
stehen, in meiner ersten Legislatur nicht standig
Uber die Fehler vorheriger Senate zu referieren,
sondern in die Zukunft zu blicken? Und wirden Sie
mir zweitens zugestehen, dass es von Ihnen etwas
arm ist, auf eine Regierungszeit zurtickzublicken,
die 2011 endete, nachdem Sie selbst seit fiinfein-
halb Jahren die Verantwortung tragen?

Dr. Sven Tode SPD (fortfahrend): Ja, Herr Ovens,
aber trotzdem haben Sie — das bleibt eine Tatsa-
che — keinen einzigen Studierendenwohnheimplatz

in zehn Jahren geschaffen. Das ist genau der
Punkt. Ich sage Ihnen auch gleich, wie viele wir in
der Zwischenzeit gebaut haben. Es sind namlich
mitnichten neun, wie Sie behaupten. Insofern ist es
ein sehr mutiges Thema. Wir freuen uns, dass Sie
sich jetzt endlich einmal dem Thema Studieren-
denwohnen nahern. Das ist sehr erfreulich.

(André Trepoll CDU: Das heil’t, Sie stimmen
zu!)

Der zweite Punkt ist — jetzt kommen naturlich die
entscheidenden Fragen —, dass Sie der Senatorin
vorwerfen, sie rede nicht richtig Gber die Finanzie-
rung und klare die Frage nicht, woher das Geld
komme. Jetzt frage ich Sie einmal: Wissen Sie ei-
gentlich, wie viel 1 800 Wohnplatze fur Studieren-
de kosten? In Ihrem Antrag steht nicht eine einzige
Zahl dazu. Falls Sie es nicht wissen, sage ich es
Ihnen: Es sind 153 bis 180 Millionen Euro. Jetzt
sagen Sie mir einmal: Wo kommt dieses Geld her?

(Carsten Ovens CDU: Steht im Antrag!)
— Nein, das steht eben nicht im Antrag.

Deswegen ist es eindeutig, das sind 50 Prozent
mehr der insgesamt 4 000 Studienplatze, die wir in
offentlichem Besitz haben. Das sind 50 Prozent
mehr, die Sie von uns jetzt erwarten, nachdem Sie
zehn Jahre nicht einen einzigen geschaffen haben.
Das ist schon sehr interessant.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Was mich vollig irritiert, Herr Ovens, ist die Frage
der Privaten. Eigentlich habe ich ja immer gedacht,
Sie seien eine Partei, die sagt, der Markt regele
das und es kdmen dann Private, die das anbieten;
das finde ich auch gar nicht so schlecht. Eben sa-
gen Sie wieder, die Privaten seien zu teuer. Sie
sind tatsachlich zu teuer. Sie werfen der Senatorin
vor, dass sie ein Studierendenwohnheim einweiht,
in dem der Platz 500 Euro kostet. Andererseits sa-
gen Sie, wir sollten aber Private dazu animieren,
Studierendenwohnheimplatze zu schaffen. Was
sollen wir jetzt eigentlich genau tun? Soll die Sena-
torin da nun hingehen oder soll sie nicht hingehen?
Soll sie sie fordern oder soll sie sie nicht férdern?
Sagen Sie uns doch einfach, was Sie genau wol-
len. Also das ist ein bisschen widerspriichlich.

Wenn wir Ihren Antrag Uberweisen sollen — und
darum bitten Sie ja —, dann ware es natirlich hilf-
reich, dass Sie in dem Ausschuss anwesend sind.
Wir haben letztes Mal auf Wunsch der CDU einen
Antrag an den Ausschuss Uberwiesen, und wer
war nicht da? Die CDU war nicht da.

(Zuruf von Carsten Ovens CDU)

Das ist naturlich schwierig. Wenn man nicht einmal
im Ausschuss anwesend ist, um einen Antrag zu
diskutieren, dann sollte man vielleicht auch Uberle-
gen, ob man ihn dberhaupt Gberweist. Herr Ovens,
nur weil Sie schneller und lauter reden, haben Sie
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(Dr. Sven Tode)

noch lange nicht recht. Sie waren nicht da und ha-
ben den Antrag nicht diskutieren kénnen; sehr
schade.

Ihr Antrag ist leider véllig unrealistisch und wir kon-
nen ihm insofern leider nicht zustimmen. Es gibt
keine Finanzierung, es gibt keine Ausflihrungen,
wie diese 1 800 Studierendenplatze Uberhaupt ge-
baut werden sollen. Und vor allen Dingen stellt sich
die Frage: Sind sie Gberhaupt am Markt gefordert?
Wenn Sie sich die Marktstudie von Savills an-
schauen, dann wissen Sie, dass es eine Ubersatti-
gung des Angebots an Studierendenwohnheim-
platzen gibt. Und wenn Sie Bayern und Hamburg
vergleichen, dann mdchte ich Sie darauf hinwei-
sen, dass Bayern 13 Millionen Einwohner hat,
Hamburg 1,8 Millionen und die Steuerkraft von
1,8 Millionen Einwohnern natlrlich nicht so hoch
sein kann wie die von 13 Millionen Einwohnern.
Dementsprechend missen Sie natlrlich auch die-
se Zahlen in Betracht ziehen und nicht nur einfach
einen Durchschnittswert von Studierendenzahlen
und deren Kosten. Das allein reicht kaum.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber uns Sozialdemokraten sind Studierende und
ihre Wohnungen natirlich sehr wichtig und auch
die guten Bedingungen, um Uberhaupt in Hamburg
zu studieren. Deswegen haben wir bereits in der
letzten Wahlperiode mit der Drucksache 20/1134
den Senat aufgefordert, den Studierenden Grund-
sticke unterhalb des Verkehrswertes abzugeben,
weil dadurch natirlich glnstigere Mieten erreicht
werden und das Angebot insgesamt gesteigert
wird. Neuallermdhe ist beispielsweise so ein Fall.
Am 2. November 2016 werden wir in Neuallermdhe
250 neue Studierendenwerksplatze einweihen,
250 mehr, als Sie jemals in zehn Jahren geschafft
haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber nicht nur das. Wir haben auch Sanierungen
vorgenommen. Allein das Gustav-Radbruch-Haus
wurde fir 11 Millionen Euro saniert. Das Paul-Su-
deck-Haus wurde fiir 6 Millionen Euro saniert. Wir
haben eine weitere Million Euro flir energetisches
Sanieren ausgegeben. Diese Sanierungen im Be-
stand sorgen dafir, dass wir den niedrigen Miet-
preis von ungefahr durchschnittlich 235 Euro pro
Zimmer in diesen Bestandsbereichen erhalten kén-
nen. Wie viel die Studierenden namlich von ihrem
Geld fiir den entsprechenden Wohnzins zu bezah-
len haben, ist entscheidend.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist noch nicht alles. Wir werden auch die
Dachsanierung der Wohnanlage in Harburg mit ei-
ner Million Euro bedenken und auch die Kellerwan-
de in der Unnastrafe werden fur eine weitere Milli-
on Euro saniert. Wie Sie sehen, sind Sanierungen
weiterhin vorgesehen. DarlUber hinaus haben Sie
dem Haushaltsplan entnommen, dass das Studie-

rendenwerk eine Steigerung seines Etats von
3 Prozent bekommt. Wenn Sie aufgrund der Schul-
denbremse wissen, wie schwierig die Finanzierung
des Haushalts insgesamt ist, dann ist es ein sehr
deutliches Zeichen, dass wir das Studierenden-
werk und seine Arbeit unterstitzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Fir uns ist es wichtig, dass Studenten die Moéglich-
keit haben, in Hamburg zu studieren. Dazu gehdrt
nicht nur Exzellenz, sondern dazu gehdrt auch ein
Dach Uber dem Kopf und etwas Gutes zu essen
und genau daflr sorgen wir. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Ovens, mir waren
fast die Tranen gekommen. Sie haben |hr Herz fir
die Wissenschaft entdeckt und formulieren — es ist
ein wunderbarer Satz zum Ende —, dass Sie die
wissenschaftlichen Herzen nun erobern wollen.
Das ist ein Satz, der hervorragend in einen Gro-
schenroman passt, aber nicht in die Lyrik einer An-
tragsformulierung. Sehen wir uns einmal genau an,
wie herzvoll Sie uns das darstellen wollen.

Ich habe mir einmal den Teil angeguckt, in dem
Sie im ersten Absatz ein bisschen mit den Zahlen
spielen und Vergleiche zwischen der Unterbrin-
gungsquote in Hamburg und dem Bundesdurch-
schnitt ziehen. Haben Sie sich eigentlich einmal
gefragt, ob dieser Vergleich zutreffend ist? Die
Bundesrepublik Deutschland ist kein homogenes
Gebilde, sondern ein Gebilde, das sehr stark in
l&ndliche Bereiche und in sehr urbane Bereiche
strukturiert ist. Wir gehdren, wie Sie wissen, in die-
se urbanen Bereiche. Wenn man dann Vergleiche
zieht mit Stadten ahnlicher Kategorie wie beispiels-
weise Kdln, dann sieht man, dass die Unterbrin-
gungsquote dort von 7,45 Prozent in 2013 auf
7,06 Prozent gesunken ist. Wir kdnnen auch bei-
spielsweise Frankfurt nehmen, gesunken von
7,5 Prozent auf 6,28 Prozent, oder Stadte in unse-
rer Nachbarschaft, zum Beispiel Bremen, gesun-
ken von 6,9 Prozent auf 6,3 Prozent. Kiel liegt kon-
stant bei 7,1 Prozent, aber alle liegen unter 8 Pro-
zent, eine Versorgungsquote, die Hamburg nach
wie vor Uberschreitet und wozu Hamburg auch ei-
niges getan hat trotz der in den letzten zehn Jah-
ren deutlich gestiegenen Anzahl der Studenten.

2011 hatten wir 5 271 Platze fir Studierende. Das
konnen Sie in unserer Schriftlichen Kleinen Anfra-
ge mit der Drucksachennummer 20/917 aus der
letzten Legislatur nachlesen. Wenn wir das Studie-
rendenwerk ansehen, haben wir jetzt 5 662 Platze,
also 400 Platze zusatzlich. Das sind Platze, wie sie
nach der Definition im Studierendenwerk sind. Sie
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wissen genau, dass bestimmte Gruppen dort nicht
erfasst werden, beispielsweise die Studierenden
an der Helmut-Schmidt-Universitat, weil sie dort
automatisch  untergebracht werden. Insofern
stimmt die Zahl 90 000 oder Uber 90 000, die Sie
uns angeben, als Berechnungsgrundlage gar nicht.
Mit diesen Zahlen sollten Sie etwas sorgfaltiger
umgehen und uns nicht en passant irgendwelche
Zahlen um die Ohren hauen, die letztlich in keiner
vernunftigen Beziehung zueinander stehen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Gehen wir einmal ein Stick weiter. Sie sagen,
Wohnheimplatze in der privaten Tragerschaft seien
im Zeitraum 2011 bis 2015 nur um neun Platze ge-
stiegen. Wenn Sie jetzt einmal von 2015 aus zwei
Monate weitergehen, werden Sie sehen, dass in
der Alten Konigstrale in Altona 70 geférderte Plat-
ze in privater Tragerschaft mit 30-jahriger Bindung
belegt worden sind. Sie haben damit gerade zwei
Monate vorher aufgehért. Ich weil3 nicht, was im
Einzelnen in der privaten Tragerschaft ist — dazu
habe ich keine Zahlen gefunden —, aber dieses ist
hinzugekommen. In der Alten Kdnigstral’e kénnen
Sie eine Studierendenwohnung ab 270 Euro be-
kommen, Ubrigens mit IFB-Mitteln gefordert, KfW-
40-Standard, also in modernster Art und Weise
und entsprechend sachgerecht ausgestattet.

Sie haben Uber die privaten Wohnunterklnfte ge-
sprochen, die ohne Férderung gebaut werden und
deren Mieten wirklich zu hoch sind. Das geht ir-
gendwo bei 450 Euro los, steigert sich auf 600,
700 Euro, und im obersten Stockwerk in Sankt Ge-
org liegen die Mieten schon fast bei 1 000 Euro.
Das ist nicht das, was wir uns vorstellen, aber Sie
sagen, die Mietpreisbremse hindere diese Investo-
ren, weiter Wohnraum fur Studierende zu schaffen.
Nun sollten Sie einmal ins BGB schauen. In Para-
graf 549 Absatz 3 steht, dass die Paragrafen 556
ff. nicht fur Wohnheime und Studenten- und Ju-
gendwohnheime gelten. In Paragraf 556 d finden
Sie Vereinbarungen Uber die Miethéhe bei Mietbe-
ginn in Gebieten mit angespannter Wohnraumsi-
tuation. lhre ganze Argumentation bricht zusam-
men, weil das, was Sie uns aufgetischt haben, ein-
fach sachlich nicht richtig ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann mochte ich noch auf einen weiteren Punkt
eingehen. Es ist nicht richtig, dass die Zahl sta-
gniert; das hat auch Herr Dr. Tode eben angespro-
chen. Es sind einmal die 390, die auch Sie ge-
nannt haben, aber wir haben weitere Wohnungen
in Gange, namlich 250 in der Dratelnstrafle. Und
wenn es gut |auft, sind diese Wohnungen 2020 fer-
tiggestellt. Ich weild nicht, ob das noch in dieser Le-
gislatur 1auft, aber immerhin sind auch diese in der
Planung. Dann haben wir insgesamt etwa knapp
650 weitere Wohnungen. Daneben gibt es in be-
stimmten Stadtteilen wie aktuell in Steilshoop Mog-

lichkeiten der Férderung. 2017 ist damit erst ein-
mal Ende, aber das ist auch bewusst gesetzt. Sie
wissen auch, aber sagen es nicht, dass wir das im
nachsten Jahr evaluieren wollen und dann die Ent-
scheidung treffen, in welchem Umfang und wo die-
ses weitergefiihrt werden soll.

Wir sind Uberall dabei. Wenn man sich lhren An-
trag im Einzelnen anschaut, stellt man fest, dass er
letztlich auf Sand gebaut ist, dass die Zahlen, die
in ihm stehen, nicht haltbar sind und dass es ein
Antrag ist, den wir so nicht Uberweisen koénnen.
Wir werden ihn ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dolzer von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Prasidentin! Es ist richtig und wichtig, dass
wir uns uber die Wohnsituation der Studierenden in
Hamburg unterhalten, denn ein erfolgreiches Studi-
um erfordert insbesondere auch eine funktionieren-
de soziale Infrastruktur. Dazu gehort in erster Linie
eine gesicherte, bezahlbare Unterkunft wahrend
des Studiums.

(Beifall bei der LINKEN)

Abgesehen davon, dass der BAf6G-Satz ohnehin
viel zu niedrig ist und BAf6G nicht jedem elternun-
abhangig zusteht, wie es eigentlich sein sollte, und
im Grunde genommen ein Studienhonorar eine viel
sinnvollere und vor allem sozial gleichere Rege-
lung ware, stehen zweimal jedes Jahr zu Semes-
terbeginn wieder Tausende Studienanfangerin-
nen und Studienanfanger vor der Herausforde-
rung, gunstigen Wohnraum zu finden. Viele finden
ihn nicht. Das darf so nicht weitergehen.

Der Antrag der CDU gibt die Mdglichkeit, das The-
ma zu diskutieren, ist aber freundlich ausgedrickt
zumindest ambivalent. Deshalb halten wir es fir
notwendig, ihn ziffernweise abzustimmen. Ein Teil
der Begrindung und auch ein Teil des Petitums
wird darauf verwandt, eine noch investorenfreundli-
chere Wohnungspolitik einzufordern, als sie ohne-
hin schon betrieben wird. Das, Herr Ovens, ist ers-
tens instrumentell gegeniber den Studierenden
und in Anbetracht der existenziellen Situation, in
der sie sich befinden, etwas zynisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass Sie insgesamt investorenfreundlicher agieren
wollen, steht lhnen ja ins Programm geschrieben;
das sei Ihnen unbenommen. Das finden wir aber
nicht richtig. Dass Sie dann aber sagen, dass die
bdse Mietpreisbremse, die ohnehin ein eher zahn-
loser Tiger ist, fur den mangelnden Wohnraum fir
Studierende verantwortlich sei, finde ich doch
ziemlich absurd.
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(Beifall bei der LINKEN)

Herr Duge hat bereits ausgeflhrt, warum das in
diesem Fall besonders absurd ist.

Nein, eine noch investorenfreundlichere Woh-
nungspolitik, wie Sie das in der Begriindung sehr
ausflihrlich beschreiben, als den Drittelmix, der ei-
gentlich eher ein Eigentumswohnungsférderungs-
mix ist, weil von 26 auf 30 Prozent gesteigert wird,
oder auch als eine umweltunvertragliche Vergabe-
praxis wie zum Beispiel an der Alster im Bezirk
Nord, wo Wasserrecht zugunsten des Baurechts
ausgehebelt wurde, brauchen wir nicht, das wollen
wir nicht und werden wir auch nicht zulassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Hamburg ist in Hinblick auf das Mietpreisniveau
ohnehin nach Minchen und Stuttgart die drittteu-
erste Stadt fur Studierende in Deutschland. Ich fin-
de es sehr redlich, dass Sie diesen Antrag einge-
bracht haben, damit wir uns damit beschaftigen
konnen, aber die Loésung liegt nicht in dem, was
Sie sagen, sondern hauptsachlich darin, dass wir
mehr Wohnheimplatze brauchen, und zwar gut und
ausschlieRlich uber das Studierendenwerk finan-
Zierte.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses ist leider vollig unterfinanziert. Auch ich
muss Sie wieder an die Vorgangersenate erinnern,
Herr Ovens, an lhre Regierungszeit.

(Carsten Ovens CDU: Da war ich noch gar
nicht dabei!)

Da hat Jorg Drager den Etat des Studierenden-
werks von 5 Millionen Euro auf null heruntergefah-
ren. Der ist mittlerweile ein Stiick wieder hochge-
fahren und das ist auch gut so, aber bei Weitem
nicht genug.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Duge, ich muss Sie korrigieren. Es ist so,
dass im jetzigen Haushalt der Betrag fir das Stu-
dierendenwerk ein bisschen angehoben werden
soll. Das ist richtig und gut, aber bis jetzt sind es
eben 4,1 Prozent der Gesamtfinanzierung, und
das laut DSW vom Zahlenspiegel 2015. Das wird
sich in den letzten Monaten nicht so stark gestei-
gert haben. Deshalb fordert das Studierendenwerk
zu Recht die Anhebung des Etats.

Ich nenne lhnen die Raten in den anderen Stad-
ten: In Bremen sind es 14,3 Prozent, in Berlin
12,3 Prozent, in Kéln 11,1 Prozent und in Miinchen
noch immer 7,0 Prozent. Zumindest auf den Bun-
desdurchschnitt von 8,7 Prozent moéchte das Stu-
dierendenwerk den Etat angehoben sehen. Das ist
richtig und gut, das wollen und fordern wir und
auch, dass Rot-Griin sich das zu Herzen nimmt
und umsetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mdchte noch ein Beispiel geben, das ich be-
sonders zynisch finde. Das Studierendenwerk leis-
tet sehr gute Arbeit, ist aber unterfinanziert. Des-
halb greift man auf Mittel zurlck, die eigentlich
sehr zynisch sind. Es werden zum Beispiel
130 Zimmer unter weit mehr Bewerberinnen und
Bewerbern verlost. Das darf doch nicht sein. Es
kann doch nicht sein, dass man sein Zimmer wie
im Lotto gewinnen kann. Nein, man muss sich ein
gutes Zimmer aussuchen kénnen. Deshalb stim-
men wir einem Teil Ihres Antrags zu. Ja,
1 800 Platze oder noch mehr waren gut.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb muss das Studierendenwerk ausfinanziert
werden. Die Privatisierung wirde die Mietpreise fur
Studierende lediglich in die Hohe treiben. Diesen
Weg dirfen wir nicht gehen. Wohnungen im unte-
ren Segment werden insgesamt mehr und mehr
zur Mangelware; darauf weisen Heike Sudmann
und unsere Bezirksabgeordneten immer wieder
hin. Deshalb missen wir es anders machen, weil
die steigenden Studierendenzahlen auch bei unge-
nigend Wohnraumplatz weiter auf das untere Seg-
ment dricken. Wir brauchen bezahlbare, im Stu-
dierendenwerk ausfinanzierte Wohnheimplatze.
Herr Dr. Tode, dazu brauchen wir naturlich die Ver-
mdgenssteuer und die Aufhebung der Schulden-
bremse. Da Ihnen der politische Wille dazu fehlt,
ringen Sie sich durch und finanzieren Sie das Stu-
dierendenwerk besser. Das ware gut.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das Férderpro-
gramm Wohnen fiir Studierende und Auszubilden-
de ist ein Erfolgsmodell — so zumindest hat es Mi-
chael Weinreich von der SPD in der Birgerschafts-
debatte am 12. November 2015 formuliert. Herr
Dr. Tode, Sie haben das im Grunde in ahnlicher
Weise wiederholt. Tatsachlich ist es aber anders.
Meine Kolleginnen und Kollegen von Rot-Gruin, die
Anzahl der Wohnheimplatze in privater Trager-
schaft stagniert. Die oOffentlichen Studentenwohn-
heime sind vollkommen ausgelastet. Die Unterbrin-
gungsquote sinkt unter den Bundesdurchschnitt.
Die Anzahl der Studierenden steigt. Die Mieten in
der ganzen Stadt wachsen trotz lhrer sagenhaften
Mietpreisbremse stetig an. Kurzum: Das Problem
verscharft sich.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja!)

Wenn Sie diese Tatsachen ignorieren und weiter-
hin von einem Erfolgsmodell sprechen, gaukeln
Sie den Studierenden schlicht etwas vor. Es reicht
nicht aus, bis Ende des Jahres 231 Wohnheimplat-
ze zu schaffen. Selbst mit weiteren 390 Platzen
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— das wurde eben schon erwahnt —, die im nachs-
ten Jahr folgen sollen, bleibt Hamburg mit der
Versorgungsquote weit hinter dem Bundesdurch-
schnitt zurtick. Der Kollege Ovens hat dies in sei-
nem Antrag sehr deutlich dargestellt. Eines ist
auch klar: Mit dem Studierendenwerk allein werden
Sie die Herausforderung nicht meistern. Public-Pri-
vate-Partnership-Projekte und zusatzliche Anreize
fur Investoren sind nur die naheliegendsten Forde-
rungen.

Wir haben mit unserem Antrag zum Dachausbau
auch die Einbeziehung von ansonsten nicht nutz-
baren Dachgeschossen angesprochen. Hier gibt
es Potenziale, die genutzt werden konnen, aber
wir brauchen auch neue architektonische Herange-
hensweisen, um giinstigen Wohnraum zu schaffen.
FUr Studenten gibt es spannende Experimentierfel-
der, Uber die wir, insbesondere Sie, nachdenken
sollten. Lassen Sie uns deshalb diese und andere
Vorschlage im Fachausschuss besprechen. Holen
Sie sich fachliche Expertise in den Ausschuss und
haben Sie den Mut, neue Ideen zu entwickeln und
politisch voranzutreiben. Schauen wir also gemein-
sam Uber den Tellerrand und Uberweisen wir den
Antrag zumindest an den Ausschuss. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Es ist im
Interesse aller, aber auch wirklich aller Beteiligten
— das ist die Wirtschaft, das ist die Hochschule,
das ist die Gesellschaft und das sind nicht zuletzt
die Studierenden selbst —, dass unsere Studieren-
den die Moglichkeit bekommen, einen maximalen
Anteil ihrer Zeit fur das Studium aufzuwenden. Der
Umstand, der dabei einen gehorigen Strich durch
die Rechnung machen kann, ist, dass sie keine ge-
eignete Unterbringung finden, genauer gesagt ist
es die zeitaufwendige, vielleicht sogar mehrfache
Suche wahrend einer Studienzeit nach einer ge-
eigneten Unterkunft und vor allem einer Unterkunft,
die im Kostenrahmen des Jeweiligen liegt, der
sucht, aber aufgrund seines begrenzten Portemon-
naies vielleicht die eine oder andere viel zu teure
Wohnung nehmen muss. 430 Euro — wir haben es
schon gehdrt — muss derzeit ein Studierender im
Durchschnitt fir ein Zimmer aufwenden. Die Kon-
sequenz fir viele, deren Eltern nicht zu den Gutbe-
tuchten gehoren, ist, dass die privaten Einkilnfte
nicht reichen und damit der Zeitaufwand fir be-
zahlte Nebentatigkeiten erhéht werden muss. Es
bleibt weniger Zeit fir das Studium. So weit, so
schlecht.

Auf welches Angebot trifft denn jetzt die alljahrlich
wiederkehrende Nachfrage? Wir haben zum einen
den privaten Sektor, der in seiner Héhe nur schwer
zu quantifizieren ist. Wir haben das Studierenden-
werk mit seinen rund 3 950 Platzen und wir haben
das Foérderprogramm Wohnen fur Studierende und
Auszubildende. Aufgrund der starken Nachfrage
nach Wohnraum in Hamburg in allen Segmenten,
der aktuellen Rahmenbedingungen und der
durchaus legitimen Renditeerwartungen der priva-
ten Anbieter ist nicht zu erwarten, dass klnftig das
diesbezlgliche Angebot wirklich nennenswert aus-
gebaut wird. Eher ist das Gegenteil zu vermuten.

Die Planungen seitens der Regierung, dem Studie-
rendenwerk mehr Wohnraum in die Verantwortung
zu geben, sind sehr Ubersichtlich. In Ganze, um es
einmal ein bisschen schdn darzustellen: In den
nachsten drei Jahren sollen 600 Platze in drei Bau-
vorhaben bis 2019 bezugsfertig sein. Auch hier ist
also keine entscheidende Entlastung in Sicht.

Es bleibt noch das Férderprogramm, welches wie
gesagt auf einen stark nachfrageorientierten Markt
trifft. Sicherlich kénnten hier weitere Wohngebiete
deklariert werden, die in das Programm aufgenom-
men werden. Aber aufgrund der vorherigen Anmer-
kung ist zu erwarten, dass die tatsachlich infrage
kommenden Wohnungen in diesen Gebieten sei-
tens der SAGA GWG beigesteuert werden wiirden.
Dann stellt sich die Frage, welcher Bevolkerungs-
gruppe man damit die Chance auf einen Wohn-
raumwechsel nimmt — also im Grunde genommen
auch nur eine Verlagerung des Problems. Ob die
Ldésung dieser Problematik, die wir diskutieren,
jetzt daran liegt, den Anreiz fiir private Investoren
zu erhéhen ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Ehlebracht, entschuldigen Sie die Stérung,
aber es ist zu laut.

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend): ... oder die-
sem Studierendenwerk zweckgebunden stark er-
maRigte Grundstlicke zukommen zu lassen, viel-
leicht sogar zu null, oder einen festen Prozentsatz
der geplanten 10 000 neuen Wohnungen, die ge-
baut werden sollen, den Studierenden vorzubehal-
ten, werden wir in dieser Debatte nicht I6sen. Wir
stimmen daher einer Uberweisung dieses Antrags
an den Ausschuss zu und hoffen, dort unter Einbe-
ziehung sachkundiger Personen und Institutionen
wie zum Beispiel des Studierendenwerks Wege
entwickeln zu kédnnen, die eine wirklich nachhaltige
Lésung aufzeigen.

Das wird Geld kosten, welches aller Vermutung
nach auf die eine oder andere Art iberwiegend
aus der offentlichen Hand kommen muss und wird.
Anknlpfend an meinen Eingangssatz bleibt dabei
nur festzustellen, dass das die Sache auch auf je-
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den Fall wert sein sollte und wert sein muss.
— Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ovens von der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Dr. Tode, ich empfinde
sonst durchaus Wertschatzung fir Sie und lhre Ar-
beit, aber diese peinliche Plattitidenrede,

(Farid Miiller GRUNE: Das sagt der Richti-
ge!)

die Sie gerade vom Stapel gelassen haben, war an
Lacherlichkeit und Unglaubwirdigkeit nicht mehr
zu Uberbieten.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wer sind Sie ei-
gentlich?)

Herr Dr. Tode, Sie sollten sich schamen fir eine so
verzerrte Darbietung der Fakten. Herr Dr. Tode,
das finde ich einfach nur peinlich.

(Beifall bei der CDU — Dr. Monika Schaal
SPD: Sie sind peinlich!)

Sie sprechen von einem fehlenden Marktbedarf.
Ich habe Ihnen gerade aus dem "Hamburger
Abendblatt" von vor einer oder zwei Wochen zitiert,
dass allein das Hamburger Studierendenwerk rund
1 500 Personen auf der Warteliste hat, nicht ge-
zahlt all diejenigen, die es gar nicht erst versuchen,
sondern, das, was das Studierendenwerk zu Se-
mesterstart nennt, 1 500. Wenn Sie sich die
Schriftliche Kleine Anfrage anschauen, die es zu
dem Thema gibt, dann stellen Sie fest, dass dieser
Bedarf Semester flr Semester identisch ist. Das
heil’t, der Bedarf auf dem Markt ist auf jeden Fall
da. Herr Dr. Tode, ich habe auch nicht gesagt, wir
sollen uns mit Bayern vergleichen, sondern ich ha-
be Ihnen die Zahlen aus Minchen genannt. Wenn
Sie sich die Finanzierung des Studentenwerks
Minchen anschauen, dann sehen Sie, wie klitze-
klein der staatliche Zuschuss ist — ob er nun aus
der Metropole Minchen kommt, aus dem Stadt-
sackel oder irgendwo aus dem Landeshaushalt,
sei jetzt einmal dahingestellt. Und wenn Sie sich
den Zuschuss, den das Studentenwerk Minchen
bekommt, im Vergleich zu dem, was Hamburg be-
kommt und wie sich das Studentenwerk sonst fi-
nanziert, anschauen, dann sehen Sie auch, dass
Sie uberhaupt keine Ahnung hatten mit lhrem kon-
struierten Vergleich und Vorwurf, ich wiirde Apfel
mit Birnen vergleichen. Sie sind einfach nicht rich-
tig informiert, worliber Sie reden, Herr Dr. Tode.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben sehr ausflhrlich aufgezahlt, was der Se-
nat alles in der letzten und dieser Legislatur fur die
Sanierung getan hat. Zugegeben, das finde ich

auch gut, das unterstiitzen wir als CDU auch. Es
kompensiert aber nicht den Mangel an Platzen,
den ich Ihnen genannt habe. Es andert nichts an
der Situation, dass wir jungen Menschen zu weni-
ge Platze in Studenten- und Azubi-Wohnheimen
anbieten.

Und letzter Punkt, Herr Dr. Tode, private Wohnhei-
me. Ich habe sehr deutlich gesagt und das steht
auch im Antrag, dass private Wohnheime sicher-
lich eine gute Erganzung sind, nur sind sie derzeit
zu teuer, weil die Grundstlckspreise so hoch sind,
weil es verschiedene andere Marktbedingungen
gibt und weil es eben auch keine Forderung fiir pri-
vate Wohnheimtrager gibt, die sagen, sie wollten
auch gunstig anbieten. Genau das ist doch das
Problem. Momentan haben wir eine Situation, in
der, je mehr wir nicht geférderte private Wohnhei-
me bekommen, der Durchschnittspreis pro Studen-
tenwohnheimzimmer in Hamburg steigen wird. Ir-
gendwann wird logischerweise auch das Studie-
rendenwerk sagen, es misse sich ein bisschen am
Marktpreis orientieren und die 233 Euro kdnne es
nicht mehr halten, wenn alle Privaten 700 Euro
und mehr fiir ein Studentenwohnheimzimmer neh-
men. Wenn wir so weitermachen wie Sie, werden
wir in einigen Jahren genau vor diesem Problem
stehen.

Herr Duge, der Vergleich mit dem Bundesdurch-
schnitt war nur ein Beispiel und genauso ist auch
der Vergleich mit Minchen nur ein Beispiel. Ich ha-
be versucht, Ihnen aufzuzeigen, wo Hamburg
schlechter steht und wo wir uns verbessern kdnn-
ten, um etwas fir die Stadt zu tun. Sie haben mit
Frankfurt, Kéln und anderen Stadten Beispiele ge-
nannt, wo Hamburg Uberall besser dasteht. So
kann man nattrlich Politik machen. Man nimmt ein-
fach die Tabelle so, dass man selbst ganz oben
steht und sagt, es sei alles gut. Ich finde, das ist
wirklich arm, Herr Duge, wirklich.

(Beifall bei der CDU)

Die Zahlen, die ich genannt habe, stammen alle
aus Antworten Ihres Senats auf Schriftliche Kleine
Anfragen. Das hat nichts mit Verzerrung oder Ahn-
lichem zu tun, sondern ich habe die absoluten
Zahlen abgefragt, mehr nicht, aber eben auch
nicht weniger. Wenn Sie sagen, Sie wollen derzeit
sehr viel evaluieren und hoffen, bis 2020 vielleicht
doch noch 250 Zimmer mehr zu bauen, Herr Duge,
dann ist das alles schon und gut und sicherlich
auch sinnvoll, nur 16st es nicht den eklatanten
Mangel, den wir auf dem Markt haben, den Sie im
"Hamburger Abendblatt" nachlesen kdnnen und
den Sie auch erfahren, wenn Sie einfach einmal in
die Hochschulen gehen und sich mit den Studen-
ten unterhalten.

Ein Letztes noch, Herr Dolzer. Ich finde es span-
nend, dass Sie als Berufszyniker mir vorwerfen, ich
schriebe einen zynischen Antrag. Zynisch, Herr
Dolzer, fand ich das Verhalten lhrer Fraktion und
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Ihrer Partei, als es um Olympia ging. Denn dann
hatten wir mehrere Tausend Wohnungen bauen
kénnen, ein Drittel davon sogar sozial geférdert,
die danach ginstig dem freien Markt Uberlassen
worden waren. Aber was machen Sie, Herr Dolzer,
mit lhrer Partei, mit lhrer Fraktion? Darin besteht
namlich der grofte Zynismus: Sie sagen einfach,
Sie lehnten Olympia lieber komplett ab, denn es
sei noch nicht genug Wohnungsbau getatigt wor-
den, lieber gar nichts als etwas. Das ist lhr Ver-
standnis, Herr Dolzer, und das finde ich zynisch.

Ich finde es schade, dass Sie nicht einmal dort
Uber diesen Antrag diskutieren wollen, wo man es
sachlich und fachlich tun kénnte. Aber das ist wohl
die Politik von Rot-Grin. Ich finde das schade fiir
Hamburg.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tode von der SPD-Fraktion.

Dr. Sven Tode SPD: Herr Ovens, offensichtlich
haben wir bei Ihnen einen wunden Punkt getroffen,
denn dass Sie so reagieren, ist doch schon sehr
bedauerlich und spricht leider eher gegen Sie.
Aber jeder redet halt so, wie er es fur richtig halt.

Eine Sache muss man aber vielleicht doch einmal
klarstellen. Der Durchschnittspreis beim Studieren-
denwerk betragt nicht 430 Euro,

(Carsten Ovens CDU: Das habe ich gar
nicht gesagt! Warum hoéren Sie mir nicht
zu?)

sondern die Mieten liegen bei 233 bis 355 Euro
und daraus ergibt sich logischerweise kein Durch-
schnittspreis von 430 Euro.

(Zuruf von Carsten Ovens CDU)

— Rufen Sie einfach weiterhin dazwischen. Sie ho-
ren mir nicht zu und werden dann wahrscheinlich
sagen, ich habe wieder polemisch geredet; aber so
ist das eben.

Auf der Warteliste des Studierendenwerks, Herr
Ovens, standen am 11. Oktober — das ist, glaube
ich, der neueste Stand — 908 Wartende. Sie aber
wollen 1 800 Wohnungen fir 908 Wartende bauen.
Sie wollen das wahrscheinlich immer genau nach
der Nachfrage machen. Im April waren es Ubrigens
250. Wenn Sie sich jetzt noch einmal Uberlegen,
ob das "Hamburger Abendblatt" nun recht hat

(Dennis Gladiator CDU: Das werden ja im-
mer mehr!)

oder vielleicht die Studie von Savills, die von einer
Ubersattigung dieses Marktsegments spricht, dann
stellt sich doch die Frage, ob wir bei der Ubersatti-
gung eines Marktelements 180 Millionen Euro fir
Studierendenwohnheimplatze ausgeben wollen.

Sie haben vorhin dazwischengerufen, in dem An-
trag stehe ein Betrag. Ich habe den Antrag noch
einmal durchgelesen; ich finde keinen einzigen Fi-
nanzierungsvorschlag, ich finde auch keinen einzi-
gen Betrag, der dort steht.

(Carsten Ovens CDU: Da missen Sie ein-
mal nachlesen!)

— Herr Ovens, schon, dass Sie versuchen, sich ir-
gendwie zu profilieren. Ich glaube, das hat CDU-in-
nerparteiliche Griinde. Halten Sie uns damit nach
Méglichkeit nicht auf.

(Zurufe von Carsten Ovens CDU)

Versuchen Sie einfach, zur Sachlichkeit in der Poli-
tik zurickzukommen; das ware sehr hilfreich. Se-
hen Sie sich die Zahlen an, sehen Sie sich die
Wartelisten an. Sehen Sie sich genau an, wie viele
Studierendenplatze wir haben. Wir haben genu-
gend Platze, wir bauen Studierendenplatze, 780
mehr, als Sie jemals in Ihrer Regierungszeit gebaut
haben. Deswegen sind wir auch, glaube ich, an
der Regierung und regieren im Gegensatz zu |h-
nen gut.

(Zurufe von Carsten Ovens CDU)

Schreien Sie ruhig ein bisschen weiter. Es wird da-
durch nicht besser. — Danke.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE und Deniz Celik DIE LINKE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dolzer von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Herr Ovens, es ist
schon interessant, dass Sie wieder die verlorene
Olympia-Abstimmung im Referendum heranziehen
mussen, weil lhnen meiner konsistenten Argumen-
tation nichts entgegenzusetzen einfallt. Aber in all
den Stadten, wo Olympia stattgefunden hat, sind
die Mietpreise immens zwischen 50 und 500 Pro-
zent angestiegen. Genau das ware auch in Ham-
burg passiert. Deshalb ist es nicht zynisch, son-
dern im Interesse der Mehrheit der Menschen,
dass wir dagegen gestimmt haben. Das zu ver-
mengen, ist wirklich der Vergleich von Apfeln mit
Birnen. Das brauchen wir nicht. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Ovens, Sie haben leider be-
statigt, was ich befiirchtet habe, namlich dass Sie
Ihre Zahlen zusammengesammelt haben ohne in-
neren Verstand und ohne Zusammenhange dabei
heranzuziehen.
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(J6brg Hamann CDU: Das ist doch beleidi-
gend!)

Ein Beispiel aus dem Bund, ein Beispiel Min-
chen — Sie sollten einmal Uberlegen, welche Bei-
spiele denn passend sind. Wenn Sie Miinchen als
Beispiel anfiihren, ist das die einzige Stadt, die
prozentual eine hohere Quote als Hamburg hat.
Ich habe Ihnen die anderen vorgelesen. Sie sagen,
die anderen seien hdéher als in Hamburg. Das
stimmt nicht. Hamburg liegt mit Gber 8 Prozent an
nachster Stelle in diesem grolen Stadte-Ranking.
Also so schlecht, wie Sie das machen, ist es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie, Herr Ovens, wirklich in die hohen Pro-
zentzahlen gehen wollen und sagen, es seien
10 Prozent, dann fiihren Sie sich einmal Cottbus
oder Eberswalde vor Augen;

(J6brg Hamann CDU: Die haben doch keine
Universitat!)

diese haben 18,6 Prozent. Dann kdnnen Sie es
vergleichen. Dort ist Wohnungsleerstand und dort
sind entsprechende Unterbringungen maéglich. Da
mdchte ich allerdings dann doch lieber hierbleiben.
— Schonen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 21/6155
an den Ausschuss fir Wissenschaft und Gleich-
stellung seine Zustimmung geben mdchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen dann dber den CDU-Antrag aus der
Drucksache 21/6155 in der Sache ab. Die Fraktion
DIE LINKE mochte dies ziffernweise tun.

Wer also zunéchst die Ziffern 1, 3 und 5 anneh-
men mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Wer dann noch den Ziffern 2 und 4 zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch die Ziffern 2 und 4
sind mit Mehrheit abgelehnt.

Punkt 42 der Tagesordnung, Drucksache 21/6157,
Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Zusatzqualifikationsangebot fir Lehrkrafte in Inte-
grationskursen ausbauen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Zusatzqualifikationsangebot fiir Lehrkrafte in
Integrationskursen ausbauen
— Drs 21/6157 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Zusatzqualifikationsangebote fiir Lehrkrafte in
Integrationskursen mit Augenmafl und Verant-
wortungsbewusstsein weiterfiihren

— Drs 21/6323 -]

Mit Drucksache 21/6323 liegt hierzu ein Antrag der
LINKEN vor.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Frau Demirel
von der GRUNEN Fraktion bitte.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider (ber-
nimmt den Vorsitz.)

Phyliss Demirel GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Sprache ist der Schliissel zur
Integration sowohl in die Gesellschaft als auch in
den Arbeitsmarkt. Deswegen missen und wollen
wir den neu zu uns gekommenen Menschen eine
Chance geben, unsere Sprache zu lernen, und das
tun wir. Die Integrationskurse des Bundes sind da-
fir eine wichtige Einstiegshilfe. Sie beinhalten ne-
ben der Sprache auch eine Orientierungseinheit
fur die Neublrger, damit sie sich Uber das Land
und die Leute und Uber unsere Normen und gesell-
schaftlichen Werte informieren. Damit sind die Inte-
grationskurse eine wichtige Saule fur einen guten
Start in das gesellschaftliche Miteinander. Das
neue Integrationsgesetz, welches wir GRUNEN auf
Bundesebene vollkommen zu Recht nicht mitgetra-
gen haben, regelt, dass Gefliichteten Leistungen
gestrichen werden, wenn sie nicht an einem Inte-
grationskurs teilnehmen. Es wird der Eindruck ge-
weckt, als seien viele Gefllichtete gar nicht daran
interessiert, die deutsche Sprache zu lernen. Beim
Blick auf die Tatsachen wird aber sehr schnell of-
fensichtlich, dass das eigentliche Problem ein ganz
anderes ist. Es gibt viel zu wenige Kurse. Wir ha-
ben bei Weitem kein Problem mit der geringen
Teilnehmerbereitschaft an den Integrationskursen,
sondern wir haben ein Problem mit zu wenigen
Kursplatzen. Das Angebot an Integrationskursen
halt der hohen Nachfrage derzeit noch nicht stand.
Von Januar bis August 2016 haben bundesweit et-
wa 171 000 Zuwanderer einen Integrationskurs be-
gonnen; das waren in acht Monaten annahernd so
viele wie im ganzen vorigen Jahr. Allerdings hat
das Bundesamt fir Migration und Fllchtlinge im
gleichen Zeitraum bereits mehr als doppelt so vie-
len, ndmlich 366 000 Interessenten, eine Teilnah-
meberechtigung ausgestellt. Nicht einmal jeder
Zweite bekommt momentan einen Platz in einem
Integrationskurs Giber BAMF. Natiirlich befinden wir
uns nach den Uberraschend hohen Migrationszah-
len in den vergangenen zwei Jahren in einer
schwierigen Situation und es bleibt nattrlich auch
anzuerkennen, dass die  Bundesregierung
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durchaus Schritte unternommen hat, um das Inte-
grationskursangebot zu erweitern.

In diesem Zusammenhang ist das Thema Lehrkraf-
te stark in den Fokus geriickt. Die Lehrkrafte, die
bei den Integrationskursen unterrichten, missen
eine Zusatzqualifikation fur Deutsch als Zweitspra-
che absolvieren. Da wir nicht so viele Lehrkrafte
mit dieser Qualifikation hatten, wurde eine Ausnah-
meregelung geschaffen. Danach dirfen geeignete
qualifizierte Lehrkrafte voriubergehend, auch vor
Abschluss einer Zusatzqualifizierung, Deutsch als
Fremdsprache in den Kursen unterrichten. Da-
durch konnte das Kursangebot kurzfristig deutlich
erhéht werden, was Tausenden von Menschen
lange Wartezeiten erspart hat. Diese Ausnahmere-
gelung lauft Ende 2016 aus. Leider hat die Laufzeit
der Ausnahmegenehmigung nicht ausgereicht, um
allen betroffenen Lehrkraften die Teilnahme an der
Zusatzqualifizierung zu ermoglichen. Die Weiterbil-
dungsangebote sind bis weit ins Jahr 2017 ausge-
bucht. Der einzige Anbieter der Zusatzqualifikation
in allen funf norddeutschen Bundeslandern ist der
Volkshochschulverband Niedersachsen. Er hat so-
gar seine Kapazitaten verdoppelt, die Nachfrage
hat sich allerdings im gleichen Zeitraum mehr als
verfinffacht. Wir missen den Lehrkraften jetzt aus-
reichend Zeit geben, um sich zu qualifizieren. Dies
kann laut Schatzung der Bildungstrager durchaus
langer dauern als die von der LINKEN geforderten
sechs Monate. Eine dariber hinausgehende Ver-
langerung ware auch mit Blick auf die Qualitat der
Integrationskurse vertretbar. Das zeigen uns so-
wohl die guten Leistungen der derzeit unter der
Ausnahmeregelung arbeitenden Lehrkrafte als
auch die Einschatzung aus dem Kreis der Bil-
dungstrager. Wir mussen aber das Angebot an
Qualifikationsangeboten erweitern. In  Hamburg
gibt es mehrere Bildungstrager, die in der Lage
waren, die Zusatzqualifikation anzubieten. Hierzu
mussten sie vom BAMF natlrlich zertifiziert wer-
den. Da dies nicht geschieht, ist im Interesse Ham-
burgs Druck auf die Bundesebene nétig. Eine Fi-
nanzierung solcher Angebote aus Landesmitteln,
wie sie DIE LINKE fordert, ware aber falsch. Fir
Integrationskurse ist der Bund zustandig und muss
daher auch die Finanzierung ibernehmen.

Insgesamt geht Hamburg schon heute mit gutem
Beispiel voran und setzt sich fur gute Integrations-
bedingungen beim Bund ein. Dazu zahlt auch eine
faire Vergltung der Honorarlehrkrafte der Integrati-
onskurse. Vor dem Hintergrund des hohen Bedarfs
mussen wir unbedingt dafiir sorgen, dass diese
Stellen attraktiv bleiben. Die jingste Anhebung der
Mindestvergutung fur Honorarlehrkrafte der Inte-
grationskurse wurde von 23 Euro auf 35 Euro er-
hoht; damit ist schon einmal ein erster Schritt in die
richtige Richtung getan. Auch hierfir hat sich der
Senat auf Bundesebene starkgemacht; wir wissen
also, dass das geht. Zudem betreibt Hamburg eine
landesfinanzierte Sprachforderung fur die Men-

schen, die vom BAMF keinen Zugang zu den Inte-
grationskursen bekommen. Damit setzen wir ein
wichtiges Zeichen fur unsere Willkommenskultur in
Hamburg.

Wie im gestrigen "Hamburger Abendblatt" zu lesen
war, wirden andere das Angebot gern einstamp-
fen. Frau Prien ist nicht da, aber ihr méchte ich
gern sagen, dass sie mit Forderungen, man wolle
jetzt auch die Zulassung von Flichtlingen afghani-
scher Herkunft zu den Integrationskursen ein-
stampfen, um keine falschen Anreize zu schaffen,
garantiert viel Beifall von der AfD bekommt, aber
integrationspolitisch ist und bleibt diese Forderung
falsch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn die Ausnahmeregelung nicht verlangert und
das Qualifikationsangebot nicht erweitert wird, wird
sich das Integrationskursangebot im kommenden
Jahr noch weiter verkleinern. Dieses Risiko wollen
wir nicht eingehen. Wir vergeben damit die Chance
fur Hamburg und fir die neu zu uns gekommenen
Menschen. Die Ausgestaltung der Integrationskur-
se liegt in der Verantwortung des Bundes. Wenn
hierbei Fehler gemacht werden, trifft es jedoch in
hohem Male auch uns in Hamburg. Deshalb ist es
jetzt an der Zeit, dass wir unseren Einfluss beim
Bund geltend machen. Ich freue mich auf lhre Un-
terstitzung. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Demirel. — Herr Giffei von der SPD-
Fraktion, Sie haben nun das Wort.

Uwe Giffei SPD: Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau
Demirel hat bereits sehr viel Richtiges gesagt. Die
Integrationskurse sind eine wichtige und in den
meisten Fallen unverzichtbare Basis fiir eine gelin-
gende Integration.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Neben der Vermittlung von Grundkenntnissen un-
serer gesellschaftlichen Ordnung kommt dabei vor
allem dem Spracherwerb eine Schllsselrolle zu.
Wer Deutsch lernt, erhdht nicht nur seine Chancen
auf dem Arbeitsmarkt oder eine Wohnung zu fin-
den; er erweitert vor allem seinen eigenen Hand-
lungsspielraum und kann Abhangigkeiten reduzie-
ren, seien es Abhangigkeiten von der eigenen
Community oder von Ratgebern oder Ubersetzern.
Integration im Sinne umfassender selbstbestimm-
ter Teilhabe kann ohne Spracherwerb also kaum
gelingen. Gleichzeitig wissen wir alle, dass die
deutsche Sprache schwer zu erlernen ist. Deshalb
ist es elementar wichtig, damit so friih wie méglich
zu beginnen. Daher befassen wir uns heute mit
diesem Antrag. Fur die Bereitstellung eines be-
darfsgerechten Angebots an Integrationskursen ist



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 44. Sitzung am 13. Oktober 2016 3015

(Uwe Giffei)

der Bund zustandig. Auch wenn wir uns heute mit
Problemen auf diesem Gebiet beschéaftigen, moch-
te ich einleitend fir die SPD-Fraktion betonen,
dass es uns keineswegs um Schuldzuweisungen
geht oder darum, mit dem Finger auf Berlin zu zei-
gen. Im Gegenteil, die Bundesregierung und das
BAMF haben erhebliche Anstrengungen unternom-
men und dies gilt es auch zu wirdigen. Die Inte-
grationskurse wurden fiir Asylsuchende aus Staa-
ten mit guter Bleiberechtsperspektive schon wah-
rend des laufenden Asylverfahrens gedffnet. Wir
hatten uns mehr gewunscht, aber dennoch ist das
ein substanzieller Fortschritt.

(Beifall bei der SPD)

Die Mittel fur Integrationskurse wurden deutlich
aufgestockt, die Mindestvergutungen fur Honorar-
lehrkrafte, Frau Demirel hat das erwahnt, wurden,
wenn auch zu spat, substanziell erhéht. Das Bun-
desamt hat auch bereits im vergangenen Herbst
erkannt, dass bei Weitem nicht gentigend Integrati-
onslehrkrafte vorhanden sind, die Uber die vom
BAMF Ublicherweise geforderte Zusatzqualifikation
im Bereich Deutsch als Zweitsprache verflugen. Es
hat deshalb die schon von Frau Demirel erlauterte
Ausnahmeregelung geschaffen. Damit verbunden
war die Hoffnung, dass es bis Ende 2016 gelingen
wirde, gentigend Nachqualifizierungen durchzu-
fuhren. Heute mussen wir feststellen, dass sich
diese Hoffnung nicht erfiillt hat. Der Ausbau des
Nachqualifizierungsangebots stof3t dabei nicht nur
an finanzielle, sondern auch an personelle Gren-
zen. Es gibt schlicht nur eine begrenzte Zahl ge-
eigneter Trainerinnen und Trainer, die solche Kur-
se leiten kénnen. Dies gilt im Ubrigen auch fir das
Onlineangebot. Mit dieser Situation mussen wir
nun unaufgeregt und verantwortungsbewusst um-
gehen.

Dabei sind fiir die SPD-Fraktion folgende Uberle-
gungen maldgeblich. Erstens: Lauft die Ausnahme-
regelung aus, wird es nicht moglich sein, das An-
gebot an Integrationskursen im bisherigen Umfang
aufrechtzuerhalten, geschweige denn wie vorgese-
hen und dringend erforderlich auszubauen. Die
Leidtragenden werden die Flichtlinge mit guter
Bleiberechtsperspektive sein. Zweitens: Die bishe-
rige Ausnahmeregelung hat sich, von einzelnen
Ausnahmen abgesehen, im Grofien und Ganzen
bewahrt. Drittens: An der Analyse des letzten
Herbstes, dass ein moglichst frihzeitiger Beginn
des Integrationsprozesses von grofiter Bedeutung
ist, hat sich nichts geandert. Deshalb ist es sach-
gerecht und verninftig, die Ausnahmeregelung zu
verlangern, bis eine ausreichende Anzahl an Lehr-
kraften mit der geforderten Zusatzqualifikation zur
Verfligung steht,

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

und gleichzeitig das Weiterbildungsangebot im
Rahmen des Moglichen und selbstverstandlich oh-

ne Abstriche im Hinblick auf die Qualitat der Wei-
terbildung auszubauen. Darauf zielt unser gemein-
samer Antrag und daflr bitten wir um lhre Unter-
stitzung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Herr Ha-
mann von der CDU-Fraktion hat nun das Wort.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Liebe Frau Kollegin Demirel, lieber Kollege
Giffei, da sind wir sachlich gar nicht so furchterlich
weit auseinander. Bei dem, was Sie beide gesagt
haben, war viel Gutes und Richtiges dabei. Ich fra-
ge mich nur, warum Sie uns das heute alles erzah-
len und diesen Antrag stellen. Diese Diskussionen
haben wir doch schon zu Beginn des Jahres ge-
fuhrt. Zu Beginn des Jahres gab es eine Schriftli-
che Kleine Anfrage der FDP und von uns gab es
im Mai einen Antrag, in dem wir genau das alles
gefordert haben.

(Kazim Abaci SPD: Was stand denn drin?)

— Genau das Petitum, das Sie jetzt stellen, nahezu
wortlich.

(Dennis Thering CDU: Nahezu identisch!
Das hat System!)

Sie nicken. Ich kénnte es jetzt noch einmal vorle-
sen. Sie fordern genau dasselbe, mit dem Unter-
schied, dass fast ein halbes Jahr vergangen ist.
Nun fordern Sie, dass das fir das nachste Jahr
schnell glattgezogen und geregelt werden soll.
Was haben Sie denn im letzten halben Jahr ge-
macht? Was hat denn |hr Senat im letzten halben
Jahr gemacht? Die Probleme standen doch vor der
Tar; sie waren doch allen bekannt.

(Beifall bei der CDU)

Insofern hatte ich gedacht, wenn Sie jetzt Ende
des Jahres noch einmal mit dem Thema kommen,
dann, um uns die LOsung zu prasentieren und um
uns zu sagen, Sie hatten etwas getan, Sie hatten
Erfolge zu verzeichnen, CDU, wir brauchen euren
Antrag nicht, FDP, wir brauchen eure Anfrage
nicht. Stattdessen fordern Sie jetzt das, was in je-
der Hinsicht kalter Kaffee und Uberholt, anderer-
seits aber auch brandaktuell ist, bisher aber
scheinbar versdumt wurde. Also, liebe Frau Kolle-
gin, bei aller Sympathie und all dem, was wir sonst
in der Sache bei dem Thema gemeinsam haben,
ist das einfach verpennt. Dann sollte man als Re-
gierungsfraktion auch sagen: Mensch, tut uns leid,
das haben wir verpennt. Aber was dieser Antrag
soll, erschliefdt sich mir iberhaupt nicht.

(Beifall bei der CDU)

Na gut, dann hoffe ich einmal, dass Sie es jetzt ir-
gendwie vielleicht noch hinkriegen und es doch
noch funktioniert und Sie sagen, auf den letzten
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Driicker hatten Sie es dann geschafft, denn es
geht um die Sache. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hamann. — Frau Boeddinghaus von der
Fraktion Die LINKE, Sie haben nun das Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Demi-
rel, Herr Giffei, ich kann lhren Ausfuhrungen fol-
gen. Der Anlass ist klar und offensichtlich findet er
im ganzen Haus Konsens. Warum wir unseren Zu-
satzantrag geschrieben haben, ist der Tatsache
geschuldet, dass wir mit vielen Kursleiterinnen und
Kursleitern vor Ort gesprochen haben, dass diese
Ausnahmeregelungen

(Kazim Abaci SPD: Wir sprechen auch!)

— Herr Abaci, Sie sprechen natirlich auch sehr viel
mit den Leuten, das ist doch vollkommen klar — da-
zu fuhren kdénnen, dass die Zulassungskriterien auf
Dauer aufgeweicht und auch die Qualitatsstan-
dards abgesenkt werden. Diese Debatte haben wir
schon bei den Unterkinften gefihrt, unter ande-
rem, dass wir aufgrund des Zeitdrucks nicht auf
den Mindeststandard achtgeben. Aber wenn so ei-
ne Ausnahmeregelung jetzt zu Recht weiterhin ein-
gefordert wird und zu Recht auf den groften Bedarf
an Integrationskursen reagiert werden muss, dann
muss man erst recht Wert auf die Qualitat der Aus-
bildung der Kursleiterinnen und Kursleiter legen,
aber auch auf die Qualitat der Unterrichtssituation
der Gruppen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist unsere Motivation, diesen Zusatzantrag
eingereicht zu haben, und ich wiirde Sie wirklich
bitten, das zu bedenken. Denn wenn man mit den
Kursleiterinnen und Kursleitern spricht, was Herr
Abaci und wir tun, dann erfahrt man, dass naturlich
die Honoraranhebung stattgefunden hat, sie aber
bei Weitem nicht reicht und angemessen ist. Sie
fordern zum Beispiel 60 Euro die Stunde, sie tra-
gen immer noch das unternehmerische Risiko,
wenn Kurse ausfallen, und im Krankheitsfall gibt es
keine Lohnfortzahlung. Die Module sind von finf
auf sieben erhdht worden, die KursgroRen sind
vom BAMF erhéht worden, also alle Rahmenbedin-
gungen und die Arbeitsbedingungen sind so er-
schwert worden, dass es wirklich schwierig ist, das
auflen vor zu lassen. Wir bitten darum wirklich
sehr, auch jetzt aus lhrer Sicht darauf zu achten,
dass mit der Ausnahmeregelung, mit der Bereit-
stellung von mehr Kursen besonders auch auf die
Qualitat der Ausbildung, der Angebote der Integra-
tionskurse Wert gelegt wird. Denn es hilft doch
nichts, wenn wir ausreichend Integrationskurse an-
bieten, aber die Qualitdt dem gar nicht gerecht wird
und wir die vielen Menschen, die darauf angewie-

sen sind, in unserer Stadt klarzukommen, und die
wirklich die Integrationskurse brauchen, um sich
existenzsichernd weiterzubilden, dann im Regen
stehen lassen. Daher gehért das eine zum ande-
ren und deswegen bitte ich Sie sehr um Zustim-
mung fur unseren Zusatzantrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. — Frau von Treuenfels-
Frowein von der FDP-Fraktion hat nun das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrte Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich kann es sehr kurz machen, weil eigentlich
schon alles gesagt wurde. Wir sind fiir die Auswei-
tung der Qualitatsstandards, wir wollen das und
finden das sehr gut. Was wir nicht wollen und
warum wir auch einen Punkt ablehnen, ist die Aus-
hebelung der Qualitat; die unterstitzen wir nicht.
Die Ausnahmeregelung, die Sie weiterhin beantra-
gen, werden wir nicht unterstitzen, weil wir nicht
daflr sind, dass der Qualitdtsanspruch in der Aus-
bildung weiter abgesenkt bleibt. Deswegen werden
wir das nicht unterstiitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau von Treuenfels-Frowein. — Herr
Dr. Wolf von der AfD-Fraktion hat nun das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrte Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man die
Pramissen lhrer Flichtlingspolitik teilt, erscheint lhr
Antrag angemessen und erforderlich.

(Ksenija Bekeris SPD: Da haben Sie recht!)

Das muss man zugeben. Aber lhre Pramissen sind
nicht unsere und sie sind auch nicht richtig. lhre
Politik basiert darauf, alle Fliichtlinge in unser Land
dauerhaft integrieren zu wollen.

(Kazim Abaci SPD: Wie kommen Sie da-
rauf?)

Unsere Pramisse basiert darauf, Flichtlingen in
existenzieller Not zu helfen, ihnen temporaren
Schutz zu bieten und nach Wegfall der Fluchtgrin-
de, die in den meisten Fallen eines Tages eintre-
ten werden, eine Ruckkehrperspektive in ihre Hei-
matlander zu bieten. Dort werden sie gebraucht
und dort sind sie beheimatet. Zur Klarstellung:
Deutsch fir die Integration zu lernen ist sinnvoll
und das unterstitzen wir. Aber jeder Vorschlag von
Ihnen, der darauf abzielt, alle Flichtlinge von Be-
ginn an als Neublrger anzuerkennen und mit teu-
ren Sprach- und Integrationskursen darauf vorzu-
bereiten, sich dauerhaft hier niederzulassen, kann
und wird nicht unsere Zustimmung finden.
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Ihre Politik wird in dieser Frage auch von der Mehr-
heit unserer Bevdlkerung nicht mitgetragen, ubri-
gens auch von den hier lebenden Menschen mit
Migrationshintergrund nicht. Aber Sie wollen lieber
mit lhrer Mehrheit im Parlament Fakten schaffen,
als die gesamte Burgerschaft unserer Stadt mitzu-
nehmen und dber Alternativen nachzudenken.
Denn es gibt Alternativen, die die Interessen der
einheimischen Gesellschaft und der flichtenden
Migranten im Blick haben. Nur ein Beispiel, was
man in der Zeit des temporaren Schutzes sinnvoll
tun konnte: Es ware sinnvoll, zunachst einzelne
qualifizierte Flichtlinge als zweisprachige Multipli-
katoren auszubilden und einzusetzen. Diese kdnn-
ten dann wiederum ihre Landsleute mit der Unter-
stitzung deutschen Know-hows in handwerklichen
Berufen aus- und weiterbilden. Diese Qualifikatio-
nen werden in wenigen Jahren in Syrien und in Af-
ghanistan dringend gebraucht. Wohlgemerkt, nicht
als einzige Lésung, aber als eine sinnvolle Alterna-
tive.

Denken Sie doch einmal Uber derartige Alternati-
ven nach, anstatt alternativios nur lhren Pramissen
zu folgen, und nehmen Sie die Leute hier im Land
mit. Wenn Sie aber weiterhin gegeniber relevan-
ten Teilen der Bevdlkerung den Weg des alterna-
tiviosen Faktenbeschaffens beschreiten, dann wird
sich die Polarisierung unserer Gesellschaft immer
weiter zuspitzen und die Zustimmung zu Ihren Par-
teien immer weiter sinken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Es liegen
jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kom-
men zur Abstimmung.

Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus Drucksache 21/6323.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Wir kommen nun zum Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD aus Drucksache 21/6157.
Diesen mochte die Fraktion DIE LINKE ziffernwei-
se abstimmen lassen.

Wer moéchte zunachst Ziffer 1 annehmen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist Ziffer 1
angenommen.

Wer mochte Ziffer 2 seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
Ziffer 2 bei einigen Enthaltungen angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 47,
Drucksache 21/6168, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Desolate Unterbringungsmaéglichkeiten fur Ob-
dachlose endlich beenden! Das Winternotpro-

gramm und die generelle Versorgung von Obdach-
losen ausbauen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Desolate Unterbringungsmaéglichkeiten fiir Ob-
dachlose endlich beenden! Das Winternotpro-
gramm und die generelle Versorgung von Ob-
dachlosen ausbauen!

— Drs 21/6168 —]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Winternotprogramm auf qualitativ und quantita-
tiv hohem Niveau fortfiihren

— Drs 21/6306 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/6306 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Die Drucksache 21/6168 soll auf Antrag der Frakti-
on DIE LINKE an den Ausschuss flirr Soziales, Ar-
beit und Integration Gberwiesen werden.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Ozdemir von der
Fraktion DIE LINKE, Sie haben es.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wir feiern heute
70 Jahre Hamburgische Birgerschaft und an-
lasslich dessen hat die Chefredakteurin der
Hinz&Kunzt einen offenen Brief an uns Abgeord-
nete verfasst, aus dem ich zitieren mochte. Sie
schreibt darin:

"Bitte gewdhnen Sie sich nicht daran, dass
Menschen einfach auf der Straf3e liegen und
Platte machen, wie wir das nennen. Wie
sehr sich die meisten nach einem Dach Uber
dem Kopf sehnen, kénnen Sie daran erken-
nen, dass sie Schlange stehen, wenn das
Winternotprogramm beginnt, wissend, dass
sie im Marz wieder vor die Tlr gesetzt wer-
den, auch wenn sie sich noch so sehr wiin-
schen, endlich irgendwo anzukommen, wo
man die Tdr zumachen kann, und obwohl
sie eigentlich auch ein Recht darauf hatten."

Die bittere Wahrheit ist aber, dass SPD und GRU-
NE sich schon an diese dramatischen Zusténde
auf den Stralen Hamburgs gewdhnt haben, dass
Menschen auf der Stral’e verelenden, dass Men-
schen frieren, erkranken, medizinisch und hygie-
nisch nicht ausreichend versorgt werden, dass die
Menschen in den Notunterkiinften abgewiesen
werden, auch wenn sie leistungsberechtigt sind,
und dass die Menschen sich in Geblischen ver-
stecken mussen, damit sie nicht vertrieben wer-
den, und kaum Chancen haben, wieder in gesi-
cherte Wohnverhaltnisse reintegriert zu werden.
Sie haben sich daran gewdhnt, Sie ignorieren die
Situation und deren dramatische Entwicklung. Das
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ist verantwortungslos und sozialpolitisch ein Ar-
mutszeugnis.

(Beifall bei der LINKEN)

Das zeigt sich auch an einem aktuellen Beispiel: In
zwei Wochen erst 6ffnet das Winternotprogramm
und schon jetzt ist es bitterkalt, vor allem in der
Nacht, und es ist lebensgefahrlich fir die betroffe-
nen Menschen. Sie, sehr geehrte Damen und Her-
ren vom Senat, vor allem aber Frau Leonhard, ha-
ben die Verpflichtung, die Menschen vor dieser Er-
frierung zu schitzen. Sie wissen, dass eine Gefahr
besteht. Und da diese Gefahr besteht, muss das
Winternotprogramm jetzt sofort gedffnet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In unserem vorgelegten Antrag fordern wir wie im
letzten Jahr die ganztagige Offnung des Winternot-
programms. Im letzten Jahr haben 57 000 Men-
schen eine Petition von Hinz&Kunzt unterzeichnet,
in der sie genau diese Forderung aufgegriffen ha-
ben, und sie wurden bitter enttduscht. Dieses Jahr
hat der Senat noch nicht einmal auf die Debatte
und das Ergebnis der Abstimmung in der Blrger-
schaft gewartet, sondern Uber Herrn Schweitzer
ausrichten lassen, dass es keine ganztagige Off-
nung geben wird. Damit haben Sie das Ergebnis
einer Parlamentsdebatte vorweggenommen.

(Ksenija Bekeris SPD: Ich dachte, wir waren
zu spéat dran!)

— Nein, Sie waren viel zu friih dran. Wir stimmen
erst heute Uber die Antrage ab.

Aber nicht nur uns fallt auf — das, finde ich, ist ein
sehr wichtiger Aspekt —, dass in diesem Bereich
viel zu wenig getan wird. Immer mehr Birgerinnen
und Birger melden sich und fragen, warum der
Senat keine Malinahmen ergreift. Immer mehr Blir-
gerinnen und Blrger sehen, dass auf der Stralle
immer mehr Menschen bei Eiseskalte Gibernachten
mussen, dass eine Verelendung stattfindet, und
die Menschen fiuhlen mit und versuchen auch
durch Spenden zu unterstitzen.

Wahrend gerade auch die Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter wirklich Tag und Nacht mit knappen
Ressourcen versuchen, den Menschen, die von
Obdachlosigkeit betroffen sind, zu helfen, ducken
Sie sich einfach weg. Auch bei der Beratung des
Sozialhaushalts im Sozialausschuss haben wir ge-
sehen, wie wenig Sie engagiert sind. Ich mdchte
ein Beispiel nennen. Bei der Inanspruchnahme der
Tagesaufenthaltsstatten pro Jahr haben wir im
Jahr 2015 die Ist-Zahl von 147 401 Kontaktaufnah-
men. Fur 2017, 2018 und die weiteren Jahre pla-
nen Sie nur noch 80 000 Kontaktaufnahmen, und
das, obwohl Sie doch wissen, dass in der kalten
Jahreszeit die Tagesaufenthaltsstatten wichtige, ja
lebenswichtige Anlaufstellen fir die Betroffenen
sind. Aber diesbezlglich singen wir Ihnen seit Jah-

ren das traurige Lied der Kapazitatsauslastungen
vor.

In Ihrem Zusatzantrag, den Sie jetzt vorgelegt ha-
ben, schreiben Sie, dass Sie 32 000 Euro mehr
bereitgestellt haben. Das sind wohl die aus dem
letzten Jahr, denn im letzten Jahr wurden die
100 zusatzlichen Platze in der Tagesaufenthalts-
statte fir die Wochenenden bereitgestellt. Der er-
héhte Bedarf ist dadurch nicht gedeckt, weder von
der Anzahl der Platze noch von den finanziellen
Mitteln her. Deshalb brauchen wir eine gute finan-
zielle Ausstattung der Tagesaufenthaltsstatten, da-
mit eine ganztagige Verlangerung der Offnungszei-
ten auch an den Wochenenden und Feiertagen so
stattfinden kann, dass an den Kraften der Men-
schen, die dort diese Arbeit leisten, nicht so enorm
gezehrt wird. Wir wissen doch, dass die klirrende
Kélte an den Wochenenden und an den Feierta-
gen auch nicht Tschis sagen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben uns auch die niedrigschwellige unbro-
kratische Krankenversorgung angesehen. Auch in
der Krankenstube waren wir und haben uns die Si-
tuation angeschaut. Wir haben dort gerade einmal
18 Betten, vier davon fur Tuberkulose-Erkrankte.
Es gibt nur 14 Betten fir 2 000 Obdachlose in
Hamburg, die dauerhaft krank sind und eine lange
Pflege brauchen, um wieder auf die Beine zu kom-
men. Daran kann man doch deutlich sehen, wie
mit diesen Menschen umgegangen wird. Auch Sie
wissen, dass Menschen, die dauerhaft auf der
Stralle leben, nicht gesund sein kénnen und dar-
auf angewiesen sind, wenigstens einmal im Jahr
einen Platz flr ein paar Wochen in dieser Kranken-
stube zu bekommen. Deshalb fordern wir eine Ver-
dreifachung der Betten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe natlrlich auch einige Worte zu Ihrem An-
trag zu sagen. Ich finde es wirklich oberpeinlich,
dass Sie einen Antrag mit bereits vorhandenen
MafRnahmen vorlegen. Das sind keine neuen Mal3-
nahmen. Ich mochte diese einmal durchgehen. Un-
ter Punkt 1 fordern Sie, dass das Winternotpro-
gramm weiterhin niedrigschwellig und in der glei-
chen Grolkenordnung bleibt. Das ist keine neue
MalBnahme. Die Planungen sind anscheinend
schon abgeschlossen, aber Sie kommen jetzt kurz
vorher an und sprechen mit uns dartber, ob es
noch niedrigschwellig sein soll oder die GroéRen-
ordnung beibehalten wird.

Dann fragen Sie unter Punkt 3, ob die Beratung
zur Abklarung von Ansprichen aus der Kranken-
versicherung unter anderem Osteuropaerinnen
und Osteuropaern weiterhin zur Verfligung gestellt
werden soll. Das Projekt kennen wir auch. Es ist im
Einzelplan 4 aufgelistet, das ist die Beratungsstelle
PLATA, wo die Finanzierung erst einmal abgesi-
chert ist; also auch das ist nichts Neues.
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Unter Punkt 4 sagen Sie, es solle Sorge dafiir ge-
tragen werden, dass erkrankte Obdachlose — und
da frage ich mich wirklich, wer von den obdachlo-
sen Menschen, die seit Langem auf der Strale le-
ben, Gberhaupt gesund ist — die Mdglichkeit haben,
auch tagslUber im Winternotprogramm zu bleiben.
Wer bestimmt Uberhaupt, wer krank ist und wer
nicht? Auch das ist eine Forderung aus dem letz-
ten Jahr, wo der Senat nach der Petition mit
Hinz&Kunzt abgesprochen hatte, dass die erkrank-
ten Obdachlosen bleiben kénnen. Also auch das
ist nichts Neues.

Unter Punkt 6 fordern Sie ein angemessenes An-
gebot fir Frauen und Paare. Das gibt es auch
schon, nur in einer sehr geringen Anzahl. Es stellt
sich die Frage: Was ist denn fur Sie ein angemes-
senes Angebot?

Dann sprechen Sie davon, dass der Senat der
Burgerschaft am 15. April 2017 dariber berichten
soll. Das Winternotprogramm ist zu diesem Zeit-
punkt schon beendet, da kann man also keine
MaRnahmen mehr ergreifen. Wann sollen dann die
MalBnahmen, die Sie jetzt auflisten, umgesetzt
werden? Zum Thema Duschen sagen Sie unter
finftens, es gebe ausreichend Duschen. Es gibt
20 Duschen in den Tagesaufenthaltsstatten fir
2 000 Obdachlose. Da stellt sich fiir mich auch die
Frage, wann die Menschen uberhaupt die Méglich-
keit bekommen, alle einmal zu duschen. Sie wis-
sen, dass das unmadglich ist.

Ich mochte Sie zum Schluss fragen: Wie lange
mochten Sie dieser Verelendung noch tatenlos zu-
schauen? Wie lange moéchten Sie noch, dass die
Menschen auf der Strafle immer kranker werden
und zum Teil vor ihrem vierzigsten Lebensjahr
sterben? Ich habe diesmal die Hoffnung, dass Sie
nicht die gleiche Debatte wie immer fuhren wer-
den, sprich die Senatorin und SPD und GRUNE
uns gleich erzahlen werden, das Hamburger Win-
ternotprogramm sei das beste in der ganzen Bun-
desrepublik,

(Zurufe von der SPD: Genau!)

sondern dass Sie eine ernsthafte Debatte tber die
Situation der Schwachsten in der Gesellschaft mit
uns als Burgerschaft fihren.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist mir ein Anliegen. Ich hoffe, dass wir das im
Sozialausschuss machen kdnnen. Es bringt lhnen
nichts, diese Problematik weiterhin zu ignorieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Frau Bekeris von der SPD-
Fraktion, Sie haben nun das Wort.

Ksenija Bekeris SPD:* Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Zu "oberpeinlich" sage

ich in diesem Zusammenhang jetzt einmal nichts,
aber man kann schon fast die Uhr danach stellen:
Ende Oktober stellt die CDU eine Schriftliche Klei-
ne Anfrage und gibt eine Pressemitteilung heraus
und von der LINKEN kommt ein Antrag. Ich will da-
zu aber auch sagen, dass es ein wichtiges Thema
ist, Uber das wir wieder einmal sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Ich moéchte einige Dinge klarstellen und fir die
SPD und die rot-griine Koalition einige wichtige
Punkte darstellen. Das Winternotprogramm startet
ab 1. November 2016, anders als in anderen Stad-
ten unabhangig davon, ob es Frost gibt oder nicht.
So soll es auch bleiben. Zum Winternotprogramm
und seiner Weiterentwicklung ist die Behdrde tber
den Sommer immer wieder mit den Akteuren in
Gesprachen gewesen, zum  Beispiel mit
Hinz&Kunzt. Nun finden die abschlielfenden Ge-
sprache statt, dann wird es vorgestellt und dann
startet es. Keine Sorge, liebe CDU, das Ganze
wird punktlich passieren. Von Planlosigkeit sehe
ich hier nichts. Da sehe ich eher eine Fehlanzeige,
da hatten Sie |hre alte Pressemitteilung nicht ein-
fach recyceln sollen.

(Beifall bei der SPD)

In Hamburg wird niemand im Winternotprogramm
abgewiesen, wenn er oder sie Schutz vor Kalte
sucht, nicht in 2014, nicht in 2015 und 2016 und
das soll auch in diesem Winter nicht passieren.
Das Winternotprogramm hat sich bewahrt und
auch wenn Sie es — ich weil} nicht, ob ich das rich-
tig verstanden habe — langweilig finden, werden wir
es auch in diesem Jahr vollumfanglich und niedrig-
schwellig aufrechterhalten, weil wir es richtig fin-
den.

(Beifall bei der SPD)

Dabei muss man sagen, dass es ein Erfrierungs-
schutz ist und nicht der Bekampfung allgemeiner
Ursachen von Obdachlosigkeit dient. Notlibernach-
tungsstellen und das Winternotprogramm sind und
bleiben subsidiare Malnahmen. Das wichtigste
Mittel zur Bekdmpfung der Obdachlosigkeit ist
namlich die Vermeidung von Wohnungsverlust.
Das verhindern wir dadurch, dass die Fachstellen
R&umungen abwenden und wir gute Regelungen
zum Thema Mietschulden finden. Auch in 2015 ha-
ben es die Fachstellen geschafft, 1468 Woh-
nungslose in Wohnraum zu vermitteln. Diese Zahl
mochte ich nicht kleingeredet sehen.

(Beifall bei der SPD)

Das Winternotprogramm ist in den letzten Jahren
stetig gewachsen und man muss auch daruber
sprechen, warum das passiert ist. Das machen wir
regelmalig im Sozialausschuss. Wir machen im-
mer eine Selbstbefassung zum Ende des Winter-
notprogramms, um Schllisse daraus zu ziehen,
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was dies fir uns flir das nachste Jahr bedeutet.
Und das werden wir auch wieder tun.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Mit den Ubernachtungsstellen im Pik As, im Win-
ternotprogramm, mit den Frauenibernachtungs-
stellen und dem Haus Jona kommen wir insgesamt
auf 1 040 kostenlose Schlafplatze, die taglich von
17 Uhr bis 9 Uhr gedffnet sind und zur Verfligung
stehen sollen. Diese Platze werden auch in diesem
Jahr wieder bereitstehen. Ich danke den unterstit-
zenden Institutionen an dieser Stelle fir diese
grolle Leistung und vielleicht kommt ja auch noch
ein Lob von der Opposition hinterher.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Mittel fur die Tagesaufenthalte sind um
weitere 32 000 Euro auf insgesamt 656 000 Euro
erhdht worden und wir werden auch wieder
100 zusatzliche Tagesplatze fir den Winter ein-
richten. Aber das Winternotprogramm bedeutet
nach unserem Verstandnis nicht nur einen Schlaf-
platz, sondern es gehdrt auch ein Beratungsange-
bot dazu, gegebenenfalls auch in der Nacht. Uber
diesen Punkt unseres Antrags sind Sie ein
bisschen hinweggegangen. Es soll jetzt gepruft
werden, ob man das nicht ermdglichen kann. Die-
se Beratungsangebote wurden von 1 187 Men-
schen genutzt. Sie haben eine hohe Akzeptanz,
gerade auch weil sie in der Muttersprache stattfin-
den. Und ja, das gehort zur Ehrlichkeit dazu, in die-
sen Gesprachen werden auch die Perspektiven,
die die Menschen hier, aber auch im Heimatland
haben, geklart. Auch das gehort zur Beratung.

(Beifall bei der SPD)

Zur Gesundheitsversorgung und zur Hygiene
mdchte ich sagen, dass die vorhandenen Platze in
der Krankenstube ausgebaut werden. Sie haben
gesagt, Sie wollten das noch weiter tun. Wir haben
uns dessen angenommen, dass Platze fir Tbc-Er-
krankte bereitgestellt werden und es erganzende
Angebote zur medizinischen Beratung gibt. Wir
wollen auch nicht, dass erkrankte Obdachlose das
Winternotprogramm verlassen, sondern sie sollen
sich erholen konnen, sie sollen dann ausnahms-
weise ganztagig im Winternotprogramm bleiben
kdbnnen beziehungsweise in einer ganztagigen
Ubernachtungsstatte untergebracht werden. Das
ist natlrlich ein wichtiges Thema, das wir auf dem
Zettel haben, Frau Ozdemir.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Wer ist fiir Sie
krank?)

In den Einrichtungen des Winternotprogramms ste-
hen insgesamt Duschen im Verhaltnis 1:8 zur Ver-
fugung und wenn Sie bei den Kirchenkaten
gucken, 1:1 beziehungsweise 1:2. Sie sagen, es
kdnnte vielleicht ein bisschen mehr sein, wir sa-

gen, das ist ein Verhaltnis, das man jetzt erst ein-
mal so stehen lassen kann.

Das Hamburger Winternotprogramm kann sich im
Bundesdurchschnitt sehen lassen; es sucht tat-
sachlich seinesgleichen. Unser Ziel bleibt aber,
dass wir die Obdachlosigkeit angehen, das heil3t,
dass wir mehr Wohnraum brauchen. Da mdchte
ich Ihnen am Ende mitgeben, dass Sie einmal dar-
Uber nachdenken, wie sich die Fraktionen gegen-
Uber Bauvorhaben, gerade auch im Bereich des
sozialen Wohnungsbaus, verhalten, bevor hier lau-
te Téne angeschlagen werden,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Was
meinen Sie denn da konkret?)

sonst hat das Ganze einen faden Beigeschmack
und das wird den Menschen, Ulber die wir reden,
nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Bekeris. — Nun hat das Wort Frau
Grunwaldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
bin verschnupft, aber das liegt heute nicht nur an
meiner Erkaltung, sondern auch an lhren Einlas-
sungen, Frau Bekeris; das haben Sie sich sicher-
lich schon gedacht.

(Dirk Kienscherf SPD: So schnell geht das?)
— Ja, so schnell kann das gehen.

Es ist keine Riesenuberraschung, dass man nicht
nur als Oppositionspartei drei Wochen vor Beginn
des Winternotprogramms — der Winter kommt be-
kanntermaflen fast immer zur gleichen Zeit — nach-
fragt, wenn man nicht informiert wird, wie es denn
mit den Planungen steht. Das ist keine Uberra-
schung. Aber eine Uberraschung ist, das kann ich
Ihnen verraten, wenn man dann erfahrt, dass die
Planungen noch nicht abgeschlossen sind, dass
die Offentlichkeit zu gegebener Zeit irgendwann
einmal informiert wird und dass auch keine Kosten-
kalkulation dazu vorliegt. Wir als Parlament hatten
bei diesem wichtigen Thema zumindest einen Zwi-
schenstand verdient. Den brauchen wir auch, um
unserer Kontrollfunktion gerecht zu werden. Viel-
leicht hatte es dann andere Ideengeber gegeben,
die sich dieses wichtigen Themas angenommen
hatten und die eine oder andere gute Idee hatten
einflieRen lassen kénnen.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN und der
AfD)

Insofern kann ich lhre AuRerungen Giberhaupt nicht
nachvollziehen. Aber damit genug der Grundsatz-
kritik.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen von den LINKEN,
wir flhren traurigerweise jedes Jahr tatsachlich die
gleiche Debatte. Mir ware es naturlich lieber, wenn
wir sie nicht fGhren mussten,

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Mir auch!)

aber es ist im Moment wahrscheinlich unrealis-
tisch, wenn es gar kein Winternotprogramm ge-
ben musste. Es gibt es nun einmal.

Ich teile nicht alle Forderungen, die in lhrem Antrag
stehen. Auf welcher Grundlage die Zahlen beru-
hen, ist mir nicht so klar. Dass man jetzt eine drei-
fache Menge an Duschen und Waschmaschinen
fordert, ist vielleicht ein bisschen aus der Hifte ge-
schossen, aber ich wirde eine Beratung lhres An-
trags im Ausschuss durchaus begriiRen, denn lhr
Antrag hat eine ldee, er hat Vision. Das kann man
von dem rot-griinen Antrag leider tberhaupt nicht
behaupten, denn er ist an Blutleere kaum zu Uber-
treffen.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Wieder einmal enthalt er so viel Selbstverstandli-
ches und so viele Allgemeinplatze, dass man nur
zustimmen kann, und der Vortext hort sich echt an
wie ein Schulaufsatz mit dem Thema "Das Ham-
burger Winternotprogramm®.

Doch der Reihe nach. Frau Bekeris hat sich Lob
gewunscht; das bekommen Sie jetzt. Ich finde es
gut, dass Sie sich ganz klar zur Niedrigschwellig-
keit bekennen, denn nur ein niedrigschwelliger Zu-
gang ist folgerichtig, wenn es um das Thema Er-
frierungsschutz geht. Aber allein darauf darf man
sich nicht ausruhen. Im Vortext steht namlich auch,
dass 63 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer des
Winternotprogramms 2015/2016 aus Ost- und
Sildosteuropa stammen. Punkt. Die Frage, die je-
denfalls ich mir stelle, ist aber, was Sie hieraus
schlussfolgern. Was ist die Ursache? Haben Sie
eine Idee, ein Konzept? Nein, das ist dann eben
so, wie es ist. Mir scheint, dass Sie kein Konzept
haben aufer der immer gleichen Antwort: Die
Menschen aus Ost- und Sidosteuropa seien alle
Arbeitsmigranten und die Unternehmen, in denen
sie arbeiten, wirden sie so schlecht bezahlen,
dass sie sich keine Bleibe in Hamburg leisten kon-
nen. Punkt. Fur diese Annahme gibt es aber keine
belegbaren Zahlen.

(Ksenija Bekeris SPD: Haben Sie einmal mit
PLATA gesprochen?)

Dass PLATA mit sechs Mitarbeitern, 3,25 VZA, die
einzige Beratungsstelle ist, die Rickkehrangebote
macht, ist in Anbetracht der Tatsache, dass uber
60 Prozent der Menschen des letzten Winternot-
programms aus Ost- und Stdosteuropa stammten,
eine Lachnummer. Damit braucht man sich hier
wirklich nicht zu brusten.

(Ksenija Bekeris SPD: Na ja, zum Glick
klatscht da auch keiner!)

Wie dem auch sei, ich vermisse in lhrem Antrag
auch Ziele. Warum stecken Sie sich keine Ziele?
Warum sagen Sie nicht, wie viele Menschen Sie
gern in die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung ver-
mitteln mdéchten? Das sind politische Ziele, auf die
man hinarbeitet und an denen man sich dann auch
messen lassen kann.

Die 100 Tagesaufenthaltsplatze an den Wochen-
enden begrifien wir, keine Frage. Aber im Antrag
steht nicht, wie Sie diese umsetzen mdchten. Letz-
tes Jahr oder vielmehr in diesem Winternotpro-
gramm, das sagte Frau Ozdemir, waren die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter am Limit, die diese Wo-
chenendbetreuung gemacht haben. Wie soll das in
diesem Jahr weitergehen? Insofern blockieren Sie
bitte nicht, uns Auskunft zu erteilen, sondern las-
sen Sie uns offen im Ausschuss Uber dieses The-
ma diskutieren. Das wirde ich mir wirklich win-
schen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Grunwaldt. — Jetzt hat Frau Engels von
der GRUNEN Fraktion das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben ahnliche Debatten
wie diese schon o6fter geflhrt,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Jedes Jahr
kommt der Winter!)

und so lange bin ich ja nun auch noch nicht im
Parlament, und ich finde es schade, dass wir fach-
lich kaum weiterkommen, vor allen Dingen vor dem
Hintergrund, dass die Debatte im Sozialausschuss
zu diesem Thema wesentlich differenzierter ist.

Klar ist, dass wir nicht wollen, dass Menschen bei
uns im Winter auf der Stralle bleiben missen. Es
ist unsere Aufgabe, als Stadt dafir zu sorgen,
dass diejenigen Menschen, die aus welchen Grin-
den auch immer in soziale Schwierigkeiten gera-
ten, zumindest ein Dach Uber dem Kopf haben.
Cansu, du weil3t, wie engagiert Ksenija und ich bei
dem Thema sind, und ich finde es wirklich eine
Frechheit, dass du uns vorwirfst, wir wirden nur
zuschauen und uns einfach daran gewohnen. Du
musstest es meiner Meinung nach eigentlich bes-
ser wissen. Solche Vorwirfe dienen der Sache de-
finitiv nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Im Jahr 1992 wurde erstmals das Winternotpro-
gramm eingerichtet. Die Erfahrungen der letzten
Jahre haben gezeigt, dass es mehr als notwendig
ist, dieses im Winter vorzuhalten. Im vergangenen
Jahr wurden deshalb im Laufe des Winters die
Platze aufgestockt. Zum Ende des Winternotpro-
gramms im Marz gab es insgesamt Uber
1 000 Platze. Ich mdchte mich an dieser Stelle bei
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den Kirchen flr ihr Engagement bedanken, denn
auch diese stellen jedes Jahr Platze zur Verfi-
gung. Tatenlos schaut hier niemand zu.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wichtig ist, dass das Winternotprogramm ein be-
wusst niedrigschwelliges Angebot ist und bleibt.
Der Zugang darf nicht an rechtliche Hirden gebun-
den werden. Wir unterscheiden nicht nach Her-
kunft, Nationalitédt oder Religion, ob jemand in das
Winternotprogramm aufgenommen wird. Das Win-
ternotprogramm ist flr alle Menschen in Hamburg
da, egal aus welchen Griinden sie obdachlos ge-
worden sind.

Mit unserem Zusatzantrag gehen wir auf einige
Punkte zum Thema Qualitat ein, die wir stetig wei-
terentwickeln. Im letzten Winter wurden einige
Punkte ausprobiert, die in diesem Winter verstetigt
werden sollen. Darlber hinaus sollen in diesem
Winter einige Punkte neu hinzukommen, zum Bei-
spiel die nachtliche Anwesenheit von Fachperso-
nal. Mit diesem Antrag sichern wir ab, dass im
Winternotprogramm weiterhin wichtige Beratungs-
angebote vorgehalten und, wenn nétig, den Be-
dirfnissen angepasst werden. Fur kranke Obdach-
lose wird es wieder Sonderregelungen geben und
es wird nach Mdglichkeit dafiir gesorgt, dass sie
einen Platz in einer ganztagigen Unterkunft be-
kommen. Wenn dies nicht sofort gelingt, sollen sie
ausnahmsweise auch ganztags im Winternotpro-
gramm bleiben kénnen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Einen Augenblick, ich mdchte lhnen Ruhe
verschaffen. — Ich finde es ziemlich laut. Wer sich
unterhalten mdchte, soll bitte hinausgehen. Die
Kollegin spricht zu einem wichtigen Thema und
verdient, dass man ihr zuhdort.

(Beifall bei Anna Gallina GRUNE)

Mareike Engels GRUNE (fortfahrend): Danke
schdén. — Vor dem Hintergrund ist auch wichtig zu
wissen, dass das Angebot der Krankenstuben und
auch das von PLATA bereits ausgeweitet und den
gestiegenen Bedirfnissen angepasst wurde.

Noch einmal: Tatenlos schaut hier niemand zu. Fur
auslandische Obdachlose wird es wieder eine Be-
ratung zur Abklarung der Anspruche aus der Kran-
kenversicherung geben. Bei Bedarf wird nattrlich
auch die Clearingstelle eingebunden. Wichtig ist
mir auch, dass es gute Bedingungen fir Frauen im
Winternotprogramm gibt. Die Stadt macht gerade
einige Erfahrungen beim Thema Implementierung
von Gewaltschutzkonzepten in der 6ffentlichen Un-
terbringung. Wichtig ist, dass wir auch im Winter-
notprogramm flr einen angemessenen und guten
Schutz vor Gewalt sorgen. Im letzten Winter haben
wir erste gute Erfahrungen bei der Ausweitung der

Offnungszeiten der Tagesaufenthaltsstellen ge-
sammelt, gerade auch am Wochenende. Dies soll
in diesem Winter verstetigt werden. Wir gehen au-
Rerdem davon aus, dass es in diesem Winter erst-
mals mdglich sein wird, dass auch nachts sozial-
padagogisches Fachpersonal im Winternotpro-
gramm vor Ort sein kann. Der Senat fuhrt hierzu
noch abschlieBende Gesprache, um zum Beispiel
diesen Punkt zu priifen. Dass die CDU nun, wie
alljahrlich, genau das zum Anlass nimmt, um dem
Senat Planlosigkeit vorzuwerfen, ist wirklich nur
noch lacherlich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Da sollte man sich doch bitte lieber auf eine inhalt-
lich gestltzte Diskussion konzentrieren.

(Ksenija Bekeris SPD: Die wir jedes Jahr
fihren!)

Ich halte es fur enorm wichtig, dass wir es auch in
diesem Winter schaffen, mdglichst vielen Obdach-
losen Anschlussperspektiven zu bieten, sodass sie
im Sommer nicht wieder Platte machen missen.
Deswegen ist es wichtig, dass wir vor allem auch
die Vermittlung der Obdachlosen aus der 6ffentli-
chen Unterbringung hinein in den Wohnungsmarkt
besser hinbekommen. Hierzu gibt es schon wichti-
ge Ansatze. Wir wissen, dass das ein schwieriger
Weg ist, aber es ist der richtige Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In diesem Sinne bitte ich Sie, den Antrag der LIN-
KEN abzulehnen und unserem Antrag zuzustim-
men. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Engels. — Herr Oetzel von der FDP-
Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Das Winternotpro-
gramm wird auch in diesem Jahr wieder eine An-
laufstelle sein fir die Menschen, die in der kalten
Jahreszeit ohne Dach Uber dem Kopf verbleiben
wirden. Die FDP-Fraktion unterstitzt dies, gerade
weil wir in einer wohlhabenden Stadt wohnen und
in dieser Stadt niemand bei Minustemperaturen
oder bei Temperaturen um den Gefrierpunkt drau-
Ren schlafen sollte. Deshalb ist das Winternotpro-
gramm ein gutes Angebot, um diesen Menschen
zu diesem Zeitpunkt zu helfen.

(Beifall bei der FDP und bei Gerhard Lein
SPD)

Fir alles, was dartber hinausgeht, ist das Winter-
notprogramm allerdings nicht der richtige Ansatz-
punkt. Wir verstehen nach der Argumentation und
dem Vortrag, den die LINKEN hier gehalten haben,
den Wunsch, das Winternotprogramm quantitativ
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und auch qualitativ auszuweiten. Die Argumente
sind eben genannt worden und sie sind sicher in
der Tendenz richtig. lhre Problembeschreibung ist
sicher nicht von der Hand zu weisen. Wir bezwei-
feln nur, dass das Winternotprogramm der richtige
Ort fur diese Probleme ist. Denn die Lésung kann
nicht sein, dass wir das Winternotprogramm mittel-
fristig oder noch schlimmer langfristig zu einer Pa-
rallelstruktur zur 6ffentlichen Unterbringung und zur
Gesundheitsvorsorge ausweiten. Das ist genau der
falsche Weg, denn das zementiert den Status die-
ser Menschen, die sich sowieso schon am Rande
der Gesellschaft befinden, und erschwert es ihnen
noch mehr, den Weg zurick in die Mitte der Ge-
sellschaft zu finden.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Richtig!)

Deshalb ist der Antrag der LINKEN, so gut er ge-
meint ist, genau der falsche Weg, um das Problem
wirklich an der Wurzel zu packen und zu lésen.
Der Antrag der LINKEN waére staatlich verordneter
Ausbau dieser Parallelstrukturen. Das ist fur uns
keine Option.

(Deniz Celik DIE LINKE: Was ist denn lhre
Alternative?)

— Dazu komme ich gleich noch, haben Sie noch et-
was Geduld.

Mein nachster Satz hatte angefangen mit: Im Ge-
genteil, wir missen den Obdachlosen Lésungen
anbieten, ihnen Wege aufzeigen, wie sie ihre Lage
strukturell verbessern koénnen. Wir haben eben
schon von meinen Vorrednerinnen verschiedene
Wege daflir gehort. In den Beratungsstellen, die es
schon gibt, erhalt man nicht nur eine Beratung, wie
eine Wohnung zu finden ist, sondern auch eine
Beratung, wie das Recht auf eine Krankenversi-
cherung — in Deutschland haben wir sogar eine
Pflicht zur Krankenversicherung — und wie ein Weg
zurlck in die Regelsysteme gelingen kann. Daflr
mussen wir die Regelsysteme, die es gibt, und die
Beratungsstellen, die es gibt, noch besser nutzen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Wir missen aber vor allem, und dahinter sind wir
tatsachlich her, die 6ffentliche Unterbringung inso-
weit ausweiten, dass auch wieder genligend Plat-
ze fur Obdachlose geschaffen werden. Wir mis-
sen, wie Frau Engels gerade gesagt hat, eine An-
schlussperspektive fir die Leute sicherstellen, die
im Winternotprogramm Ubernachten, damit sie
moglichst bald wieder in regularen Wohnraum
kommen. Und wir missen, auch das ist ein zentra-
ler Punkt, verhindern, dass Menschen in eine nicht
selbst gewahlte Obdachlosigkeit abgleiten, indem
wir in Wohnungsnotféllen mit den verschiedenen
Fachstellen versuchen, mittels Beratungsangebo-
ten Lésungen zu finden. Ich hatte eingangs schon
gesagt, dass ich zum Teil die Problemanalyse der

LINKEN teile. Wir wollen aber den Mangel, den Sie
richtig erkennen, beseitigen und nicht verwalten.
Deshalb sollte das Winternotprogramm genau das
bleiben, was es ist, namlich ein Programm, das
verhindert, dass Menschen, die in Not geraten
sind, wahrend der kalten Wintertage draufien
schlafen missen. Daher lehnen wir lhren Antrag
ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei Phyliss Demirel GRUNE)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Oetzel. — Herr Ehlebracht von der AfD-
Fraktion, Sie haben das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Hatte die
AfD diesen Antrag gestellt, ware das von Ihnen al-
len durch und durch als ein rechtpopulistischer
Versuch gewertet worden, auf Kosten einer Bevol-
kerungsgruppe, die die Unterstitzung der Soli-
dargemeinschaft bendtigt, Stimmung zu machen.

(Wolfgang Rose SPD: Sie sind ein Martyrer,
was?)

Er wéare als vdllig undurchdacht und ablehnungs-
wurdig beurteilt worden, weil er nur Ressentiments
schire. Dann hatte sich vielleicht der eine oder an-
dere von lhnen ein paar rechtsgerichtete Bemer-
kungen abgekrampft und uns noch weiter in die
rechte Ecke gestellt und ware dann mit dem befrie-
digenden Gefiihl von diesem Rednerpult herunter-
gegangen, die Welt vor dem Leibhaftigen gerettet
zu haben,

(J6rg Hamann CDU: Reden Sie doch mal
zum Antrag!)

so, wie wir es zum Beispiel gestern bei Herrn
Schmidt in seiner Rede zur Debatte "Abschaffung
der Ministerialerlaubnis" erlebt haben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Haben Sie
schon was zum Thema gesagt?)

So einfach machen wir es uns mit lhrem Antrag
aber nicht, was nicht heil3t, dass er nicht auch
linkspopulistische und undurchdachte Elemente
enthalt.

(Wolfgang Rose SPD: Sie armer Tropf!)

Wir unterstellen Ihnen aber auch nicht, dass Sie
Obdachlosen nicht helfen wollen. Das wollen Sie.
Sie haben zwar einen anderen Ansatz als wir, aber
Sie wollen den Obdachlosen helfen. Jeder, der
den Antrag liest, kann das erkennen. Es ist in der
Tat eine Schande, dass wir uns in schéner Regel-
maRigkeit, die Saison hat jetzt gerade wieder be-
gonnen, Uber die Situation der Obdachlosen unter-
halten, wohlwissend, dass die jeweiligen Regierun-
gen der letzten Jahrzehnte, unabhangig ob Rot,
Griin oder Schwarz, nur Placebopolitik in dieser
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Frage betrieben haben. Auch nach dieser Debatte
wird sich nichts Entscheidendes fir die Obdachlo-
sen andern. Sie verwalten das Problem, es gibt
keine Nachhaltigkeit, und das mit griiner Regie-
rungsbeteiligung. Wie leistungsfahig wir sind, wenn
es darum geht, Menschen in Not zu helfen, hat die
aktuelle Fluchtlingskrise gezeigt.

(Wolfgang Rose SPD: Haben Sie eben zu-
gehort?)

Binnen eines Jahres wird allein in Hamburg eine
finfstellige Zahl an Unterbringungsmdglichkeiten
geschaffen. Die politisch Verantwortlichen schaffen
es aber Uber Jahrzehnte nicht —denn so lange
existiert die Obdachlosigkeit — fir circa 2 000 Ob-
dachlose eine dauerhafte Unterkunft bereitzustel-
len, wobei wir alle wissen, dass das nicht alles ist,
aber es ist eine Notwendigkeit. Allein dieser Um-
stand ist entlarvend im Hinblick auf die bisherige
Politik gegentiber den Obdachlosen.

(Beifall bei der AfD)

Ich sage circa 2 000 Obdachlose, weil Sie die ge-
naue Zahl gar nicht wissen wollen. Wir haben
schon zweimal Antrage gestellt, entsprechende
empirische Erhebungen vorzunehmen. Sie haben
sie zweimal abgelehnt. Obwohl es eine Reihe von
Ansatzen in lhrem Petitum gibt, die diskussions-
wirdig sind, haben wir keine Skrupel, lhren Antrag
abzulehnen, und zwar nicht deswegen, weil der
Antrag von den LINKEN kommt — so dogmatisch
denken wir nicht —, und auch nicht, weil auch Sie
unsere Antrage, eine empirische Erhebung durch-
zufiihren, abgelehnt haben. Nein, das machen wir
nicht, sondern wir lehnen ihn deswegen ab, welil
Sie Forderungen erheben und deren Umsetzung
sowohl in finanzieller als auch in praktischer Weise
nicht einmal andeuten. Sie fordern einfach nur. Bei
vielen dieser Punkte ist die damit einhergehende
dauerhafte finanzielle Belastung Uberhaupt nicht
abschatzbar. Dadurch geben Sie dem Antrag den
Status eines Wahlversprechens, wie es vor
Wahlen ublich ist, so wie es Altparteien im Grunde
genommen machen: Alles versprechen, ohne auch
nur den Hauch einer Idee zu vermitteln, wie man
dieses alles halten will.

(Wolfgang Rose SPD: Was reden Sie fir'n
Stuss!)

Sie fordern etwas zum Wohlgefallen lhrer potenzi-
ellen Wahlerklientel etwas und als einziger An-
haltspunkt, wie das umzusetzen ware, muss wohl
einer lhrer alten Wahlslogans herhalten: Millionare,
zur Kasse bitte. Diese oftmals in |hren Antrédgen
charakteristische Vorgehensweise verhindert aber
auch, dass diesem zugestimmt werden kann. Ein-
zige Ausnahme in lhrem Antrag in dem Sinne ist
der Punkt 2.d). Es gibt dort wie gesagt viele dis-
kussionswirdige Ansatze, deren Kosten abschatz-
bar sind. Keine Frage, man kann es sich sicherlich
leisten, die hygienischen Verhaltnisse zu verbes-

sern. Aber dariber hinaus operieren Sie mit die-
sem Antrag im Dunkeln. Auch Sie fordern nur
punktuelle Verbesserungen einzelner Aspekte,
statt die Problematik nachhaltig anzugehen. Und
dazu gehort nun einmal, wie wir es bereits bean-
tragt haben, ich wiederhole es beliebig oft, eine
Bestandsaufnahme mit schonungsloser Darstel-
lung der aktuellen Lage und der Versaumnisse.

Es bedarf nicht nur in der kalten Jahreszeit einer
dauerhaften Unterbringung entweder in den Con-
tainerdérfern oder in Wohnungen, die speziell fur
vordringlich Wohnungssuchende errichtet und ih-
nen entsprechend zugewiesen werden, flankiert,
denn Wohnungen sind nicht alles, von einer pro-
fessionellen Unterstlitzung fir Menschen, die unter
Suchterkrankungen leiden und oftmals verlernt ha-
ben, einen strukturierten Alltag zu leben. Es ist da-
von auszugehen, dass aufgrund der aktuellen La-
ge die Situation der seit vielen Jahren auf Ham-
burgs Straflen lebenden Obdachlosen sich erheb-
lich verschlechtern wird. Dass hier Handlungsbe-
darf besteht, steht auer Frage. Aber Aktionismus,
also planloses Vorgehen, hilft in dieser Situation
nicht. Dem Antrag von SPD und GRUNEN kénnen
wir nur zustimmen — aber nicht, weil er so durch-
dacht, so innovativ oder so zukunftsweisend ist,
sondern weil darin Selbstverstandliches steht.
— Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Jetzt hat Frau Ozdemir
von der Fraktion DIE LINKE noch einmal das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Frau Bekeris, es geht
nicht um Langeweile. Es geht darum, dass Sie als
Regierungsfraktion die Aufgabe haben, Perspekti-
ven aufzuzeigen und zum Beispiel ein Konzept da-
fir vorzulegen, dass es eine neue Zahlung der
Menschen gibt, die auf der StralRe leben,

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

damit eine Bedarfsermittlung erfolgen kann. Das
ware zum Beispiel ein Punkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie laufen wirklich konzeptlos durch die Gegend.
Es gab einmal ein Gesamtkonzept zur Wohnungs-
losenhilfe, das nicht umgesetzt wurde, und danach
sollte noch eines folgen. Also jetzt einmal im Ernst,
es geht nicht um Langeweile, sondern darum, dass
endlich Perspektiven entwickelt und in der Offent-
lichkeit deutlich gemacht werden, damit die Akteu-
re und vor allem die Betroffenen wieder die Hoff-
nung haben kénnen, dass sich etwas an ihrer Si-
tuation verandern wird. Mein Gott, Sie sehen doch
vor allem am Hauptbahnhof, wie viele Menschen in
Schlafsacken in Haustlireingangen schlafen mis-
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sen. Wir missen etwas an dieser Situation veran-
dern, das kdénnen Sie doch nicht einfach weiterhin
so akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Mareike, ich finde das Vorgehen von dir und
deiner Fraktion politisch Uberaus fragwirdig. Ich
sall mit eurer Wissenschaftssenatorin Katharina
Fegebank, damals noch sozialpolitische Spreche-
rin, im Sozialausschuss zusammen und wir haben
viel zu diesem Thema gemacht. Ich habe Frau Fe-
gebank erlebt, als sie Kuchen flir die Helferinnen
und Helfer des Winternotprogramms gebacken hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gut!)
— Ja, Superaktion, daraus ist aber nichts gefolgt.

Ich habe auch erlebt, dass sie ofter mit dem Mitter-
nachtsbus mitgefahren ist, und ich habe erlebt,
dass sie alle zwei Tage genau die Politik, die die-
ser Senat jetzt im Bereich der Obdachlosigkeit
macht, skandalisiert hat. Deshalb verstehe ich
nicht, warum ihr damals so reagiert habt und jetzt
eine vollig andere Position einnehmt. Warum ist
dieselbe Politik jetzt, weil ihr in der Regierung seid,
auf einmal besser? Kannst du mir die Frage beant-
worten?

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn du schon von Qualitat sprichst: Katharina
Fegebank hat zum Beispiel auch unsere Forde-
rung nach Mindeststandards unterstiitzt und Antra-
ge eingereicht, die wir im Sozialausschuss disku-
tiert haben. Das Thema Mindeststandards war ei-
nes, das wir, DIE LINKE und auch die GRUNEN,
immer wieder thematisiert haben. Jetzt spielt es
auf einmal keine Rolle mehr fiir euch. Das halte ich
ehrlich gesagt politisch fur sehr fragwirdig.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Kénnen wir mal wieder zum "Sie" zu-
rickkommen?)

Sie sagen ja immer, Sie flihrten Gesprache mit den
Akteuren. Ich frage mich, was Sie aus diesen Ge-
sprachen mitnehmen. Sie scheinen komplett ande-
re Informationen zu haben. Fir Sie scheint ja alles
sehr rosig zu sein. Wir erleben aber ganz andere
Tatsachen, wir erhalten ganz andere Informatio-
nen. Herr Abaci, wenn man keine Ahnung hat,
muss man sich dazu auch nicht auRern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weil}, dass Sie das Thema sehr argert. Es ist
ein wunder Punkt, weil Sie wissen, dass Sie han-
deln missen, es aber nicht tun.

Herr Oetzel, in der letzten, aber auch in dieser Le-
gislaturperiode haben wir auch andere Antrage
vorgelegt. Ich weil}, dass das nicht lhr Thema ist,
aber uns geht es nicht darum, dass das Winternot-
programm das gesamte Jahr Uber geoffnet ist und
dass es Standard wird, sondern wir haben in An-

tragen immer wieder deutlich gemacht, dass es be-
stimmte Schritte gibt, die man gehen muss. Zum
Beispiel mussen die von lhnen erwahnten Bera-
tungsstellen besser finanziert werden, damit sie
diese Arbeit wirklich besser machen kénnen und
damit alle Menschen, die sich beraten lassen mus-
sen, Uberhaupt eine Beratung bekommen. Die Si-
tuation in den Tagesaufenthaltsstatten ist so, dass
die Menschen, die Beratungsbedarf haben, gar
keine Beratung bekommen.

Ein anderer Punkt ist die 6ffentliche Unterbringung.
Wir sagen seit Jahren, dass die Notunterkunftsplat-
ze ausgebaut werden muissen. Es reicht nicht zu
sagen, mit 100 neu geschaffenen Platzen sei das
Problem geldst. Das Problem ist damit nicht gel6st.
Wir sehen doch, dass beim Pik As immer noch je-
den Tag Menschen abgewiesen werden. Es mus-
sen immer noch Menschen auf der Stra3e schlafen
und es ist nicht so, dass die Menschen auf der
StralRe schlafen mdchten. Damit missen wir auch
noch einmal aufraumen.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Daniel
Oetzel FDP)

Der letzte Punkt: Wir missen doch langfristig dafir
sorgen, dass die Menschen in gesicherte Wohn-
verhaltnisse integriert werden, dass Menschen, die
jahrelang auf der Stral3e leben und psychisch nicht
mehr in der Lage sind, allein zu wohnen, Unterstit-
zung bekommen. Diesbeziiglich sehe ich bei lhnen
keinerlei Bewegung. Wir haben auf jeden Fall noch
viel zu tun. Das wissen auch Sie. Es wird in der
Stadt nicht so ruhig bleiben. Ich glaube, es wird ei-
ne sehr laute Debatte geben,

(Ksenija Bekeris SPD: So ein bodenloser
Unsinn!)

weil die Blrgerinnen und Burger es nicht akzeptie-
ren, wenn man mit den Schwachsten so umgeht,
wie Sie es gerade tun. Das ist fur eine sozialdemo-
kratische Partei wirklich sehr beschamend.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Engels von der
GRUNEN Fraktion bekommt jetzt noch einmal das
Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ja, wir haben bei diesem The-
ma noch viel zu tun. Wahrscheinlich wird es fiir
uns niemals eine absolut zufriedenstellende Situa-
tion geben, weil es immer gilt, die Situation derjeni-
gen, ob sie mehr oder weniger werden, zu verbes-
sern. Das heil3t, wir missen uns nattrlich immer
darum kiimmern, wie wir das, was wir tun, an die
Bedarfe der Menschen anpassen und wie wir dafiir
sorgen kdnnen, dass es weniger Probleme gibt.
Deswegen packen wir jetzt zum Beispiel Fragen
wie Mindeststandards an und fragen uns, wie wir
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den Gewaltschutz im Winternotprogramm verbes-
sern kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
Wir missen uns fragen, woriiber wir diskutieren.

(Ksenija Bekeris SPD: Genau, nicht alles
durcheinanderwerfen!)

Diskutieren wir konkret Uber die Ausgestaltung des
Winternotprogramms oder diskutieren wir Uber das
Gesamtkonzept Wohnungslosenhilfe? Da mussen
wir genau hinsehen und prifen, was wir an wel-
cher Stelle kritisieren oder weiterentwickeln wollen,
wo es gut lauft und wo es vielleicht noch nicht so
gut lauft. Wichtig ist, dass wir das Winternotpro-
gramm qualitativ stetig weiterentwickeln und an der
Niedrigschwelligkeit festhalten. Das war heute in
vielen Teilen ein groBer Konsens. Wichtig ist auch,
dass wir die Umsetzung des Gesamtkonzepts
Wohnungslosenhilfe weiterentwickeln. Das haben
wir im Koalitionsvertrag vereinbart und das ist ein
Prozess, der auf jeden Fall laufen muss und im
Detail von Fachlichkeit gestiitzt sein sollte.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Das ist eine
Hinhaltetaktik! Das hatten wir letzte Legisla-
tur auch schon!)

Ich wiirde mir winschen, wenn wir dahin zurick-
kehren konnten. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Dann kommen wir jetzt zur Abstim-
mung.

Wer mochte zunachst die Drucksache 21/6168 an
den Sozialausschuss Uberweisen? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist die Uberweisung der
Drucksache abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen auch
hier mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
derselben Drucksache.

Die AfD-Fraktion méchte Ziffer 2.d) separat abstim-
men lassen.

Wer mochte also dem Antrag mit Ausnahme von
Ziffer 2.d) zustimmen? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist der Antrag mit Ausnahme von Zif-
fer 2.d) abgelehnt.

Wer mochte dann Ziffer 2.d) annehmen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
Ziffer 2.d) mit groRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzantrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN.

Wer mdchte diesem gern seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist dieser Antrag mit breiter Mehrheit angenom-
men.

Wir kommen zu Punkt 31 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/6146, Antrag der FDP-Fraktion:
Stadtteilschulen starken — Inklusion weiterent-
wickeln: Schiler mit LSE-Forderbedarf besonders
unterstitzen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Stadtteilschulen starken — Inklusion weiterent-
wickeln: Schiiler mit LSE-Forderbedarf beson-
ders unterstiitzen

— Drs 21/6146 -]

Nach Vereinbarung der Fraktionen entfallt die De-
batte.

Wer mochte die Drucksache an den Schulaus-
schuss Uberweisen? — Wer nicht? — Enthaltungen?
— Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag der FDP-Fraktion in
der Sache ab.

Wer stimmt ihm zu? — Auch hier die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann hat der Antrag keine
Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5, Druck-
sachen 21/6037, 21/6038 und 21/6039, den Be-
richten des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/6037 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/6038 —]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/6039 ]

Ich beginne mit dem Bericht aus der Drucksache
21/6037, zunachst Ziffer 1.

Wer méchte sich hier gern den Empfehlungen an-
schlieen, die der Eingabenausschuss zu den Ein-
gaben 503/16 und 571/16 abgegeben hat? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Das ist bei wenigen Ge-
genstimmen so beschlossen.

Wer folgt der Empfehlung zur Eingabe 444/167 —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war einstim-
mig.

Wer schlie3t sich den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 384/16, 385/16, 400/16, 450/16, betreffend
Fahrpreisreduzierung, sowie 547/16 an? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann haben wir auch


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6146
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das bei wenigen Enthaltungen einstimmig so be-
schlossen.

Wer sich jetzt den Empfehlungen zu den Ubrigen
Eingaben anschliefen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war dann auch einstimmig.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.
Wir kommen zum Bericht 21/6038.

Wer den Empfehlungen folgen mdchte, die der
Ausschuss zu den Eingaben 496/16 und 512/16
abgegeben hat, gebe bitte sein Handzeichen.
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist bei we-
nigen Enthaltungen einstimmig beschlossen.

Wer folgt den Ubrigen Eingaben? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/6039, hier zunachst
zu Ziffer 1.

Wer schlief3t sich der Empfehlung an, die der Ein-
gabenausschuss zur Eingabe 526/16, betreffend
verwaltungsrechtliche Rehabilitation/Mobbing, ab-
gegeben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war einstimmig bei einigen Enthaltungen.

Wer schliet sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war einstimmig.

Die zu Ziffer 2 erforderliche Kenntnisnahme ist er-
folgt.
Die
Sammeliibersicht™
haben Sie in der Neufassung erhalten.

Ich stelle fest, dass Sie die unter A aufgefihrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann haben
wir das einstimmig so Uberwiesen.

Wir kommen zu Punkt 6 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/5514, GrofRe Anfrage der FDP-
Fraktion: Nachfragen zu Drucksache 21/5299.

[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:
Nachfragen zu Drs. 21/5299
— Drs 21/5514 -]

Die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion mdchten
die Drucksache gern an den Verkehrsausschuss
Uberweisen.

** Sammellbersicht siehe Seite 3033 f.

Wer méchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann hat die Uberweisung keine
Mehrheit gefunden.

Ich stelle fest, dass wir ohne Besprechung Kennt-
nis genommen haben.

Tagesordnungspunkt 7, Drucksache 21/5638,
GroRe Anfrage der CDU-Fraktion: Personalbericht
2016 — Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Personalbericht 2016 — Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger

— Drs 21/5638 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Ausschuss fir Justiz und Datenschutz tGberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stlitzt? — Das ist der Fall. — Dann wird die Bespre-
chung fir die nachste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 8, Drucksache 21/5646,
ebenfalls eine GrolRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Abiturprifungen 2015/2016 — Welche konkreten
Ergebnisse erzielen Hamburgs Abiturienten an den
einzelnen Schulen?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Abiturpriifungen 2015/2016 — Welche konkreten
Ergebnisse erzielten Hamburgs Abiturienten an
den einzelnen Schulen?

— Drs 21/5646 —]

Die Fraktionen von CDU und FDP mdchten die
Drucksache gern an den Schulausschuss iberwei-
sen.

Wer mochte das auch? — Wer mochte das nicht? —
Wer enthalt sich? — Damit ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wird auch hier Besprechung beantragt? — Ja.
Dann sehen wir die Besprechung fir die nachste
Sitzung vor.

Wir kommen zu Punkt 9 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/5647, Grofte Anfrage der CDU-
Fraktion: Mittlerer Schulabschluss (MSA) 2015/
2016 — Welche konkreten Ergebnisse erzielten


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/5514
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/5638
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/5646
HembacRu
Schreibmaschinentext
** Sammelübersicht siehe Seite 3033 f.
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Hamburgs Schilerinnen und Schiiler an den ein-
zelnen Schulen?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Mittlerer Schulabschluss (MSA) 2015/2016 -
Welche konkreten Ergebnisse erzielten Ham-
burgs Schiilerinnen und Schiiler an den einzel-
nen Schulen?

— Drs 21/5647 -]

Auch diese Drucksache soll auf Wunsch der CDU-
Fraktion an den Schulausschuss Uberwiesen wer-
den.

Wer mochte so verfahren? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Auch hier die Frage, ob Besprechung beantragt
wird und ob das unterstitzt wird. — Das wird es.
Dann sehen wir die Besprechung fur die nachste
Sitzung vor.

Tagesordnungspunkt 17, Drucksache 21/6138, Se-
natsantrag: Gesetz zur Anderung des Hamburgi-
schen Ausflihrungsgesetzes zum Birgerlichen Ge-
setzbuch.

[Senatsantrag:

Gesetz zur Anderung des Hamburgischen Aus-
fiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetz-
buch

— Drs 21/6138 -]

Wer mochte den Senatsantrag aus Drucksache
21/6138 annehmen und das darin enthaltene Ge-
setz zur Anderung des Hamburgischen Ausfiih-
rungsgesetzes zum BGB beschlieBen? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig bei einer Enthaltung beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer méchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das wiederum bei einer Enthaltung
und somit endgiiltig einstimmig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 27, Drucksache 21/6021, Be-
richt des Ausschusses fur Umwelt und Energie:
Gesetz zur Anderung des Lebensraum Elbe-Stif-
tungsgesetzes und des Gesetzes uber Zufiihrun-
gen an die Stiftung Lebensraum Elbe.

[Bericht des Ausschusses fiir Umwelt und
Energie liber die Drucksache 21/4662:

Gesetz zur Anderung des Lebensraum Elbe-
Stiftungsgesetzes und des Gesetzes uber Zu-
fliihrungen an die Stiftung Lebensraum Elbe
(Senatsantrag)

— Drs 21/6021 -]

Wer méchte sich hier gern der Ausschussempfeh-
lung anschlieRen und das Gesetz zur Anderung
des Lebensraum Elbe-Stiftungsgesetzes und des
Gesetzes Uber Zufiihrungen an die Stiftung Le-
bensraum Elbe aus Drucksache 21/4662 mit der
vom Ausschuss empfohlenen Anderung beschlie-
Ren? — Wer mdchte das nicht beschlieRen? — Ent-
haltungen? — Dann haben wir das mehrheitlich in
erster Lesung beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Ist der Senat mit
einer sofortigen zweiten Lesung einverstanden?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Sehe ich Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdéchte das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Auch hier noch einmal die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann haben wir das auch in
zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Tagesordnungspunkt 28, Drucksache 21/6040, Be-
richt des Ausschusses fir Justiz und Datenschutz:
Umzug mit Hindernissen — Qualitat des Frauenvoll-
zugs nicht gefahrden.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/3299:

Umzug mit Hindernissen — Qualitit des Frauen-
vollzugs nicht gefahrden (Antrag der FDP-Frak-
tion)

— Drs 21/6040 -]

Wer folgt der Ausschussempfehlung? — Wer nicht?
— Enthaltungen? — Dann scheint mir das so mehr-
heitlich beschlossen worden zu sein.

Tagesordnungspunkt 30a, Drucksache 21/6251,
Bericht des Haushaltsausschusses: Sicherung der
Funktions- und Zukunftsfahigkeit des Planetariums
Hamburg: Nachbewilligung gemald Paragraf 35
LHO zum Haushaltsplan 2015/2016, Haushaltsjahr
2016, Einzelplane 3.3 und 9.2, Haushaltsplan-Ent-
wurf 2017/2018, Erganzung nach Paragraf 34
LHO: Einfihrung eines Mieter-Vermieter-Modells
fur die Immobilie Planetarium, Einzelplane 3.3 und
9.2.
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[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/5668:

Sicherung der Funktions- und Zukunftsfahig-
keit des Planetariums Hamburg: Nachbewilli-
gung gemaB § 35 LHO zum Haushaltsplan
2015/2016, Haushaltsjahr 2016, Einzelplane 3.3
und 9.2, Haushaltsplan-Entwurf 2017/2018, Er-
ganzung nach § 34 LHO (Drucksache 21/5000):
Einfuhrung eines Mieter-Vermieter-Modells fiir
die Immobilie Planetarium, Einzelplane 3.3 und
9.2 (Senatsantrag)

— Drs 21/6251 -]

Wer mdchte sich zunachst Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung anschlielen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist Ziffer 1 einstimmig be-
schlossen worden.

Hier bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das sehe ich nicht.

Wer méchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann haben
wir das auch in zweiter Lesung und somit endgiltig
beschlossen.

Wer mochte jetzt der in Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlung erbetenen Rickiberweisung
an den Haushaltsausschuss folgen? — Wer nicht?
— Enthaltungen? — Dann sehen wir die Drucksache
im Haushaltsausschuss wieder.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 35, Druck-
sache 21/6150, Antrag der CDU-Fraktion: Flicht-
lingswohnungen in der Baurstral’e — Anwohnern in
Othmarschen endlich Gleichbehandlung garantie-
ren.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Fliichtlingswohnungen in der BaurstralRe — An-
wohnern in Othmarschen endlich Gleichbe-
handlung garantieren

— Drs 21/6150 —]

Auf Wunsch der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN soll die Drucksache an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberwiesen werden. Vonseiten
der CDU-Fraktion liegt ein Antrag auf Uberweisung
an den Sozialausschuss vor.

Wer méchte sich zundchst der Uberweisung an
den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration
anschlieBen? — Wer nicht? — Enthaltungen? —
Dann ist dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer mochte an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das einstimmig dorthin Uberwie-
sen.

Wir kommen zu Punkt 37 der Tagesordnung,
Drucksache 21/6152, Antrag der CDU-Fraktion:
Britische Start-ups nach Brexit-Entscheid unterstit-
zen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Britische Start-ups nach Brexit-Entscheid un-
terstiitzen

— Drs 21/6152 -]

Die Fraktionen der CDU und der AfD mochten die-
se Drucksache an den Wirtschaftsausschuss Uber-
weisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer gibt dem Antrag seine Zustimmung? — Wer
lehnt ihn ab? — Enthaltungen? — Dann ist er mit
groRer Mehrheit abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 38, Drucksache 21/6153, An-
trag der CDU-Fraktion: Umgang mit Kleinen Anfra-
gen und Auskunftsersuchen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Umgang mit Kleinen Anfragen und Auskunfts-
ersuchen

— Drs 21/6153 -]

Wer mochte den Antrag gern beschlieRen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat dieser
Antrag keine Mehrheit gefunden.

Tagesordnungspunkt 43, Drucksache 21/6158, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Planungssicherheit fiir die MS Stubnitz — Liege-
platz erhalten.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Planungssicherheit fiir die MS Stubnitz — Liege-
platz erhalten

— Drs 21/6158 —]

Wer schlief3t sich dem Antrag an? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann haben wir das einstimmig
beschlossen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6251
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6150
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6152
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6153
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6158
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Tagesordnungspunkt 44, Drucksache 21/6159, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Abschiebemonitoring.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Abschiebemonitoring

— Drs 21/6159 -]

Wer mochte diesen Antrag gern annehmen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann ist das mit grofler Mehrheit so beschlossen
worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 45, Druck-
sache 21/6166, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Auch beim Klimaschutz: Umweltgerechtigkeit muss
drin sein — Begleitende MafRnahmen zu den UN-
"Sustainable Development Goals" fiir eine soziale
und dkologische Metropole ergreifen

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Auch beim Klimaschutz: Umweltgerechtigkeit
muss drin sein — Begleitende MaRnahmen zu
den UN-"Sustainable Development Goals"
(SDGs) fiir eine soziale und 6kologische Metro-
pole ergreifen

— Drs 21/6166 —]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN und die
Fraktion DIE LINKE mochten diese Drucksache
gern an den Ausschuss fur Umwelt und Energie
Uberweisen.

Wer mdchte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist der Antrag mehrheitlich Gberwei-
sen worden.

Tagesordnungspunkt 46, Drucksache 21/6167, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Sport ist kein Larm —
Sportstatten bei Sanierungs- und Umbaumafinah-
men effektiv schutzen und Nutzungseinschrankun-
gen verhindern!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Sport ist kein Larm — Sportstatten bei Sanie-
rungs- und UmbaumaBRnahmen effektiv schiit-
zen und Nutzungseinschrankungen verhindern!
— Drs 21/6167 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Nutzungsbeschriankungen mindern — Maoglich-
keiten der LAI nutzen

— Drs 21/6305 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/6305 ein Zu-
satzantrag der FDP-Fraktion vor.

Die Fraktionen der LINKEN, der FDP und der AfD
mochten die Ursprungsdrucksache an den Sport-
ausschuss uberweisen.

Wer mécehte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Antrag der FDP-Fraktion. Die CDU-Fraktion
mochte ihn gern ziffernweise abstimmen. Das tun
wir.

Wer mochte Ziffer 1 annehmen? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist Ziffer 1 abgelehnt.

Wer folgt Ziffer 2? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit hat auch Ziffer 2 keine
Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum Antrag der Fraktion DIE LINKE.
Diesen mochte wiederum die FDP ziffernweise ab-
stimmen lassen.

Wer mochte sich hier den Ziffern 1 und 2 anschlie-
Ren? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann sind
die Ziffern 1 und 2 abgelehnt.

Wer mochte die Ziffern 3 bis 6 annehmen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann sind
auch die Ziffern 3 bis 6 abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 48, Drucksache 21/6169, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Schulschwimmen in
Hamburg endlich angemessen umsetzen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Schulschwimmen in Hamburg endlich ange-
messen umsetzen

— Drs 21/6169 -]

Die Fraktionen der LINKEN und der FDP mochten
die Drucksache an den Schulausschuss Uberwei-
sen.

Wer mochte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte den Antrag annehmen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat der
Antrag keine Mehrheit gefunden.

Da wir ihn noch nicht abgestimmt haben, rufe ich
erneut Tagesordnungspunkt 49 auf, Drucksache
21/6170 in der Neufassung, gemeinsamer Antrag
der Fraktionen der SPD, GRUNEN, CDU, LINKEN


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6159
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6166
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6167
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6305
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6169
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und FDP: Starkung der Birgerschaft — Verbesse-
rungen im Parlamentsbetrieb.

[Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN,
CDU, LINKEN und FDP:

Starkung der Hamburgischen Birgerschaft —
Verbesserungen im Parlamentsbetrieb

— Drs 21/6170 Neufassung -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Antrag der SPD-Fraktion, der GRUNEN Frakti-
on, der CDU-Fraktion, der Fraktion DIE LINKE
und der FDP-Fraktion (Drs. 21/6170), Starkung
der Hamburgischen Biirgerschaft — Verbesse-
rungen im Parlamentsbetrieb

— Drs 21/6324 -]

Wir haben die Debatte vorher gefihrt und kommen
jetzt zu der vorhin ausgesetzten Abstimmung.

Den Antrag haben Sie in der Neufassung erhalten
und lhnen liegt als Drucksache 21/6324 ein Zu-
satzantrag der AfD-Fraktion vor, Gber den wir zu-
erst abstimmen.

Wer mdchte ihn annehmen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir stimmen Uber den gemeinsamen Antrag der
Ubrigen Fraktionen in seiner Neufassung ab.

Wer folgt ihm? — Wer ist dagegen? — Wer enthalt
sich? — Dann haben wir das bei einer Enthaltung
einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 50 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/6171, das ist ebenfalls ein Antrag
der Fraktionen der SPD, GRUNEN, CDU, LINKEN
und FDP: EntschlieRung zur Umsetzung der Reso-
lution des 14. Parlamentsforums Sidliche Ostsee
zu dem Thema "Land-, Fischerei- und Erndhrungs-
wirtschaft — Innovation und Zusammenarbeit im
sudlichen Ostseeraum".

[Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN,
CDU, LINKEN und FDP:

EntschlieBung zur Umsetzung der Resolution
des 14. Parlamentsforums Siidliche Ostsee zu
dem Thema "Land-, Fischerei- und Erndahrungs-
wirtschaft — Innovation und Zusammenarbeit
im slidlichen Ostseeraum™”

— Drs 21/6171 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache gern im
Wissenschaftsausschuss beraten.

Wer mochte das auch? — Wer méchte das nicht? —
Enthaltungen? — Das Uberweisungsbegehren ist
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte die Drucksache beschlieBen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das haben wir dann
einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu unserem letzten Tagesordnungs-
punkt, Nummer 54, Drucksache 21/6175, Antrag
der Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN und LIN-
KEN: Starkung der Birgerschaft — Unterstlitzung
der Fraktionen fiir erhéhten Aufwand in parlamen-
tarischen Gremien und Prozessen sowie Flexibili-
sierung des Bezugs von Sachleistungen.

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN
und LINKEN:

Starkung der Biirgerschaft — Unterstiitzung der
Fraktionen fiir erh6hten Aufwand in parlamen-
tarischen Gremien und Prozessen sowie Flexi-
bilisierung des Bezugs von Sachleistungen

— Drs 21/6175 -]

Die FDP-Fraktion méchte Artikel 2 des im Antrag
enthaltenen Gesetzentwurfs separat abstimmen
lassen.

Ich frage deswegen zuerst, wer die Artikel 1 und 3
des Gesetzes zur Unterstiitzung der Arbeit der
Fraktionen sowie zur Flexibilisierung der Sachmit-
tel beschlieBen mochte. — Wer mdchte das nicht?
— Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich so
beschlossen worden.

Wer mdchte jetzt noch Artikel 2 des genannten Ge-
setzes annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch Ziffer 2 so beschlossen wor-
den.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann haben wir das auch in zweiter Lesung und
somit endgultig beschlossen.

Meine Damen und Herren! Ich winsche |hnen
einen schonen Feierabend.

Ende: 20.05 Uhr


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6170
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6324
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6171
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/6175
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Anlage

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 12. und 13. Oktober 2016

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

23 5889 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 1. Oktober 2015:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020: Wir investieren in den Sport! Initiative fur die Sportstat-
tensanierung weiter unterstitzen" — Drs. 21/1618

24 5890 [Burgerschaftliches Ersuchen vom 24. Juni 2015:
"Fir eine nachhaltige Essensversorgung in Schulen sorgen — Produktionskiichen
einrichten!" — Drs. 21/737

25 5976 |[Burgerschaftliches Ersuchen vom 17. Dezember 2014:
"Hamburg 2020: Verbesserung der Betreuungsqualitat in Hamburger Kindertages-
einrichtungen — Konkrete Schritte und langfristige Perspektiven" —
Drs. 20/13947 (Neufassung)

26 5977 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 16. Dezember 2014:

"Hamburg 2020: Bildungsqualitat und Bildungsgerechtigkeit weiter starken" —
Drs. 20/13939

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der

12 5861 Macht der Senat beziehungsweise die zustandige Behor- |CDU Ausschuss fur
de die Hamburger Hochschulen fit fir den digitalen Wan- Wissenschaft und
del? Gleichstellung

16 6137 Haushaltsplan 2016 inter- Haushalts-
Mehrbedarfe im Einzelplan 8.1 Behorde fir Inneres und | fraktionell |ausschuss
Sport; Produktgruppe 272.03 Sport
hier: Forderung von SportgroRveranstaltungen

19 6046 Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der Blirger- SPD, Ausschuss fur
schaft vom 21. Januar 2016 GRUNEN |Umwelt und
"Energiewende voranbringen — Sachstand und Perspekti- Energie
ven des Ausbaus der Windenergie in Hamburg" (Druck-
sache 21/1756)

20 6047 Stellungnahme des Senats zum 25. Tatigkeitsbericht Da- | SPD, Ausschuss fur
tenschutz des Hamburgischen Beauftragten fir Daten- GRUNEN, |Justiz und Daten-
schutz und Informationsfreiheit (Drucksache 21/3452) FDP schutz

33 6148 Kinderwunschbehandlung auch in Hamburg férdern/ SPIZ_)_, Familien-, Kinder-
Gleichstellung nicht ehelicher Partnerschaften GRUNEN |und Jugend-

ausschuss

34 6149 Hamburgs Wohnungsmarkt effektiv entlasten — endlich SPD, Stadt-

Potenziale von Dachaufstockungen und Dachausbauten |GRUNEN, |entwicklungs-
nutzen LINKEN ausschuss
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
36 6151 Das Projekt "Community Spirit Hamburg" mit SPD, Ausschuss fir
93.000 Euro aus dem Integrationsfonds férdern CDhU, Soziales, Arbeit
GRUNEN |und Integration
39 6154 Mit Augenmal’ und ohne Zwang — Erfolgsgeschichte SPD, Verkehrs-
StadtRAD weiterdrehen GRUNEN, |ausschuss

AfD






